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Änderungsantrag 

der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

zu dem Entwurf eines Gesetzes über die Arbeitsweise der Bundesagentur für 

Sprunginnovationen und zur Flexibilisierung ihrer rechtlichen und finanziellen 

Rahmenbedingungen (SPRIND-Freiheitsgesetz – SPRINDFG) Drucksache 20/8677 

 

Der Bundestag wolle beschließen, den Gesetzentwurf auf Drucksache 20/8677mit folgenden 

Maßgaben, im Übrigen unverändert anzunehmen: 

 

1. Zu § 1 Absatz 1 SPRINDFG-E 

§ 1 Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 angefügt: „Die SPRIND handelt dabei mit dem Ziel, dass 

durch neue hochinnovative Produkte, Prozesse oder Dienstleistungen neue Wertschöpfung 

insbesondere in Deutschland und Europa entsteht. Dies geschieht in der Absicht, das durch 

die SPRIND geförderte geistige Eigentum zu sichern.” 

 

2. Zu § 3 Absatz 3 SPRINDFG-E 

In § 3 ist der bisherige Absatz 3 zu streichen.  Stattdessen ist der folgende Absatz 3 

einzufügen: „Aus der Förderung von Sprunginnovationen nach § 1 dieses Gesetzes 

herrührende Einnahmen, soweit sie aus der Veräußerung von Unternehmensanteilen oder 

der Veräußerung oder sonstigen Verwertung von geistigen Eigentumsrechten resultieren, 

sollen zur Hälfte den Mitteln zur Förderung von Sprunginnovationen zufließen. Das Nähere 

regelt das jährliche Haushaltsgesetz.“ 

 

In § 3 wird zudem ein Absatz 4 ergänzt: „Soweit Einnahmen im Sinne von Absatz 3 aus einem 

Fördervorhaben die Summe aller Aufwendungen aus Bundesmitteln übersteigen, die zuvor 

diesem Fördervorhaben zugeflossen sind, können diese in Höhe des übersteigenden Betrags 

nach Maßgabe des § 15 Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung zusätzlich zur 

Selbstbewirtschaftung zugewiesen werden.“ 

 

3. Zu § 4 Absatz 2 Satz 1 bis 2a – neu – SPRINDFG-E 

§ 4 Absatz 2 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 1 sind die Wörter „innerhalb von drei Monaten nach Eingang der vollständigen 

Antragsunterlagen“ zu streichen. 

b) Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Es wird unwiderleglich vermutet, dass das Bundesministerium der Finanzen bei 
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Anträgen die Einwilligung gemäß § 65 Absatz 3 Satz 2 der Bundeshaushaltsordnung 

erteilt hat, wenn dieses einem Antrag des zuständigen Bundesministeriums nicht 

innerhalb von vier Wochen nach Eingang des vollständigen Antrages widerspricht.“ 

c) Nach Satz 2 ist folgender Satz einzufügen: 

„Wenn innerhalb dieser Frist Widerspruch nach Satz 2 eingelegt wird, ist über den 

Antrag innerhalb von drei Monaten nach Eingang der vollständigen Antragsunterlagen 

zu entscheiden, andernfalls wird unwiderleglich vermutet, dass das Bundesministerium 

der Finanzen die Einwilligung erteilt hat.“ 

 

4. Zu § 5 Satz 2 SPRINDFG-E 

In § 5 Satz 2 ist die Angabe „§ 1 Absatz 4 Nummern 3 bis 6“ durch die Angabe „§ 1 Absatz 3 

und § 1 Absatz 4 Nummern 2 und 5“ zu ersetzen. 

 

5. Zu § 5 Satz 2 SPRINDFG-E 

In § 5 Satz 2 ist das Wort „beiden“ durch das Wort „fünf“ zu ersetzen. 

 

6. Zu § 7 SPRINDFG-E  

In § 7 wird ein Absatz 2 ergänzt: „In einer weiteren Evaluation, die bis zum 31. Januar 2026 

vorgelegt werden soll, wird die Fachaufsicht gemäß § 2 Absatz 1 Gegenstand einer Effizienz- 

und Wirksamkeitskotrolle sein, auf deren Grundlage gesetzliche Änderungen geprüft 

werden.“ 

  



Begründung 

 

Zu Nummer 1 

Die Sprunginnovationen sollen im Sinne der Ziele für nachhaltige Entwicklung der Vereinten 

Nationen dazu beitragen, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen, die Resilienz der 

Gesellschaft zu stärken und unseren Wohlstand zu sichern. Ziel der SPRIND ist es, durch ihre 

Fördertätigkeit Wertschöpfung in Deutschland und Europa zu bewirken und das damit 

zusammenhängende geförderte geistige Eigentum in Deutschland und Europa zu erhalten. 

Ungeachtet dieser Zielsetzung bleibt es der SPRIND im Einzelfall ausdrücklich möglich, 

Beteiligungen an Firmen auch aus dem nicht-europäischen Ausland zu erwerben. Ferner ist eine 

Förderung durch die SPRIND auch möglich, wenn das durch sie geförderte geistige Eigentum ganz 

oder teilweise im Eigentum der geförderten Unternehmen verleibt. 

 

 

Zu Nummer 2 

Durch die Änderung wird in § 3 Absatz 3 SPRINDFG-E nunmehr geregelt, dass aus der Förderung 

von Sprunginnovationen nach § 1 dieses Gesetzes herrührende Einnahmen, soweit sie aus der 

Veräußerung von Unternehmensanteilen (z. B. Tochterunternehmen oder sonstige 

Beteiligungen) oder der Veräußerung oder sonstigen Verwertung von geistigen 

Eigentumsrechten (Lizenzen, Patenten etc.) resultieren, in Höhe von 50 Prozent den Mitteln zur 

Förderung von Sprunginnovationen zufließen. 

Der ergänzte § 3 Absatz 4 SPRINDFG-E legt fest, dass in Fällen, in denen die Einnahmen im Sinne 

von Absatz 3 (Gesamteinnahmen aus Veräußerung bzw. Verwertung eines Fördervorhabens) die 

Summe aller zuvor in das jeweilige Fördervorhaben investierten Aufwendungen aus 

Bundesmitteln übersteigen, der diese Aufwendungen übersteigende Betrag („Gewinn“) nach 

Maßgabe des § 15 Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung zusätzlich – zu den Mitteln gemäß 

Absatz 2 (bis zu 30 Prozent der Mittel zur Förderung von Sprunginnovationen) – zur 

Selbstbewirtschaftung zugewiesen werden können. 

 

 

Zu Nummer 3 

Die Anpassung der in § 4 Absatz 2 SPRINDFG-E geregelten Einwilligungsfiktion zielt darauf ab, die 

Planungssicherheit für die SPRIND zu gewährleisten. Daher ist es für die Beschleunigung und 

Planbarkeit der Handlungen der SPRIND von Bedeutung, bereits innerhalb vier Wochen nach 

Antragstellung Klarheit zu erlangen, ob gegebenenfalls etwas gegen eine Zustimmung sprechen 

könnte. Insbesondere im Rahmen von Verhandlungen über Unternehmensanteile muss die 

SPRIND frühzeitig über Handlungssicherheit verfügen, um ihre Verhandlungspositionen am 



Markt sichern zu können. Erforderliche Umsetzungsprozesse können so besser aufeinander 

abgestimmt werden. Zugleich bleibt sichergestellt, dass das Bundesministerium der Finanzen in 

jedem Fall frühzeitig über die Beteiligungsvorgänge informiert wird. Die nach der BHO einheitlich 

geltenden Zustimmungsvoraussetzungen, die insbesondere haushaltsrechtlich notwendige 

Einflussnahme- und Kontrollmöglichkeiten des Bundes sicherstellen sollen, bestehen durch die 

Anpassung der Vorschrift fort.  

Es wird vermutet, dass die Prüfungshandlungen des Bundesministeriums der Finanzen 

unabhängig vom Umfang der Anteile ähnlich sein werden, sodass von einer Dichotomie entlang 

des Wertes von zehn Millionen Euro abzusehen und die Einwilligungsfiktion vollumfänglich zur 

Geltung zu bringen ist. 

Der geänderte Satz 2 und der eingefügte Satz 2a des § 4 Absatz 2 SPRINDFG-E entsprechen 

abgesehen von einer geringfügigen Anpassung in Bezug auf das Erfordernis vollständiger 

Antragsunterlagen dem § 5 Wissenschaftsfreiheitsgesetz (WissFG). Die Zielrichtung des 

SPRINDFG-E ist hier mit der des WissFG vergleichbar. 

 

 

Zu Nummer 4 

Diese Änderung bildet die in der Einzelbegründung zu § 5 SPRINDFG-E auf die SPRIND 

vorgesehene Verlagerung der sonst vom Bundesministerium der Finanzen nach § 8 Absatz 2 des 

jeweiligen Haushaltsgesetzes zu treffenden Entscheidung über eine Ausnahme vom 

Besserstellungsverbot bei Zuwendungsempfängern in den Fällen, in denen die SPRIND 

Zuwendungen gewährt, klarer ab, indem die Handlungsformen des § 1 Absatz 3 SPRINDFG-E 

aufgenommen werden.  

Darüber hinaus ist eine Änderung der verwiesenen Nummern aus § 1 Absatz 4 SPRINDFG-E 

notwendig, sodass solche Handlungsformen eine Einschränkung des Besserstellungsverbots 

erfahren, die andernfalls diesem mit großer Wahrscheinlichkeit unterfielen. 

Aufgrund der bereits in der Vergangenheit eingeräumten Ausnahme vom Besserstellungsverbot 

für die wissenschaftlichen Geschäftsführungen der Tochtergesellschaften der SPRIND, ist nicht 

anzunehmen, dass die SPRIND solch eine Flexibilisierung mit weniger Augenmaß nutzen wird als 

bislang. Auch hat die SPRIND als Zuwendungsgeber nach wie vor die Möglichkeit, zu überprüfen, 

in welchem Umfang ein Antragsteller vom Besserstellungsverbot abweicht. Bei einer zu großen 

Abweichung nach oben kann der Zuwendungsgeber eine Zuwendung nach wie vor versagen. Die 

SPRIND und die Zuwendungsempfänger sollen auch ohne Geltung des Besserstellungsverbots 

weiterhin dem Haushaltsgrundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit unterworfen bleiben. 

 

 

 



Zu Nummer 5 

Die Änderung berücksichtigt die Zeitspanne, die notwendig ist, um ein Projekt mit 

Sprunginnovationspotenzial in die Lage versetzen zu können, das technologische „Valley of 

Death“ zu überbrücken und am Markt bestehen zu können. Die Dauer von fünf Jahren stellt die 

Untergrenze eines auskömmlichen Mittelwerts dar, der sich durch die Praxis der SPRIND 

herausgebildet hat, bereits im Rahmen der Laufzeit der in der Vergangenheit vergebenen 

Zuwendungen des Bundes an die von der SPRIND gegründeten Tochtergesellschaften Anwendung 

fand und auch für die künftigen Handlungsformen der SPRIND Berücksichtigung finden sollte.  

Die zeitliche Begrenzung der Einschränkung des Besserstellungsverbots auf zwei Jahre führt 

dazu, dass Unternehmen arbeitsrechtliche Schwierigkeiten drohen. Probleme können sich 

insbesondere ergeben, wenn die Fördermaßnahmen über diesen Zeitraum hinausgehen und eine 

Herabstufung der Gehälter der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erforderlich würde. Die zeitliche 

Befristung würde praktisch dazu führen, dass Förderzeiträume auf zwei Jahre begrenzt werden 

müssten, unabhängig davon, ob dies im Einzelfall als sinnvoll erachtet wird. 

 

 

Zu Nummer 6 

Die Effizienz und Wirksamkeit der Fachaufsicht gemäß § 2 Absatz 1 soll Gegenstand einer vom 

Bundesministerium für Bildung und Forschung beauftragten Evaluation werden, die den 

Zeitraum vom Inkrafttreten des SPRIND-Freiheitsgesetzes bis zum 31. Dezember 2025 umfasst. 

Der Evaluationsbericht soll sodann bis zum 31. Januar 2026 vorgelegt werden. Auf Grundlage 

dieses Evaluationsberichtes werden gesetzliche Änderungsbedarfe geprüft werden. 



Deutscher Bundestag       
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
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Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU/CSU 
zum Bundes-Klimaanpassungsgesetz  
Drs. 20/8764  
 
 

 

Der Ausschuss wolle beschließen: 
 
 
I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 
 

Neben dem Klimaschutz durch die Reduktion von CO2 ist die Anpassung an den bereits statt-

findenden Klimawandel eine weitere Herausforderung der Klimapolitik. Überschwemmungen, 

wie die Flutkatastrophe im Ahrtal oder anhaltende Hitzeperioden sind auch in Deutschland 

keine Ausnahme mehr. Im Jahr 2008 wurde die Deutsche Anpassungsstrategie an den Klima-

wandel (DAS) etabliert, um den Folgen des fortschreitenden Klimawandels zu begegnen. Der 

Vorstoß, die Bemühungen zur Klimaanpassung nun in gesetzliche Form zu gießen und ein 

Klimaanpassungsgesetz zu schaffen, ist grundsätzlich positiv zu bewerten.  

Der von der Bundesregierung vorgelegte Gesetzentwurf begegnet den Herausforderungen 

des Klimawandels in Deutschland jedoch nur ungenügend und weist gravierende Schwach-

stellen auf. In erster Linie ist nicht erklärbar, warum die vorsorgende Klimaanpassungsstrate-

gie, die wichtige Maßnahmen zur Anpassung enthalten soll, voraussichtlich erst im Herbst 

2025 und damit zum Ende der Legislaturperiode vorliegen wird. Die Länder und Kommunen 

benötigen schon jetzt Leitlinien, um eigene vorsorgende Klimaanpassungsstrategien zu ent-

wickeln. Einige Bundesländer haben bereits Anpassungsgesetze oder -konzepte auf den Weg 

gebracht. Für sie, aber auch für die Akteure aus der Wirtschaft muss sichergestellt werden, 

dass die durch das Bundes-Klimaanpassungsgesetz ausgelösten Auflagen auf ein bürokrati-

sches Minimum beschränkt werden. Personelle sowie finanzielle Ressourcen sollten stattdes-

sen auf die Anpassungsmaßnahmen selbst verwendet werden. Es bedarf einer gemeinsamen 

finanziellen Kraftanstrengung, denn ohne die notwendige finanzielle Ausstattung wird es nicht 

gelingen, die Klimaanpassung in Deutschland ausreichend sicherzustellen. Bund und Länder 

müssen daher Klimaanpassungsmaßnahmen in den Haushalten entsprechend berücksichti-

gen.  
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II.  Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

 

- die vorsorgende Klimaanpassungsstrategie spätestens bis Ende 2024 vorzulegen, da-

mit Länder und Kommunen die notwendigen Rahmenbedingungen haben, um eigene 

passgenaue Konzepte und Strategien zu entwickeln;  

- gemeinsam mit den Ländern dafür zu sorgen, dass in den Haushalten entsprechend 

finanzielle Mittel für Klimaanpassungsmaßnahmen zur Verfügung stehen;  

- die Auflagen für Klimarisikoanalyse, Datenerhebung, Monitoring und Berichtspflichten 

möglichst bürokratiearm zu gestalten, damit keine unnötigen personellen und finanzi-

ellen Ressourcen gebunden werden, die für die tatsächlichen Maßnahmen zur Klima-

anpassung benötigt werden;  

- ein Cluster blau-grüne Infrastruktur in Paragraph 3 KAnG vorzusehen, um Maßnahmen 

wie Schwammstadtkonzepte oder ‚Grün in der Stadt‘ als essentielle Maßnahmen zur 

Klimaanpassung zu etablieren;  

- „beim Neubau und den entsprechenden Förderprogrammen den bewährten Standard 

EH55 zu Grunde zu legen, um das Bauen nicht auszubremsen; bei Förderprogrammen 

im städtebaulichen Bereich darauf zu achten, dass die Anpassung bei den Förderkri-

terien ausreichend berücksichtigt wird“; 

- Rechtssicherheit bezüglich der im Gesetzentwurf enthaltenen Legaldefinitionen zu 

schaffen, insbesondere für die Begriffe „vorsorgende Klimaanpassungsstrategie“ und 

„Klimaanpassungskonzepte“;  

- die Begrifflichkeiten in Paragraph 8 KAnG („Berücksichtigungsgebot“) rechtssicher zu 

definieren und dabei mithilfe einer Positivliste klarzustellen, wer Träger öffentlicher Auf-

gaben ist;  

- die bestehende Rechtsunsicherheit in Paragraph 8 KAnG hinsichtlich der Ermittlungs-

tiefe, der vorgeschriebenen Öffentlichkeitsbeteiligung und der Notwendigkeit einer stra-

tegischen Umweltprüfung auszuräumen, um damit zu verhindern, dass Gerichtsverfah-

ren Projekte verzögern oder gar verhindern;  

- rechtliche Vorgaben zur Klimaanpassung in den bestehenden Fachgesetzen zu integ-

rieren und keine parallelen Strukturen durch das Klimaanpassungsgesetz zu schaf-

fen, um Rechtssicherheit für die Rechtsanwender herzustellen.  

 

Berlin, den 15. November 2023 

 

 



 

Deutscher Bundestag 

20. Wahlperiode 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 

 

14. November 2023 

 

Änderungsantrag 

Der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 

 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Zusammenstellung 

Entwurf eines Bundes-Klimaanpassungsgesetzes (KAnG) 

– Drucksache 20/8764 – 
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Entwurf Beschlüsse des Ausschusses für Um-
welt, Naturschutz, nukleare Sicherheit 

und Verbraucherschutz 

Entwurf eines Bundes-Klimaan-
passungsgesetzes 

Entwurf eines Bundes-Klimaan-
passungsgesetzes 

(KAnG) (KAnG) 

Vom  Vom  

Der Bundestag hat das folgende Ge-
setz beschlossen: 

Der Bundestag hat das folgende Ge-
setz beschlossen: 

A b s c h n i t t  1  A b s c h n i t t  1  

A l l g e m e i n e  V o r s c h r i f t e n  u n v e r ä n d e r t  

§ 1 

 

Ziel des Gesetzes  

Ziel dieses Gesetzes ist es, zum Schutz 
von Leben und Gesundheit, von Gesell-
schaft, Wirtschaft und Infrastruktur sowie 
von Natur und Ökosystemen negative Aus-
wirkungen des Klimawandels, insbesondere 
die drohenden Schäden, zu vermeiden 
oder, soweit sie nicht vermieden werden 
können, weitestgehend zu reduzieren. Die 
Widerstandsfähigkeit ökologischer Systeme 
und der Gesellschaft gegenüber den auch in 
Zukunft fortschreitenden klimatischen Ver-
änderungen soll zur Bewahrung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse gesteigert werden 
und es sollen Beiträge zu den nationalen 
und internationalen Anstrengungen bei der 
Klimaanpassung geleistet werden. Die Zu-
nahme sozialer Ungleichheiten durch die 
negativen Auswirkungen des Klimawandels 
soll verhindert werden. 

 

§ 2 

 

Begriffsbestimmungen  

Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind:  
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1. Klimaanpassung: die Ausrichtung an 
den aktuellen oder erwarteten Auswir-
kungen des Klimawandels, 

 

2. Klimarisikoanalyse: eine Ermittlung und 
Bewertung der gegenwärtigen und zu-
künftigen Risiken im Zusammenhang 
mit den Auswirkungen des Klimawan-
dels, in deren Rahmen der erforderliche 
Umfang und Detaillierungsgrad der 
Analyse durch die für die Erstellung zu-
ständige juristische Person angemes-
sen nach ihrer Situation und ihren Be-
dürfnissen festgelegt wird, 

 

3. Träger öffentlicher Aufgaben: alle Stel-
len, die öffentliche Aufgaben wahrneh-
men, unabhängig davon, ob sie öffent-
lich-rechtlich oder privatrechtlich orga-
nisiert sind. 

 

A b s c h n i t t  2  A b s c h n i t t  2  

K l i m a a n p a s s u n g  d u r c h  
d e n  B u n d  

K l i m a a n p a s s u n g  d u r c h  
d e n  B u n d  

§ 3 § 3 

Vorsorgende Klimaanpassungsstrategie Vorsorgende Klimaanpassungsstrategie 

(1) Die Bundesregierung legt bis zum 
Ablauf des 30. September 2025 eine vorsor-
gende Klimaanpassungsstrategie mit mess-
baren Zielen vor. Sie setzt sie im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit um und schreibt sie unter 
Berücksichtigung aktueller wissenschaftli-
cher Erkenntnisse alle vier Jahre fort. Die 
Klimaanpassungsstrategie wird insbeson-
dere auf Grundlage der Klimarisikoanalyse 
nach § 4 Absatz 1 Satz 1 entwickelt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) In die vorsorgende Klimaanpas-
sungsstrategie sind mindestens folgende 
Cluster und ihnen zugeordneten Hand-
lungsfelder aufzunehmen: 

(2) In die vorsorgende Klimaanpas-
sungsstrategie sind mindestens folgende 
Cluster und ihnen zugeordneten Hand-
lungsfelder aufzunehmen: 

1. das Cluster Wasser mit folgenden 
Handlungsfeldern: 

1. das Cluster Infrastruktur mit folgenden 
Handlungsfeldern: 
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a) Wasserhaushalt und Wasserwirt-
schaft,  

a) Energieinfrastruktur, 

b) Küsten- und Meeresschutz und b) Gebäude und 

c) Fischerei, c) Verkehr und Verkehrsinfrastruk-
tur, 

2. das Cluster Infrastruktur mit folgenden 
Handlungsfeldern: 

2. das Cluster Land und Landnutzung 
mit folgenden Handlungsfeldern: 

a) Gebäude, a) biologische Vielfalt, 

b) Energieinfrastruktur und b) Boden, 

c) Verkehr und Verkehrsinfrastruktur, c) Landwirtschaft und 

 d) Wald und Forstwirtschaft, 

3. das Cluster Land und Landnutzung mit 
folgenden Handlungsfeldern: 

3. das Cluster menschliche Gesundheit 
und Pflege, 

a) Boden, entfällt 

b) biologische Vielfalt, entfällt 

c) Landwirtschaft und entfällt 

d) Wald und Forstwirtschaft, entfällt 

4. das Cluster Gesundheit mit dem Hand-
lungsfeld menschliche Gesundheit, 

4. das Cluster Stadtentwicklung, Raum-
planung und Bevölkerungsschutz 
mit folgenden Handlungsfeldern: 

 a) Bevölkerungs- und Katastrophen-
schutz, 

 b) Raumplanung und 

 c) Stadt- und Siedlungsentwicklung, 

5. das Cluster Wirtschaft mit folgenden 
Handlungsfeldern: 

5. das Cluster Wasser mit folgenden 
Handlungsfeldern: 

a) Industrie und Gewerbe und a) Fischerei, 

b) Finanzwirtschaft, b) Küsten- und Meeresschutz und 
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 c) Wasserhaushalt und Wasser-
wirtschaft, einschließlich Hoch- 
und Niedrigwassermanagement 
sowie Starkregenrisikomanage-
ment, 

6. das Cluster Stadtentwicklung, Raum-
planung und Bevölkerungsschutz mit 
folgenden Handlungsfeldern: 

6. das Cluster Wirtschaft mit folgenden 
Handlungsfeldern: 

a) Stadt- und Siedlungsentwicklung, a) Finanzwirtschaft und 

b) Raumplanung und b) Industrie und Gewerbe sowie 

c) Bevölkerungsschutz sowie entfällt 

7. ein Cluster mit übergreifenden Hand-
lungsfeldern. 

7. ein Cluster mit übergreifenden Hand-
lungsfeldern, wie beispielsweise vul-
nerable Gruppen oder Arbeits-
schutz. 

(3) Die vorsorgende Klimaanpas-
sungsstrategie  

(3) Die vorsorgende Klimaanpas-
sungsstrategie  

1. enthält hinreichend ambitionierte, 
messbare Ziele, die jeweils innerhalb 
eines bestimmten in der Strategie fest-
zulegenden zeitlichen Rahmens er-
reicht werden sollen und einem Cluster 
zugeordnet sind; diese Ziele konkreti-
sieren das übergeordnete Ziel nach § 1, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. definiert für jedes Ziel einen oder meh-
rere Indikatoren, mit denen gemessen 
wird, inwieweit das Ziel erreicht worden 
ist, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. benennt geeignete Maßnahmen des 
Bundes, die jeweils zur Erreichung ei-
nes oder mehrerer Ziele beitragen, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. gibt Empfehlungen zu Maßnahmen, die 
in die Zuständigkeit der Länder fallen, 
und 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. legt einen Mechanismus zur Bewertung 
der Fortschritte in der Zielerreichung 
fest. 

5. legt einen Mechanismus zur Bewertung 
der Fortschritte in der Zielerreichung 
fest. 
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Im Rahmen der Benennung von Maß-
nahmen nach Satz 1 Nummer 3 und der 
Empfehlung von Maßnahmen nach 
Satz 1 Nummer 4 sollen im Fall des Vor-
liegens mehrerer gleich geeigneter 
Maßnahmen nachhaltige Anpassungs-
maßnahmen Vorrang haben, insbeson-
dere solche, die ausgeprägte Synergien 
zu den Bereichen des natürlichen Kli-
maschutzes, des Schutzes der biologi-
schen Vielfalt oder der nachhaltigen 
Stadt- und Siedlungsentwicklung auf-
weisen. 

Im Rahmen der Benennung von Maß-
nahmen nach Satz 1 Nummer 3 und der 
Empfehlung von Maßnahmen nach 
Satz 1 Nummer 4 sollen im Fall des Vor-
liegens mehrerer gleich geeigneter 
Maßnahmen nachhaltige Anpassungs-
maßnahmen Vorrang haben, insbeson-
dere solche, die ausgeprägte Synergien 
zu den Bereichen des natürlichen Kli-
maschutzes, des Schutzes der biologi-
schen Vielfalt, des resilienten Wasser-
haushalts, der blau-grünen Infra-
struktur oder der nachhaltigen Stadt- 
und Siedlungsentwicklung aufweisen. 

(4) Die Länder, Verbände und die Öf-
fentlichkeit sind bei der Festlegung von 
messbaren Zielen und den entsprechenden 
Indikatoren sowie bei der Auswahl von Maß-
nahmen zu beteiligen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Verantwortlich für die Aufstellung, 
Überprüfung und gegebenenfalls Aktualisie-
rung der Ziele nach Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 1 sowie für die Benennung, Umsetzung 
und gegebenenfalls Aktualisierung der 
Maßnahmen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 
3 im Rahmen der Aufstellung und der Fort-
schreibung der vorsorgenden Klimaanpas-
sungsstrategie nach Absatz 1 ist das jeweils 
aufgrund seines Geschäftsbereichs für ein 
Ziel oder eine Maßnahme fachlich überwie-
gend zuständige Bundesministerium in Ab-
stimmung mit den ebenfalls fachlich be-
troffenen Bundesministerien. Die Zuständig-
keitsverteilung innerhalb der Bundesregie-
rung bleibt unberührt.  

(5) u n v e r ä n d e r t  
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§ 4 § 4 

Klimarisikoanalyse; Datenerhebung Klimarisikoanalyse; Datenerhebung 

(1) Die Bundesregierung erstellt eine 
Klimarisikoanalyse nach dem aktuellen 
Stand der Wissenschaft und veröffentlicht 
sie. Die Klimarisikoanalyse ist mindestens 
alle zehn Jahre zu aktualisieren. Die Bun-
desregierung stellt den Ländern und Kom-
munen die für die Klimarisikoanalyse ver-
wendeten Daten, fachlichen Grundlagen so-
wie methodischen Leitfäden zur Verfügung. 

(1) Die Bundesregierung erstellt eine 
Klimarisikoanalyse nach dem aktuellen 
Stand der Wissenschaft und veröffentlicht 
sie. Die Klimarisikoanalyse ist mindestens 
alle acht Jahre zu aktualisieren.  

 (2) Die Klimarisikoanalyse soll als 
systematische Grundlage für die Klima-
anpassung, insbesondere zur Ableitung 
von Handlungserfordernissen und als 
Grundlage für Maßnahmenplanungen 
vorrangig des Bundes, mittel- und lang-
fristige Klimaszenarien für Deutschland 
betrachten. Ziel der Klimarisikoanalyse 
ist es, aufzuzeigen, in welchen Hand-
lungsfeldern, bei welchen Klimawirkun-
gen und in welchen Regionen in 
Deutschland besonders hohe Klimarisi-
ken bestehen. Sie soll analysieren, wie 
die Risiken in einzelnen Handlungsfel-
dern zusammenhängen und sich gegen-
seitig beeinflussen, sowie welche An-
passungsmöglichkeiten bestehen und 
wie stark entsprechende Maßnahmen 
den Klimawandelfolgen entgegenwirken 
können. Die Bundesregierung stellt den 
Ländern und Kommunen die für die 
Klimarisikoanalyse verwendeten Daten, 
fachlichen Grundlagen sowie methodi-
schen Leitfäden zur Verfügung. 

(2) Die Bundesregierung erhebt zu-
dem regelmäßig Daten 

(3) Die Bundesregierung erhebt zu-
dem regelmäßig Daten und stellt diese der 
Öffentlichkeit zur Verfügung, insbeson-
dere 

1. zu Schadenssummen, die auf Schäden 
durch Wetterextreme zurückzuführen 
sind, sowie  

1. u n v e r ä n d e r t  

2. zu den Ausgaben des Bundes für die 
Klimaanpassung. 

2. u n v e r ä n d e r t  
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§ 5 § 5 

Monitoring, Nachsteuerung bei Zielver-
fehlung 

Monitoring, Nachsteuerung bei Zielver-
fehlung 

(1) Die Bundesregierung erstellt einen 
Monitoringbericht nach dem aktuellen Stand 
der Wissenschaft, mit dem sie die Öffent-
lichkeit über die beobachteten Folgen des 
Klimawandels in Deutschland sowie über 
den Stand der Zielerreichung nach § 3 Ab-
satz 3 Nummer 1 informiert. Der Monitoring-
bericht ist mindestens alle vier Jahre ab dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes, jeweils in an-
gemessener Frist vor der geplanten Vorlage 
der vorsorgenden Klimaanpassungsstrate-
gie nach § 3 Absatz 1, zu erstellen und zu 
veröffentlichen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Monitoring bildet die wissen-
schaftliche Grundlage für die Bewertung der 
Fortschritte in der Zielerreichung nach § 3 
Absatz 3 Nummer 1 und für die Fortschrei-
bung der Klimaanpassungsstrategie nach § 
3 Absatz 1.  

(2) Das Monitoring bildet die wissen-
schaftliche Grundlage für die Bewertung der 
Fortschritte in der Zielerreichung nach § 3 
Absatz 3 Nummer 1 mindestens entlang 
der in § 3 Absatz 2 vorgegebenen Hand-
lungsfelder und für die Fortschreibung der 
Klimaanpassungsstrategie nach § 3 Absatz 
1.  

(3) Ergibt sich auf der Grundlage des 
Monitorings eine Verfehlung der nach § 3 
Absatz 3 Nummer 1 festgelegten Ziele, soll 
eine Anpassung der Maßnahmen zur Zieler-
reichung im Rahmen der Fortschreibung der 
Klimaanpassungsstrategie nach § 3 Absatz 
1 erfolgen. Auf der Grundlage des Monito-
rings werden auch die Ziele im Rahmen der 
Fortschreibung der Klimaanpassungsstrate-
gie nach § 3 Absatz 1 geprüft und gegebe-
nenfalls aktualisiert. Soweit auf der Grund-
lage des Monitorings oder anderer Erkennt-
nisse eine Zielverfehlung zu erwarten ist, 
bleibt es dem jeweils zuständigen Ressort 
unbenommen, auch vor Fortschreibung der 
Klimaanpassungsstrategie nach § 3 Absatz 
1 die geeigneten Maßnahmen zur Nachbes-
serung zu ergreifen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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§ 6 § 6 

Klimaanpassungskonzepte auf Bundes-
ebene 

u n v e r ä n d e r t  

Juristische Personen des öffentlichen 
Rechts unter der Aufsicht des Bundes sollen 
Klimaanpassungskonzepte aufstellen und 
die darin vorgesehenen Maßnahmen um-
setzen. Satz 1 gilt nicht für berufsständische 
Selbstverwaltungskörperschaften und be-
rufsständische Selbstverwaltungsorganisa-
tionen und nicht für Selbstverwaltungskör-
perschaften der Wirtschaft. 

 

§ 7 § 7 

Klimaangepasste Bundesliegenschaften Klimaangepasste Bundesliegenschaften 

(1) Der Bund setzt sich zum Ziel, die 
Bundesliegenschaften an die Folgen des 
Klimawandels anzupassen. Zur Verwirkli-
chung dieses Ziels ergreift die Bundesregie-
rung bei der Errichtung und Modernisierung 
von Gebäuden auf Bundesliegenschaften 
angemessene und geeignete Maßnahmen 
nach einem Bewertungssystem für das 
nachhaltige Bauen, welches durch das für 
das Bauwesen zuständige Ressort unter 
Berücksichtigung der Maßgaben dieses Ge-
setzes fortgeschrieben wird. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Anpassung der Bundesliegen-
schaften an die Folgen des Klimawandels 
soll durch nachhaltige Maßnahmen, insbe-
sondere im Rahmen eines Bewertungssys-
tems für das nachhaltige Bauen als überge-
ordnete Vorgabe für den Bundesbau, erfol-
gen, vor allem durch solche, die ausge-
prägte Synergien mit den Bereichen des na-
türlichen Klimaschutzes, der Kreislaufwirt-
schaft, des Schutzes der biologischen Viel-
falt und der nachhaltigen Stadt- und Sied-
lungsentwicklung aufweisen. 

(2) Die Anpassung der Bundesliegen-
schaften an die Folgen des Klimawandels 
soll durch nachhaltige Maßnahmen, insbe-
sondere im Rahmen eines Bewertungssys-
tems für das nachhaltige Bauen als überge-
ordnete Vorgabe für den Bundesbau, erfol-
gen, vor allem durch solche, die ausge-
prägte Synergien mit den Bereichen des na-
türlichen Klimaschutzes, der Kreislaufwirt-
schaft, des Schutzes der biologischen Viel-
falt, des resilienten Wasserhaushalts und 
der nachhaltigen Stadt- und Siedlungsent-
wicklung aufweisen. 
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(3) Die Bundesregierung unterstützt im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit und nach Maß-
gabe des jeweiligen Haushaltsgesetzes 
Länder und Kommunen bei der Klimaanpas-
sung von Liegenschaften durch die Bereit-
stellung von Angeboten für Schulung, Wis-
senstransfer und Zertifizierung nach einem 
Bewertungssystem für das nachhaltige 
Bauen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

A b s c h n i t t  3  A b s c h n i t t  3  

B e r ü c k s i c h t i g u n g s g e b o t  B e r ü c k s i c h t i g u n g s g e b o t  

§ 8 § 8 

Berücksichtigungsgebot Berücksichtigungsgebot 

(1) Die Träger öffentlicher Aufgaben 
haben bei ihren Planungen und Entschei-
dungen das Ziel der Klimaanpassung nach 
§ 1 fachübergreifend und integriert zu be-
rücksichtigen. Dabei sind sowohl die bereits 
eingetretenen als auch die zukünftig zu er-
wartenden Auswirkungen des Klimawan-
dels zu berücksichtigen.  

(1) Die Träger öffentlicher Aufgaben 
haben bei ihren Planungen und Entschei-
dungen das Ziel der Klimaanpassung nach 
§ 1 fachübergreifend und integriert zu be-
rücksichtigen. Dabei sind sowohl die bereits 
eingetretenen als auch die zukünftig zu er-
wartenden Auswirkungen des Klimawan-
dels zu berücksichtigen, insbesondere  

 1. Überflutung oder Überschwem-
mung bei Starkregen, Sturzfluten 
oder Hochwasser, 

 2. Absinken des Grundwasserspie-
gels oder Verstärkung von Trocken-
heit oder Niedrigwasser, 

 3. Bodenerosion oder  

 4. Erzeugung oder Verstärkung eines 
lokalen Wärmeinsel-Effekts. 

 Dabei ist zu berücksichtigen, dass Versi-
ckerungs-, Speicher- und Verduns-
tungsflächen im Rahmen einer wasser-
sensiblen Entwicklung so weit wie mög-
lich erhalten werden. 
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(2) Soweit Planungen und Entschei-
dungen der Träger öffentlicher Aufgaben 
nach der Maßgabe von Fachgesetzen oder 
anerkannten Regeln der Technik erfolgen, 
die der Zielsetzung von Absatz 1 entspre-
chen, ist Absatz 1 durch die Anwendung die-
ser Fachgesetze oder anerkannten Regeln 
der Technik Rechnung getragen.  

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Träger öffentlicher Aufgaben sollen 
darauf hinwirken, dass bereits versiegelte 
Böden, deren Versiegelung dauerhaft nicht 
mehr für die Nutzung der Böden notwendig 
ist, im Rahmen von Maßnahmen in ihrem 
Verantwortungsbereich in den natürlichen 
Funktionen des Bodens nach § 2 Absatz 2 
Nummer 1 des Bundes-Bodenschutzgeset-
zes, soweit dies erforderlich und zumutbar 
ist, wiederhergestellt und entsiegelt werden. 
Das Bundesnaturschutzgesetz, die Bundes-
kompensationsverordnung sowie entspre-
chende Vorschriften der Länder, § 5 des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes und § 55 Ab-
satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes blei-
ben unberührt.  

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Kompetenzen der Länder, der 
Gemeinden und der Kreise, die Regelungen 
nach den Absätzen 1 bis 3 innerhalb ihrer 
jeweiligen Verantwortungsbereiche auszu-
gestalten, bleiben unberührt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5)  Die Absätze 1 bis 4 finden keine 
Anwendung auf Verfahren, deren Durchfüh-
rung vor dem 1. Januar 2025 beantragt 
wurde oder die entsprechend einer gesetzli-
chen Anzeigepflicht angezeigt wurden, so-
weit nicht der Vorhabenträger die Anwen-
dung beantragt. Für Vorhaben, die weder ei-
nes Antrages noch einer Anzeige bedürfen, 
gilt Satz 1 entsprechend, wenn mit der Aus-
führung vor dem 1. Januar 2025 begonnen 
worden ist. 

u n v e r ä n d e r t  
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A b s c h n i t t  4  A b s c h n i t t  4  

K l i m a a n p a s s u n g  d u r c h  d i e  
L ä n d e r  

K l i m a a n p a s s u n g  d u r c h  d i e  
L ä n d e r  

§ 9 § 9 

Bund-Länder-Zusammenarbeit u n v e r ä n d e r t  

(1) Unbeschadet der Vereinbarkeit mit 
Bundesrecht können die Länder eigene Ge-
setze zum Zweck der Klimaanpassung er-
lassen. Die bestehenden Gesetze zum 
Zweck der Klimaanpassung der Länder gel-
ten unbeschadet der Vereinbarkeit mit Bun-
desrecht fort. 

 

(2) Der Bund und die Länder arbeiten 
in geeigneter Form zusammen, um die in 
der vorsorgenden Klimaanpassungsstrate-
gie festgelegten Ziele zu erreichen. 

 

(3) Der Bund unterstützt die Klimaan-
passung im Rahmen seiner Zuständigkeit 
und nach Maßgabe des jeweiligen Haus-
haltsgesetzes durch übergeordnete Strate-
gieentwicklung und die Koordination aller 
Handlungsfelder und Akteure, durch Daten-
angebote, durch wissenschaftliche Grundla-
genarbeit und Forschungsvorhaben sowie 
durch Information, Beratung und Vernet-
zung der Akteure. 
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§ 10 § 10 

Klimaanpassung der Länder Klimaanpassung der Länder 

(1) Die Länder legen jeweils eine lan-
deseigene vorsorgende Klimaanpassungs-
strategie vor und setzen sie um. Zur nähe-
ren Ausgestaltung kann die vorsorgende 
Klimaanpassungsstrategie des Bundes her-
angezogen werden. Maßnahmen aus ande-
ren Fachplanungen, die geeignet sind, den 
Auswirkungen und Risiken des Klimawan-
dels zu begegnen, sind zu berücksichtigen. 
Der landeseigenen vorsorgenden Klimaan-
passungsstrategie ist eine fachübergrei-
fende, integrierte Betrachtungsweise zu-
grunde zu legen.  

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die landeseigenen vorsorgenden 
Klimaanpassungsstrategien müssen auf 
Klimarisikoanalysen und Analysen bereits 
eingetretener Auswirkungen des Klimawan-
dels auf Grundlage von möglichst regiona-
len Daten nach dem aktuellen Stand der 
Wissenschaft basieren. Als Grundlage für 
die landeseigenen Klimarisikoanalysen 
kann die Klimarisikoanalyse des Bundes 
verwendet werden, die durch landeseigene 
Analysen oder Untersuchungen spezifiziert, 
ergänzt oder ersetzt wird. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die landeseigenen vorsorgenden 
Klimaanpassungsstrategien beinhalten fol-
gende Elemente oder bauen darauf auf: 

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. im Rahmen einer Bestandsaufnahme 
die Recherche und die Erhebung von 
Klimadaten sowie die Aufarbeitung von 
vorhandenen Klimadaten zur aktuellen 
Situation und zur zukünftigen Entwick-
lung für das jeweilige Landesgebiet, 

 

2. eine Klimarisikoanalyse und Analysen 
bereits eingetretener Auswirkungen 
des Klimawandels nach Absatz 2, 
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3. die Entwicklung einer übergeordneten 
Gesamtstrategie zu den wesentlichen 
Handlungsbereichen mit Zielen für eine 
nachhaltige Klimaanpassung, die unter 
Berücksichtigung bestehender Klima-
anpassungsprozesse und -aktivitäten 
zu erstellen ist, 

 

4. ein Maßnahmenkatalog zur Umsetzung 
der landeseigenen vorsorgenden 
Klimaanpassungsstrategie sowie Zwi-
schenziele für dessen Umsetzung und 

 

5. Empfehlungen für die Berichterstattung 
nach Absatz 5 und die Fortschreibung 
der landeseigenen vorsorgenden 
Klimaanpassungsstrategie nach Absatz 
6. 

 

(4) Gemeinden und Kreise sowie die 
Öffentlichkeit sind zu beteiligen.  

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Länder begleiten die Umset-
zung ihrer landeseigenen vorsorgenden 
Klimaanpassungsstrategien mit einer regel-
mäßigen Berichterstattung gegenüber der 
Öffentlichkeit und den nach Landesrecht zu 
bestimmenden Stellen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die Länder legen ihre landeseige-
nen vorsorgenden Klimaanpassungsstrate-
gien nach Absatz 1 Satz 1 – soweit nicht be-
reits vorhanden – spätestens bis zum Ablauf 
des 31. Januar 2026 dem für Klimaanpas-
sung zuständigen Bundesministerium vor 
und schreiben sie mindestens alle fünf 
Jahre unter Berücksichtigung aktueller wis-
senschaftlicher Erkenntnisse fort. Sie veröf-
fentlichen die landeseigenen vorsorgenden 
Klimaanpassungsstrategien im Internet. 

(6) Die Länder legen ihre landeseige-
nen vorsorgenden Klimaanpassungsstrate-
gien nach Absatz 1 Satz 1 – soweit nicht be-
reits vorhanden – spätestens bis zum Ablauf 
des 31. Januar 2027 dem für Klimaanpas-
sung zuständigen Bundesministerium vor 
und schreiben sie mindestens alle fünf 
Jahre unter Berücksichtigung aktueller wis-
senschaftlicher Erkenntnisse fort. Sie veröf-
fentlichen die landeseigenen vorsorgenden 
Klimaanpassungsstrategien im Internet. 
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§ 11 § 11 

Berichte der Länder Berichte der Länder 

(1) Die Länder berichten dem für die 
Klimaanpassung zuständigen Bundesminis-
terium ab dem 30. September 2024 alle 
zwei Jahre, ob und in welchem Umfang 
Klimaanpassungskonzepte in den Gemein-
den und Kreisen vorliegen. Sie berichten bis 
zum Ablauf des 30. September 2024, wel-
che regionalen und örtlichen Klimadaten für 
die Klimaanpassung genutzt werden. 

(1) Die Länder berichten dem für die 
Klimaanpassung zuständigen Bundesminis-
terium ab dem 30. September 2024 alle 
zwei Jahre, in welchen Gemeinden und 
Kreisen Klimaanpassungskonzepte vor-
liegen und in welchen nicht. Sie berichten 
bis zum Ablauf des 30. September 2024, 
welche regionalen und örtlichen Klimadaten 
für die Klimaanpassung genutzt werden. 

(2) Die Länder berichten dem für 
Klimaanpassung zuständigen Bundesminis-
terium zu Angelegenheiten der Klimaanpas-
sung in den Ländern, soweit dies erforder-
lich ist zur Erfüllung der Berichtspflichten 
aus der Durchführungsverordnung (EU) 
2020/1208 der Kommission vom 7. August 
2020 über die Struktur, das Format, die Ver-
fahren für die Vorlage und die Überprüfung 
der von den Mitgliedstaaten gemäß der Ver-
ordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen 
Parlaments und des Rates gemeldeten In-
formationen und zur Aufhebung der Durch-
führungsverordnung (EU) Nummer 
749/2014 der Kommission (ABL L 278 vom 
26.8.2020, S. 1) in ihrer jeweils geltenden 
Fassung.  

(2) u n v e r ä n d e r t  
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§ 12 § 12 

Klimaanpassungskonzepte Klimaanpassungskonzepte 

(1) Die Länder bestimmen im Rahmen 
der Grenzen des Artikels 28 Absatz 2 des 
Grundgesetzes diejenigen öffentlichen Stel-
len, die für die Gebiete der Gemeinden und 
Kreise jeweils ein Klimaanpassungskonzept 
– soweit nicht bereits vorhanden – aufstel-
len. Dabei können die Länder bestimmen, 
dass für das Gebiet einer Gemeinde unter-
halb einer von den Ländern zu bestimmen-
den Größe kein Klimaanpassungskonzept 
aufgestellt werden muss, solange dieses 
Gebiet durch ein Klimaanpassungskonzept 
für das Gebiet eines Kreises abgedeckt ist. 
Länder, die von Satz 2 keinen Gebrauch 
machen, können bestimmen, dass für das 
Gebiet von Kreisen kein Klimaanpassungs-
konzept aufgestellt werden muss.  

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Ziel von Klimaanpassungskonzep-
ten ist die Entwicklung eines planmäßigen 
Vorgehens zur Klimaanpassung der jeweili-
gen Gebietskörperschaft unter Berücksichti-
gung bestehender Klimaanpassungspro-
zesse und Klimaanpassungsaktivitäten, das 
in einen auf die örtlichen Gegebenheiten be-
zogenen Maßnahmenkatalog zur Umset-
zung des Klimaanpassungskonzepts mün-
det. Der Maßnahmenkatalog sollte mög-
lichst auch Maßnahmen enthalten, mit de-
nen Vorsorge insbesondere in extremen Hit-
zelagen, bei extremer Dürre und bei Stark-
regen getroffen werden kann, sowie solche 
Maßnahmen, die die Eigenvorsorge der 
Bürgerinnen und Bürger erhöhen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Klimaanpassungskonzepte sollen 
auf einer Klimarisikoanalyse im Sinne einer 
Feststellung von potentiellen prioritären Ri-
siken und sehr dringlichen Handlungserfor-
dernissen (Betroffenheitsanalyse) oder ver-
gleichbaren Entscheidungsgrundlagen be-
ruhen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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Entwurf Beschlüsse des Ausschusses für Um-
welt, Naturschutz, nukleare Sicherheit 

und Verbraucherschutz 

(4) Die Länder bestimmen die wesent-
lichen Inhalte der Klimaanpassungskon-
zepte nach Absatz 1 und darüber hinaus, ob 
und in welcher Form Klimaanpassungskon-
zepte nach Absatz 1 einer Beteiligung der 
Öffentlichkeit, einer Berichterstattung über 
die Umsetzung ihres Maßnahmenkatalogs 
und einer Fortschreibung bedürfen. 

(4) Die Länder bestimmen die wesent-
lichen Inhalte der Klimaanpassungskon-
zepte nach Absatz 1 und darüber hinaus, ob 
und in welcher Form Klimaanpassungskon-
zepte nach Absatz 1 einer Beteiligung der 
Öffentlichkeit sowie einer Berichterstattung 
über die Umsetzung ihres Maßnahmenkata-
logs bedürfen und in welchen Zeiträumen 
sie fortgeschrieben werden. 

(5) Bei der Aufstellung von Klimaan-
passungskonzepten sind die Klimarisiko-
analysen und Klimaanpassungskonzepte 
für Gebietskörperschaften, an die die juristi-
sche Person angrenzt oder in denen sie sich 
befindet, zu berücksichtigen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) In Klimaanpassungskonzepten 
nach Absatz 1 sind relevante Planungen 
und sonstige Grundlagen – wie bestehende 
Hitzeaktionspläne, Starkregen- und Hoch-
wassergefahrenkarten, Freiraumkonzepte 
sowie Landschafts- und Grünordnungs-
pläne – zu berücksichtigen. Es soll identifi-
ziert werden, welche Lücken bezüglich der 
Klimaanpassung in der bisherigen Planung 
für das Gebiet der Gemeinde, des Kreises 
oder des anhand anderer Kriterien festge-
legten Gebiets bestehen; in den Klimaan-
passungskonzepten sollen Maßnahmen zur 
Schließung dieser Lücken festgelegt wer-
den. Bestehende Konzepte, die Aufgaben-
bereiche der Klimaanpassung behandeln, 
können als Bestandteil eines Klimaanpas-
sungskonzepts geführt werden, soweit sie 
nach Ermessen der für die Konzepterstel-
lung zuständigen öffentlichen Stellen hinrei-
chend aktuell sind. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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Entwurf Beschlüsse des Ausschusses für Um-
welt, Naturschutz, nukleare Sicherheit 

und Verbraucherschutz 

(7) Die Bundesregierung unterstützt 
innerhalb ihrer Zuständigkeiten und nach 
Maßgabe des jeweiligen Haushaltsgesetzes 
die Träger öffentlicher Aufgaben mittels be-
stehender Förderangebote und mittels Auf-
gaben, die zur Erstellung von Klimaanpas-
sungskonzepten nach Maßgabe des Haus-
haltsrechts dienen. Die Träger öffentlicher 
Aufgaben werden im Rahmen der Zustän-
digkeit des Bundes und nach Maßgabe des 
jeweiligen Haushaltsgesetzes durch die je-
weils existierenden Daten- und Beratungs-
dienste der Bundesregierung unterstützt, 
wie zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes etwa das Zentrum KlimaAnpas-
sung, das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung, der Deutsche Wetter-
dienst oder der DAS-Basisdienst. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

A b s c h n i t t  5  A b s c h n i t t  5  

S c h l u s s v o r s c h r i f t e n  u n v e r ä n d e r t  

§ 13 

 

Schlussvorschriften  

(1) Subjektive Rechte und klagbare 
Rechtspositionen werden durch dieses Ge-
setz oder aufgrund dieses Gesetzes nicht 
begründet. 

 

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwen-
dung auf Flächen und Einrichtungen, die der 
Landes-, Bündnis- und Zivilverteidigung die-
nen, sowie auf Liegenschaften im Ausland. 

 

§ 14 § 14 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am … [einsetzen: 
Datum des ersten Tages des siebten auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats] in 
Kraft. 

Dieses Gesetz tritt am … [einsetzen: 
Datum des ersten Tages des siebten auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats] in 
Kraft. 
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Begründung 

Zu § 3: 

Die Cluster und Handlungsfelder, die mindestens in die vorsorgende Klimaanpassungsstra-
tegie der Bundesregierung aufzunehmen sind, werden alphabetisch geordnet. Dadurch 
wird verdeutlicht, dass durch die Liste keine Priorisierung der Cluster oder Handlungsfelder 
erfolgt. Dies entspricht Ziffer 6 der Stellungnahme des Bundesrates – Drucksache 376/23 
(Beschluss). 

In Absatz 2 Nummer 3 (neu) wird das Cluster Gesundheit in „menschliche Gesundheit und 
Pflege“ umbenannt. Dadurch wird die Pflege berücksichtigt. 

In Absatz 2 Nummer 4 (neu) wird im Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung und Bevölke-
rungsschutz das Handlungsfeld Bevölkerungsschutz in „Bevölkerungs- und Katastrophen-
schutz“ umbenannt. 

In Absatz 2 Nummer 5 (neu) wird im Cluster Wasser dem Namen des Handlungsfelds Was-
serhaushalt und Wasserwirtschaft der Zusatz „einschließlich Hoch- und Niedrigwasserma-
nagement sowie Starkregenrisikomanagement“ hinzugefügt. Damit wird die Bedeutung die-
ses Aspekts der Klimaanpassung unterstrichen. 

In Absatz 2 Nummer 7 werden im Cluster mit übergreifenden Handlungsfeldern beispielhaft 
die Themen vulnerable Gruppen und Arbeitsschutz wegen ihrer besonderen Bedeutung für 
den Schutz von Menschen genannt. 

In Absatz 3 Satz 2 werden zu den nachhaltigen Anpassungsmaßnahmen mit Vorrang sol-
che mit Synergien zu den Bereichen des resilienten Wasserhaushalts und der blau-grünen 
Infrastruktur ergänzt. 

 

Zu § 4: 

In Absatz 1 Satz 2 wird die Frist zur Aktualisierung der Klimarisikoanalyse auf mindestens 
alle acht Jahre verkürzt. Dadurch wird erreicht, dass die vorsorgende Klimaanpassungs-
strategie auf einer aktuelleren Klimarisikoanalyse beruht.  

In Absatz 2 (neu) wird die Klimarisikoanalyse des Bundes inhaltlich konkretisiert, auch in 
Abgrenzung zu den Klimarisikoanalysen anderer Gebietskörperschaften. 

In Absatz 3 (neu) wird klargestellt, dass die vom Bund erhobenen Daten auch der Öffent-
lichkeit zur Verfügung gestellt werden. Durch die Einfügung von „insbesondere“ wird ferner 
deutlich, dass die Datenerhebung des Bundes auch offen für weitere Themen als die unter 
Nummer 1 und 2 genannten ist. Diese kann etwa auch Daten zu Schadensereignissen und 
ergriffenen Maßnahmen zur Schadensbekämpfung umfassen. 

 

Zu § 5: 

In Absatz 1 stellt die Ergänzung „mindestens entlang der in § 3 Absatz 2 vorgegebenen 
Handlungsfelder“ klar, dass das Monitoring mindestens die in § 3 Absatz 2 genannten 
Handlungsfelder behandelt. 
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Zu § 7: 

Die Ergänzung in Absatz 2 berücksichtigt bei der Klimaanpassung der Bundesliegenschaf-
ten die Synergien mit dem resilienten Wasserhaushalt. 

 

Zu § 8: 

Durch eine Ergänzung in Absatz 1 Satz 2 und einen neuen Satz 3 wird das Berücksichti-
gungsgebot konkretisiert durch die Benennung typischer Klimarisiken und Aspekten der 
Klimaanpassung. 

 

Zu § 10: 

In § 10 Absatz 6 Satz 1 wird die Frist zur erstmaligen Vorlage von Klimaanpassungsstrate-
gien der Länder um ein Jahr auf den 31. Januar 2027 verlängert. Damit wird das Anliegen 
aus Ziffer 2 der Stellungnahme des Bundesrates – Drucksache 376/23 (Beschluss) – auf-
gegriffen. 

 

Zu § 11: 

Die Änderung in Absatz 2 Satz 1 macht deutlich, dass es bei dieser Berichtspflicht darum 
geht, in welchen Kreisen und Gemeinden Klimaanpassungskonzepte vorliegen und in wel-
chen nicht. Es werden also keine qualitativen Aussagen zu den Klimaanpassungskonzep-
ten abgefragt.  

 

Zu § 12: 

Die Änderung in § 12 Absatz 4 bestimmt, dass eine Fortschreibung der Klimaanpassungs-
konzepte nicht verzichtbar ist, sondern die Länder auf jeden Fall eine Regelung hierzu tref-
fen. 

 

 



 

Deutscher Bundestag 

20. Wahlperiode 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
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Entschließungsantrag 

Der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 

 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Bundes-Klimaanpassungsgesetzes (KAnG) 
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Entschließungsantrag  

der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP zum  

 

Entwurf eines Bundes-Klimaanpassungsgesetzes (KAnG) 

– Drucksache 20/8764 –  

 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz wolle be-
schließen: 

 

Der Bundestag wolle beschließen: 

 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Klimaanpassung ist neben dem Klimaschutz eine zentrale Zukunftsaufgabe von Bund, Ländern und Kom-

munen. Klimaresilienz ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und unverzichtbarer Bestandteil moderner 

Daseinsvorsorge. Es wird immer wichtiger, in Städten und Gemeinden Maßnahmen zur Anpassung an den 

Klimawandel zu ergreifen, um die Klimafolgen abzumildern und Katastrophen mit erheblichen Schäden für 

Menschen und Infrastrukturen zu vermeiden bzw. zu reduzieren. Das öffentliche Bewusstsein für diese sek-

torübergreifende Herausforderung muss weiter gesteigert werden, beispielsweise durch Öffentlichkeitsar-

beit und Bürgerbeteiligung. Dazu gehört auch die Stärkung des Risikobewusstseins der Bürgerinnen und 

Bürger gegenüber Klimawandelfolgen.  

 

II. Der Deutsche Bundestag begrüßt: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt aus diesem Grund das Klimaanpassungsgesetz und damit die Grundlage 

für die Erstellung vorsorgender Klimaanpassungsstrategien. 

Der Bund, einige Länder und viele Kommunen haben sich bereits auf den Weg gemacht, Klimaanpassungs-

maßnahmen zur identifizieren und umzusetzen. Wichtig ist, dass die Städte und Gemeinden bundesweit in 

die Lage versetzt werden, weitere Anpassungsmaßnahmen zu planen und vor allem auch umzusetzen. Mit 

den verschiedenen Förderrichtlinien zum Aktionsprogramm natürlicher Klimaschutz und zur Deutschen 

Anpassungsstrategie hat der Bund bereits das bisher rechtlich Zulässige und Mögliche getan, um die Kom-

munen bei der Planung und der Umsetzung der Maßnahmen zur Klimaanpassung zu unterstützen. Dieser 

rechtliche Rahmen beschränkt sich derzeit allerdings auf Einzel- und Leuchtturmprojekte, ist also noch 

nicht hinreichend geeignet, die Gesamtaufgabe flächendeckend und im Sinne gleichwertiger Lebensverhält-

nisse gesamtgesellschaftlich erfüllen zu können. 

Der Deutsche Bundestag weist darauf hin, dass Klimaanpassung im Interesse aller liegt, und Lasten fair 

verteilt werden müssen.  

In der Anhörung des Deutschen Bundestages zum Klimaanpassungsgesetz haben fast alle Sachverständigen 

in ihren Stellungnahmen darauf hingewiesen, dass die anstehenden Aufgaben der Kommunen bei der 

Klimaanpassung eine gemeinschaftliche Finanzierung durch Bund und Länder erfordern. 

Die Koalitionsfraktionen begrüßen daher die Bemühungen der Bundesregierung und der Länder, eine dau-

erhafte Lösung der Finanzierung zur Umsetzung der nötigen Maßnahmen zu finden.  

Das Klimaanpassungsgesetz bildet einen Rahmen für Bund, Länder und Kommunen, sich über Klimarisi-

koanalysen, Klimaanpassungsstrategien und Klimaanpassungskonzepte quer durch alle Gesellschaftsfelder 

auf die anstehenden Aufgaben vorzubereiten. In bestehenden raumplanerischen oder fachgesetzlichen Vor-

schriften ist Klimaanpassung aber noch nicht entsprechend adressiert. Zur konkreten Umsetzung bedarf es 

daher einer Verankerung und Konkretisierung in einer Reihe von Fachgesetzen wie z. B. dem Wasserhaus-

haltsgesetz, dem Raumordnungsgesetz und dem Baugesetzbuch. 



 

 

Darüber hinaus begrüßt der Deutsche Bundestag, dass die Bundesregierung in der Nationalen Wasserstrate-

gie den Auftrag aus dem Koalitionsvertrag für bundeseinheitliche Standards für die Bewertung von Hoch-

wasser- und Starkregenrisiken und die Erstellung und Veröffentlichung von Gefahren- und Risikokarten 

unter Aktion 51 aufgegriffen hat und diesen bereits umsetzt.  

Durch die Veröffentlichung von Daten zur Klimarisikoanalyse sollen Bürgerinnen und Bürger besser über 

Naturgefahren und Klimaanpassung informiert werden. 

 

III. Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung unter Einhaltung der haushälterischen 

Vorgaben auf, 

 

- die Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Neuordnung der Finanzen zwischen Bund und Ländern wei-

terzuführen und weiterhin zu unterstützen mit dem Ziel, eine Verankerung der gemeinsamen Fi-

nanzierung von Bund und Ländern zur Klimavorsorge und Klimaanpassung anzustreben und sie 

mit ausreichend finanziellen Mitteln ausstatten; 

- mittelfristig auf eine entsprechende Lösung hinzuarbeiten, die es den Kommunen ermöglicht, in 

der Fläche präventiv wirksame Klimaanpassungsmaßnahmen umzusetzen und damit auch die kos-

tenintensive Beseitigung der Schäden durch Extremwetterereignisse zu vermeiden oder zu verrin-

gern; 

- bis zur Umsetzung dieser Lösung sicherzustellen, dass die bestehenden Förderrichtlinien des Bun-

des zur Klimaanpassung fortgeführt werden; 

- Dafür Sorge zu tragen, dass für bereitgestellte Mittel im Bundeshaushalt – insbesondere im Klima- 

und Transformationsfonds – die Mittelverwendung transparent ist sowie Förderinstrumente und 

Antragsverfahren so einfach und bürokratiearm wie möglich gestaltet werden; 

- Die Anforderungen der Klimaanpassung bei anstehenden Gesetzgebungsinitiativen systematisch 

zu berücksichtigen und die zur weiteren Umsetzung erforderlichen Fachgesetze zügig anzupassen. 

- Darauf hinzuwirken, dass die Länder und Kommunen grenzübergreifende Klimaanpassungsmaß-

nahmen möglichst aufeinander abstimmen; 

- die laufenden Prozesse zwischen Bund und Ländern zur Einigung auf bundeseinheitliche Stan-

dards für die Bewertung von Hochwasser- und Starkregenrisiken und die Erstellung und Veröffent-

lichung von Gefahren- und Risikokarten aktiv voranzutreiben und schnellstmöglich die gesetzliche 

Verankerung im entsprechenden Fachrecht auf den Weg zu bringen, sodass ein Abschluss mög-

lichst bis Ende 2024 erreicht wird; 

- den Informations- und Datenaustausch zwischen Bund, Ländern und Kommunen zu Extremwetter-

ereignissen sicherzustellen und zu verbessern; 

- die gesetzliche Grundlage für das Naturgefahrenportal beim Deutschen Wetterdienst zu schaffen. 

- das Naturgefahrenportal als zentrale Einheit aufzubauen, dass alle diesbezüglich zur Verfügung 

stehenden Daten bündelt; 

- in diesem Zusammenhang die gesetzlichen Grundlagen für das Naturgefahrenportal schnellstmög-

lich zu legen, es aufzubauen und der Öffentlichkeit vollumfänglich zur Verfügung zu stellen. Da-

bei sollen neben Warnungen zu aktuellen Wetterereignissen wie Hochwasser, Starkregen, Sturm-

flut, Hitze und Sturm auch Daten über vergangenen Extremereignissen in allgemein verständlicher 

Form für die Öffentlichkeit zugänglich sein. 
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Entschließungsantrag  
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Finanzausschuss zum 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von 
Wachstumschancen, Investitionen und Innovation sowie 
Steuervereinfachung und Steuerfairness 
 
- Drucksache 20/8628 - 

Stichwort: Investitionsprämie, Superabschreibung, Unternehmensteuerreform, 
Anzeigepflichten, Digitalisierung, Stromsteuer, Umsatzsteuer, Gas, 
Fernwärme, Speisen, Gastronomie,  

Entschließung 

In die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
20/8628 ist folgende Ausschlussentschließung aufzunehmen: 
 
Der Bundestag wolle beschließen: 
 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 
 
Deutschland befindet sich in einer wirtschaftlichen Rezession. Laut dem 
Internationalen Währungsfonds (IWF) rangiert unser Land als das 
Konjunkturschlusslicht unter den Industrienationen, als einzige Nation mit einer 
negativen Wachstumsrate. Hinzu treten der beunruhigende Zuwachs an 
Insolvenzen und die festgestellten Tendenzen der Kapitalabwanderung im Jahr 
2022 mit 135 Milliarden Euro, welche ins Ausland geflossen sind. Lediglich 10 
Milliarden Euro sind vom Ausland nach Deutschland geflossen. Eine 
schleichende Deindustrialisierung macht sich in Deutschland breit. Diese 
alarmierenden Trends dürfen durch die Bundesregierung nicht weiter ignoriert 
werden. Sie verlangen nach sofortigen Maßnahmen. Die steuerlichen 
Rahmenbedingungen für den Wirtschaftsstandort müssen dringend verbessert 
werden, um im internationalen Wettbewerb nicht den Anschluss zu verlieren.  

Das Wachstumschancengesetz enthält geeignete und längst überfällige 
Maßnahmen, die bei den Unternehmen in dieser Situation zu einer verbesserten 
Liquiditätslage führen können. Dies sind insbesondere die Einführung einer 
Klimaschutzprämie, sowie die Verbesserungen bei den Abschreibungen und bei 
der Verlustverrechnung, obwohl gerade bei der Verlustverrechnung mehr 
erforderlich wäre. Leider bleiben die Maßnahmen hinter den noch vorgesehenen 
Regelungen im Referentenentwurf zurück. Dies betrifft auch die notwendigen 
Verbesserungen bei der Thesaurierungsrücklage gemäß 34a EStG.   

Der Gesetzentwurf enthält aber auch erhebliche Verschärfungen im Steuerrecht, 
die dem eigentlichen Ziel des Gesetzes entgegenlaufen. Hierzu gehört die 
Einführung einer nationalen Anzeigepflicht, die den Bürokratieaufwand bei den 
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Unterhemen erheblich erhöhen wird. Wie die Auswertungen zu den 
Anzeigepflichten für grenzüberschreitende Steuergestaltungen gezeigt haben, 
wird jedoch auch die nationale Meldepflicht kaum nennenswerten Mehrwert für 
den Staat bieten. Die Einführung einer Zinshöhenschranke und die erheblichen 
Verschärfungen bei der Zinsschranke sind für eine gerechte Besteuerung nicht 
erforderlich und in ihrer Wirkung überschießend. Die vorgesehene Anti-
Fragmentierungsregel bei der Zinsschranke wird maßgeblich die 
Immobilienwirtschaft treffen, die eigentlich durch die verbesserten 
Abschreibungsregeln gefördert werden sollte, um ihren Beitrag zur Bekämpfung 
des Wohnungsnotstandes in unserem Land leisten zu können. Die vorschnelle 
Einführung der E-Rechnung bei B2B-Geschäften wird aufgrund der noch nicht 
geklärten technischen Rahmenbedingungen die Unternehmen vor große, 
teilweise nicht lösbare Probleme stellen. Hier ist Sorgfalt vor Eile angesagt.   

Zudem werden die positiven Absichten des Wachstumschancengesetzes durch 
bestehende Gesetze, wie das Gebäudeenergie- und Energieeffizienzgesetz, 
konterkariert. Die derzeitigen überdurchschnittlich hohen Energie- und 
Strompreise setzen der deutschen Wirtschaft zusätzlich zu. So muss die geplante 
Absenkung der Stromsteuer auf den Mindestsatz von 0,05 Cent pro 
Kilowattstunde alle Unternehmen entlasten und darf nicht nur, wie von der 
Ampelregierung vorgeschlagen, für ein paar tausend Unternehmen gelten. Auch 
müssen die Netzentgelte und Abgaben auf Strom reduziert werden.   

Die Klimaschutzprämie als Ersatz für die sogenannte „Super-AfA“ aus dem 
Koalitionsvertrag wird in der vorgelegten Form nicht die notwendige Wirkung 
entfalten. Selbst der Gesetzentwurf geht lediglich von 1.500 Anträgen bei einem 
Entlastungsvolumen von 390 Millionen Euro aus. Um die ambitionierten 
Klimaziele zu erreichen ist dies offensichtlich, völlig unzureichend. 
Insbesondere die Tatsache, dass Gebäude – eine der Hauptquellen von 
Treibhausgasemissionen – nicht gefördert werden, widerspricht dem 
eigentlichen Ziel des Gesetzes, obwohl die EU-Richtlinien eine solche 
Förderung explizit zulassen würden.  Hier gibt es erheblichen 
Verbesserungsbedarf.  Unverständlich bleibt, warum die Klimaschutzprämie, 
die eine außersteuerliche Subvention darstellt, über das Steuersystem und damit 
durch die Finanzverwaltungen der Länder abgewickelt werden soll. Die 
Abwicklung sollte daher wie vom Bundesrat gefordert, über den Bund zum 
Beispiel durch das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
erfolgen. Auch sollte die Prämie steuerfrei gestellt werden. Es ist schlicht 
unsinnig den Unternehmen auf der einen Seite Geld zu geben, um es dann über 
die Steuer wieder einzukassieren.   

Weiterhin schließt die Bundesregierung land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
sowie gartenbauliche Betriebe mit Primärerzeugung faktisch von der geplanten 
Investitionsprämie aus. Gekoppelt mit einer versteckten Steuererhöhung durch 
die Absenkung des Pauschalierungssatzes und der ausgelassenen Anhebung der 
Pauschalierungsgrenze, werden mit dem Gesetz viele Belange der Land- und 
Forstwirtschaft sowie des Gartenbaus benachteiligt. 

Das Wachstumschancengesetz ist trotz seines hoffnungsvollen Namens ein 
regelrechter "Scheinriese" und wird in dieser Form nicht maßgeblich zur 
Verbesserung der aktuellen Situation beitragen. Angesichts eines gesamten 
Steueraufkommens von nahezu einer Billion Euro stellt das Entlastungsvolumen 
von 7 Milliarden Euro lediglich einen Tropfen auf den heißen Stein dar. Dieses 
Entlastungsvolumen ist insbesondere der Einführung der degressiven 
Abschreibungen geschuldet. Dies ist aber nur eine Entlastung in der Zeit, da die 
degressive AfA für bewegliche Wirtschaftsgüter 2028 bereits zu 
Steuermehreinnahmen von einer knappen Milliarde Euro führen wird. Zudem 
erschwert die zusätzliche Bürokratie, die dieses Paket mit sich bringt, die 
Situation unserer Unternehmen.  
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Das Gesetz ändert nichts an der Situation, dass Deutschland im internationalen 
Vergleich noch immer die höchste Steuerbelastung hat. Deutschland ist 
Hochsteuerland. Steuerpolitik ist immer auch Standortpolitik, als weiterer 
Standortfaktor neben Infrastruktur und Fachkräfte. Darum brauchen wir in 
Deutschland dringend eine umfassende Unternehmenssteuerreform zur 
Stärkung der Wettbewerbssituation unserer Wirtschaft. Nur so lässt sich eine 
weitere Abwanderung von Kapital ins Ausland stoppen und umkehren. Neben 
dem Abbau von Bürokratie und der Verbesserung von Strukturen muss es auch 
für die im Unternehmen bleibenden Gewinne eine steuerliche Entlastung geben. 
Ziel muss hierbei ein wettbewerbsfähiges Niveau von höchstens 25 % sein. Dies 
schafft so auch die notwendigen finanziellen Spielräume für die von den 
Unternehmen zu leistenden Investitionen und Innovationen im Rahmen des 
schon laufenden Transformationsprozesses. Ein Beitrag hierzu kann auch die 
vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlages leisten. Niedrigere Steuern 
für Unternehmen bringen höhere Löhne, mehr Beschäftigung und höheres 
Wachstum.          

Das kürzlich von der Bunderegierung vorgestellte Herbstgutachten unterstreicht 
eindringlich die Notwendigkeit, die Attraktivität des Standortes Deutschland zu 
verbessern. Es bedarf einer großen Kraftanstrengung. Wir brauchen einen 
Deutschlandpakt für unseren Wirtschaftsstandort, welcher die 
Rahmenbedingungen für mehr Wachstum, Investitionen und Innovationen 
zeitnah verbessert. Ein entscheidender Schritt muss die Steuerpolitik sein. Das 
vorliegende Wachstumschancengesetz trägt den bestehenden 
Herausforderungen nur unzureichend Rechnung und verschlechtert sogar in 
Teilen die Situation der Unternehmen.  

Vor diesem Hintergrund fordern wir dringend, die aktuellen wirtschaftlichen 
Herausforderungen mit der gebotenen Ernsthaftigkeit und Entschlossenheit 
anzugehen. Es ist an der Zeit, Gesetze zu verabschieden, die nicht nur die 
Symptome, sondern auch die Ursachen adressieren und unsere Wirtschaft 
nachhaltig stärken. 

Zusätzlich zu den bestehenden Mängeln im Wachstumschancengesetz erweckt 
die Entscheidung, die Umsatzsteuer auf Gas bereits im Januar 2024 statt im April 
2024 zu erhöhen, erhebliche Bedenken. Hinzu kommt die Erhöhung des 
Umsatzsteuersatzes für die Gastronomie. Beide Maßnahmen tragen zur 
Inflationssteigerung bei und stehen in Widerspruch zu unseren Bemühungen, die 
wirtschaftliche Stabilität unseres Landes zu gewährleisten. Daher fordern wir 
eine sorgfältige Überprüfung dieser Beschlüsse, um nachteilige Auswirkungen 
auf die Bevölkerung und die Wirtschaft zu vermeiden. 

 
II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung im 

Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel auf,  
 

1. zeitnah eine umfassende Unternehmenssteuerreform zu beschließen, 
die zu wirklichen Verbesserungen der Strukturen im Steuerrecht und 
zu nachhaltigen Entlastungen für die Wirtschaft führen; dabei 
müssen die Steuern auf einbehaltene Gewinne auf 25% gesenkt 
werden (siehe auch BT-Drs. 20/8413), 

2. die bestehenden steuerlichen Meldepflichten auf ihre Sinnhaftigkeit 
zu überprüfen und gesetzlich anzupassen bzw. vollständig 
abzuschaffen; zu dieser Prüfung legt die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag bis zum 30. Juni 2024 einen Bericht vor, 
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3. die Digitalisierung und Vereinfachung der Steuerprozesse 
voranzutreiben, um Effizienz und Bürokratieabbau zu 
gewährleisten, 

4. umgehend alle Maßnahmen zur Absenkung der Stromsteuer auf das 
europäische Mindestmaß sowie der Netzentgelte und Abgabe auf 
Strom anzugehen, 

5. auf eine Erhöhung des reduzierten Umsatzsteuersatz auf Gas von 
aktuell 7% ab dem 1. Januar 2024 auf 19 % zu verzichten, 

6. den ermäßigten Mehrwertsteuersatz für Speisen bei Restaurant- 
und Verpflegungsdienstleistungen dauerhaft zu entfristen und 

7. eine Superabschreibung für Investitionen in Klimaschutz, 
Automatisierung und Digitalisierung einzuführen. 

 



 

 

Umdruck 01 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Gesetz zur steuerlichen Förderung von Investitionen in 
den Klimaschutz (Klimaschutz-Investitionsprämienge-
setz – KlimaInvPG) 
(Bundesrat Ziffer 4) 

Zu Artikel 1 (§ 2 Absatz 1 Nummer 3 KlimaInvPG) 

 

Änderung 

In Artikel 1 wird in § 2 Absatz 1 Nummer 3 das Wort „inländischen“ gestrichen 
und werden nach dem Wort „Anspruchsberechtigten“ die Wörter „ , die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) oder in der Schwei-
zerischen Eidgenossenschaft belegen ist,“ eingefügt. 

 

Begründung 

Zu Artikel 1 (Klimaschutz-Investitionsprämiengesetz) 

§ 2 Absatz 1 Nummer 3  

Die Gewährung der Investitionsprämie in der am 30. August 2023 vom Bundes-
kabinett beschlossenen Fassung des Gesetzentwurfs setzt nach § 2 Absatz 1 Num-
mer 3 KlimaInvPG eine Nutzung in einer inländischen Betriebsstätte im Jahr der 
Anschaffung oder Herstellung oder der Beendigung der Maßnahme sowie im da-
rauffolgenden Wirtschaftsjahr voraus. Dieser Wortlaut stößt auf europarechtliche 
Bedenken. Mit der hier vorgeschlagenen Änderung, die auf einen Vorschlag des 
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Bundesrates in seiner Stellungnahme zum Regierungsentwurf eines Wachstums-
chancengesetzes zurückgeht (Ziffer 4), dürfte die Vereinbarkeit mit dem Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union sowie mit dem Freizügigkeitsab-
kommen EU-Schweiz sichergestellt sein. Da es sich bei den hier angesprochenen 
nicht-inländischen Betriebsstätten regelmäßig um DBA-Freistellungsbetriebsstät-
ten handeln dürfte, dürfte sich die Ausweitung auf diese Betriebsstätten praktisch 
kaum auswirken. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der für den Artikel 1 vorgesehenen In-kraft-
tretensregelung am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Da sich die Ausweitung praktisch kaum auswirken dürfte, ist allenfalls mit ge-
ringfügigen Mindereinnahmen zu rechnen. 

Erfüllungsaufwand 

Keine. 



 

 

Umdruck 02 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Gesetz zur steuerlichen Förderung von Investitionen in 
den Klimaschutz (Klimaschutz-Investitionsprämienge-
setz – KlimaInvPG) 

Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 1 Satz 1 KlimaInvPG) und zu Artikel 46 Ab-
satz 5a – neu – (Inkrafttreten) 

 

Änderung 

1. In Artikel 1 werden in § 3 Absatz 1 Satz 1 die Wörter „nach dem … [einset-
zen: 31. Dezember 2023 frühestens Datum des Tages der Verkündung des 
Gesetzes]“ durch die Wörter „nach dem 29. Februar 2024“ ersetzt. 

2. Nach Artikel 46 Absatz 5 wird folgender Absatz 5a eingefügt: 

„(5a) Artikel 1 tritt am 1. März 2024 in Kraft.“. 

Begründung 

Zu Artikel 1 (Klimaschutz- Investitionsprämiengesetz) 

§ 3 Absatz 1 Satz 1 

Folgeänderung wegen der Verschiebung des Inkrafttretenszeitpunktes mit der Än-
derung des Artikel 46, da nur solche Investitionen förderfähig sind, mit denen 
nach Inkrafttreten des Gesetzes begonnen wird. Die Allgemeine Gruppenfreistel-
lungsverordnung (AGVO) geht u. a. erst dann von dem erforderlichen Anreizef-
fekt aus, wenn die Regelung – hier das KlimaInvPG - vor Beginn der geförderten 
Maßnahmen eingeführt worden und in Kraft getreten ist  
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Zu Artikel 46 (Inkrafttreten) 

Absatz 5a – neu – 

Die AGVO als EU-beihilferechtliche Grundlage des KlimaInvPG sieht in Arti-
kel 1 Absatz 2 Buchstabe a AGVO vor, dass sie für Beihilferegelungen, deren 
durchschnittliche jährliche Mittelausstattung 150 Mio. Euro übersteigt, nach Ab-
lauf von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten der Beihilferegelung nicht gilt, es 
sei denn die Europäische Kommission (KOM) genehmigt einen Evaluierungs-
plan. Um eine längere Freistellung einer solchen Beihilferegelung zu ermögli-
chen, muss also der Mitgliedstaat, der die beihilferelevante Regelung - hier die 
Investitionsprämie/das KlimaInvPG - trifft, innerhalb von 20 Arbeitstagen nach 
Inkrafttreten der Regelung einen Evaluierungsplan bei der KOM anmelden. Die 
KOM kann, nachdem sie den Evaluierungsplan genehmigt hat, beschließen, dass 
die betreffende Beihilferegelung auch für einen längeren Zeitraum als sechs Mo-
nate in den Geltungsbereich der AGVO fällt.  

Wird ein solcher Evaluierungsplan nicht fristgerecht bei der KOM eingereicht 
(oder von der KOM nicht genehmigt), ist das KlimaInvPG nur sechs Monate lang 
nach seinem Inkrafttreten anwendbar.  

Bisher war vorgesehen, den Artikel 1 des Wachstumschancengesetzes am Tag 
nach der Verkündung (Artikel 46 Absatz 1 des vorliegenden Änderungsgesetzes) 
in Kraft treten zu lassen. Es hat sich abgezeichnet, dass nicht mehr genug Zeit ist, 
bis dahin einen genehmigungsfähigen Evaluierungsplan zu erstellen. Der Evalu-
ierungsplan muss bestimmte von der KOM vorgegebene Kriterien/Standards er-
füllen, was die Einschaltung externer Gutachter erforderlich machen wird. Und 
seine Erstellung setzt natürlich voraus, dass Förderumfang, Fördergegenstände 
und beihilferechtliche Grundlagen der Maßnahme feststehen. 

Finanzielle Auswirkungen 

Eine Verschiebung des Inkrafttretenszeitpunktes des Klimaschutz-Investiti-
onsprämiengesetzes auf den 1. März 2024 dürfte zu einer Minderung der Aus-
gaben um insgesamt rund 20 Mio. Euro führen. 

Erfüllungsaufwand 

Unverändert. 



 

 

Umdruck 03 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Gesetz zur steuerlichen Förderung von Investitionen in 
den Klimaschutz (Klimaschutz-Investitionsprämienge-
setz – KlimaInvPG) 

Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 2, § 4 Absatz 1 und § 9 KlimaInvPG) 

 

Änderung 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort „hergestellt“ die Wörter „oder 
die Maßnahmen, die zu nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten führen, beendet“ eingefügt. 

2. In § 4 Absatz 1 werden nach dem Wort „Herstellungskosten“ die Wörter „ , 
die nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten“ eingefügt. 

3. In § 9 werden nach den Wörtern „Wurden die Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten“ die Wörter „oder die nachträglichen Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten“ eingefügt. 

Begründung 

Zu Artikel 1 (Klimaschutz-Investitionsprämiengesetz) 

Zu Nummer 1 

§ 3 Absatz 2, § 4 Absatz 1 und § 9 
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Die Vorschriften werden in Anlehnung an die Stellungnahme des Bundesrech-
nungshofes zum Entwurf eines Wachstumschancengesetzes redaktionell hinsicht-
lich der intendierten und in § 2 Absatz 1 KlimaInvPG geregelten Berücksichti-
gung von nachträglichen Anschaffung- oder Herstellungskosten klargestellt. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der für den Artikel 1 vorgesehenen In-kraft-
tretensregelung am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. 



 

 

 

Umdruck 04 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, Investitionen und Innova-
tion sowie  

Steuervereinfachung und Steuerfairness 
(Wachstumschancengesetz) 

BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Gesetz zur steuerlichen Förderung von Investitionen in 
den Klimaschutz (Klimaschutz-Investitionsprämienge-
setz – KlimaInvPG) 

Zu Artikel 1 (§ 6 Absatz 2 KlimaInvPG) 

Änderung  

In Artikel 1 wird § 6 Absatz 2 wie folgt gefasst: 

„(2) Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten sowie die nachträglichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten einer nach § 2 Absatz 1 begünstigten In-
vestition dürfen nicht in die förderfähigen Aufwendungen im Sinne des § 4 Ab-
satz 1 einbezogen werden, wenn sie bereits im Rahmen anderer staatlicher Förde-
rungen, bei denen es sich um staatliche Beihilfen im Sinne des Artikels 107 Ab-
satz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union handelt, geför-
dert wurden oder werden.“ 

Begründung 

Zu Artikel 1 (Klimaschutz-Investitionsprämiengesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 6 Absatz 2 KlimaInvPG) 

Aufgrund der beihilferechtlichen Begrenzung sowohl der förderfähigen Aufwen-
dungen als auch der Förderhöchstintensitäten kann die Investitionsprämie nur 
dann gewährt werden, wenn die hiernach förderfähigen Aufwendungen nicht be-
reits durch andere staatliche Förderungen, die staatliche Beihilfen im Sinne des 
Artikels 107 AEUV darstellen, gefördert wurden oder werden. Damit sind Förde-
rungen, bei denen es sich nicht um staatliche Beihilfen im Sinne des Artikel 107 
Absatz 1 AEUV handelt, nicht vom Kumulierungsverbot des Gesetzes umfasst. 
Die obige Änderung macht das präziser deutlich.   
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Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der für den Artikel 1 vorgesehenen In-kraft-
tretensregelung am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Klarstellung führt zu keinen zusätzlichen Ausgaben, da in den finanziellen 
Auswirkungen des Gesetzentwurfs bereits die Fälle mit beihilfefreien Förderkre-
diten enthalten sind. 

Erfüllungsaufwand 

Wie bisher. 



 

 

Umdruck 05 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Erweiterung der Abfragemöglichkeit für den Arbeitge-
ber zur Mitteilung der steuerlichen Identifikationsnum-
mer durch das Finanzamt 
(Bundesrat Ziffer 5) 

 

Zu Artikel 3 Nummer 2 - neu – (§ 39 Absatz 3 Satz 6 - neu – EStG) 

 

Änderung 

Artikel 3 wird wie folgt gefasst: 

‚Artikel 3 

Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 7 Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„[wie Gesetzentwurf]“ 

2. Dem § 39 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Hat der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer für das Jahr 2022 eine Lohn-
steuerbescheinigung übermittelt und versichert der Arbeitgeber, dass das 
Dienstverhältnis nach Ablauf des Jahres 2022 fortbestanden und der Arbeit-
nehmer trotz Aufforderung pflichtwidrig seine Identifikationsnummer bisher 
nicht mitgeteilt hat, teilt das zuständige Finanzamt die Identifikationsnum-
mer des Arbeitnehmers auf Anfrage des Arbeitgebers mit.“ ‘ 
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Begründung 

Zu Artikel 3 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Nummer 2 – neu - 

§ 39 Absatz 3 Satz 6 – neu – 

Die Änderung beruht auf einem Petitum des Bundesrates (Nummer 5 der BR-Drs. 
433/23). 

Nach § 41b Absatz 2 Satz 1 EStG war bisher die Übermittlung der Lohnsteuerbe-
scheinigung auch unter Angabe der sogenannten eTIN zulässig, wenn dem Ar-
beitgeber die Identifikationsnummer (§ 139b AO) des Arbeitnehmers nicht be-
kannt war. Für Lohnsteuerbescheinigungen ab 2023 entfällt diese Möglichkeit, so 
dass eine Übermittlung ausschließlich anhand der Identifikationsnummer möglich 
ist.  

Erhält der Arbeitgeber die Identifikationsnummer nicht vom Arbeitnehmer (ins-
besondere bei Betriebsrentnern), sehen die gesetzlichen Regelungen in § 39 
Abs. 3 EStG bisher keine Möglichkeit vor, dem Arbeitgeber ohne entsprechende 
Bevollmächtigung durch den Arbeitnehmer dessen Identifikationsnummer zu 
übermitteln. Ohne die Identifikationsnummer kann der Arbeitgeber ab 2023 sei-
ner gesetzlichen Verpflichtung, die Lohnsteuerbescheinigung für den Arbeitneh-
mer elektronisch zu übermitteln (§ 41b Absatz 1 Satz 2 EStG), tatsächlich nicht 
nachkommen.  

Zugleich ist ein Abruf der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale nicht mög-
lich und der Arbeitgeber muss die Steuerklasse VI beim Lohnsteuerabzug anwen-
den (§ 39c Absatz 1 Satz 1 EStG). Der Lohnsteuerabzug nach der Steuerklasse VI 
ist bei Ehegatten ein Pflichtveranlagungstatbestand (§ 46 Absatz 2 Nummer 3a 
EStG). Die Verwirklichung des Pflichtveranlagungstatbestands ist für die Finanz-
ämter allerdings nicht erkennbar, wenn die Übermittlung der Lohnsteuerbeschei-
nigung unterbleibt.  

Die Finanzämter übermitteln daher künftig die Identifikationsnummer des Arbeit-
nehmers auf Anfrage an den Arbeitgeber, wenn dieser für den Arbeitnehmer be-
reits eine Lohnsteuerbescheinigung für das Jahr 2022 (mittels eTIN) übermittelt 
hat und der Arbeitgeber zugleich versichert, dass das Dienstverhältnis über den 
31. Dezember 2022 hinaus fortbestanden hat und der Arbeitnehmer seiner Ver-
pflichtung, dem Arbeitgeber die Identifikationsnummer mitzuteilen (§ 39e Ab-
satz 4 Satz 1 Nummer 1 EStG), trotz Aufforderung nicht nachgekommen ist. Dies 
gilt auch dann, wenn die Identifikationsnummer dem Arbeitnehmer erstmals zu-
zuteilen ist. Einer Bevollmächtigung oder der Zustimmung des Arbeitnehmers be-
darf es insoweit nicht.  

Die Regelung betrifft ausschließlich Bestandsfälle und schafft eine bürokratie-
arme Übergangslösung für die künftig ausschließliche Übermittlung der Lohn-
steuerbescheinigung unter Verwendung der Identifikationsnummer. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der im Regierungsentwurf für Artikel 3 vor-
gesehenen Inkrafttretensregelung mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in Kraft. 
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Finanzielle Auswirkungen 

Die Änderung dient der Sicherung des Steueraufkommens. 

Erfüllungsaufwand 

Geringfügige, nicht bezifferbare Minderung des personellen Erfüllungsaufwands 
in den Finanzämtern sowie für die Wirtschaft. Für den Bürger entsteht kein Erfül-
lungsaufwand. 



 

 

Umdruck 06 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Dienstwagenbesteuerung – Halbierung der Anhebung 
der Bruttolistenpreisgrenze und Entfall der alternativen 
Reichweitengrenze ab 1.1.2025 

Zur Inhaltsübersicht, zu Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe a (§ 6 Absatz 1 
Nummer 4 EStG) und Artikel 25a – neu – (§ 8 Nummer 1 Buchstabe d 
Satz 2 Doppelbuchstabe bb und § 36 Absatz 4 Satz 3 – neu – GewStG) 
und zu Artikel 46 (Inkrafttreten) 

 

Änderung 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu Artikel 25 folgende Angabe 
eingefügt: 

„Artikel 25a Weitere Änderung des Gewerbesteuergesetzes“. 

2. Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

‚a) Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. soweit Nummer 3 nicht anzuwenden ist und bei Anschaf-
fung nach dem 31. Dezember 2024 und vor dem 1. Januar 
2031 nur zur Hälfte anzusetzen, wenn das Kraftfahrzeug 
eine Kohlendioxidemission von höchstens 50 Gramm je 
gefahrenen Kilometer hat,“. 

bb) Satz 3 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. soweit Nummer 3 nicht anzuwenden ist und bei Anschaf-
fung nach dem 31. Dezember 2024 und vor dem 1. Januar 
2031 bei der Ermittlung der insgesamt entstandenen Auf-
wendungen die Anschaffungskosten für das Kraftfahrzeug 
oder vergleichbare Aufwendungen nur zur Hälfte zu be-
rücksichtigen, wenn das Kraftfahrzeug eine 
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Kohlendioxidemission von höchstens 50 Gramm je gefah-
renen Kilometer hat,“. 

cc) In Satz 2 Nummer 3 und Satz 3 Nummer 3 wird jeweils die An-
gabe „60 000 Euro“ durch die Angabe „70 000 Euro“ ersetzt. ‘ 

3. Nach Artikel 25 wird folgender Artikel 25a eingefügt: 

‚Artikel 25a 

Weitere Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 25 dieses Gesetzes 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 8 Nummer 1 Buchstabe d Satz 2 Doppelbuchstabe bb wird wie folgt 
gefasst: 

„bb) extern aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen, für die sich aus der 
Übereinstimmungsbescheinigung nach Anhang IX der Richtlinie 
2007/46/EG oder aus der Übereinstimmungsbescheinigung nach 
Artikel 38 der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 ergibt, dass das 
Fahrzeug eine Kohlendioxidemission von höchstens 50 Gramm 
je gefahrenen Kilometer hat, und“. 

2. Nach § 36 Absatz 4 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„§ 8 Nummer 1 Buchstabe d Satz 2 Doppelbuchstabe bb in der Fassung 
des Artikels 25a des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] 
ist erstmals für den Erhebungszeitraum 2025 anzuwenden.“ ‘ 

4. In Artikel 46 Absatz 7 wird die Angabe „17“ durch die Angabe „17, 25a“ 
ersetzt. 

Begründung 

Zur Inhaltsübersicht 

Die Inhaltsübersicht wird redaktionell an die Einfügung des neuen Artikels 25a 
angepasst. 

Zu Artikel 4 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa – neu –  

§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 5 

Die Bemessungsgrundlage bei der Bewertung der Entnahme für die private Nut-
zung betrieblicher Elektrofahrzeuge, die nicht unter Nummer 3 fallen und extern 
aufladbarer Hybridelektrofahrzeuge soll nur noch dann zur Hälfte anzusetzen 
sein, wenn das Fahrzeug einen Kohlendioxidausstoß von höchstens 50 Gramm je 
gefahrenen Kilometer hat. Die bisher vorgesehene Alternative einer elektrischen 
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Mindestreichweite des Fahrzeugs von mindestens 80 Kilometern entfällt. Dies gilt 
für Fahrzeuge, die nach dem 31. Dezember 2024 angeschafft werden. 

Dies gilt entsprechend bei der Überlassung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs an 
Arbeitnehmer (§ 8 Absatz 2 Satz 2, 3 und 5 EStG). 

Zu Doppelbuchstabe bb– neu – 

§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 3 Nummer 5 

Folgeänderung zur Änderung in § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 5 EStG, 
wenn die private Nutzung mit den auf die Privatfahrten entfallenden Aufwendun-
gen angesetzt wird (Fahrtenbuchmethode). Bei der Ermittlung der insgesamt ent-
standenen Aufwendungen sind die Anschaffungskosten für das Kraftfahrzeug 
oder vergleichbare Aufwendungen (z. B. Leasingraten) nur zur Hälfte zu berück-
sichtigen, wenn das Fahrzeug einen Kohlendioxidausstoß von höchstens 
50 Gramm je gefahrenen Kilometer hat. Die bisher vorgesehene Alternative einer 
elektrischen Mindestreichweite des Fahrzeugs von mindestens 80 Kilometern ent-
fällt. Dies gilt für Fahrzeuge, die nach dem 31. Dezember 2024 angeschafft wer-
den. 

Dies gilt entsprechend bei der Überlassung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs an 
Arbeitnehmer (§ 8 Absatz 2 Satz 4, zweiter Halbsatz EStG). 

Zu Doppelbuchstabe cc – neu – 

Die Bruttolistenpreisgrenze wird gegenüber dem Regierungsentwurf nur um 
10.000 Euro auf 70.000 Euro angehoben. 

Zu Artikel 25a – neu – (Weitere Änderung des Gewerbesteuergesetzes) 

Zu Nummer 1  

§ 8 Nummer 1 Buchstabe d Satz 2 Doppelbuchstabe bb 

§ 8 Nummer 1 Buchstabe d GewStG sieht die Hinzurechnung von Miet- und 
Pachtzinsen (einschließlich Leasingraten) für die Benutzung von beweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die im Eigentum eines anderen stehen, 
vor. Diesbezügliche Entgelte finden zu einem Fünftel Eingang in die Ermittlung 
der Summe der insgesamt hinzurechnungspflichtigen Beträge (§ 8 Nummer 1 Ge-
wStG).  

Der geltende § 8 Nummer 1 Buchstabe d Satz 2 Doppelbuchstabe bb GewStG 
sieht vor, dass sich der Hinzurechnungsumfang bei Verträgen über die Anmietung 
von extern aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen, die eine Kohlendioxidemission 
von höchstens 50 Gramm je gefahrenen Kilometer haben oder alternativ deren 
elektrische Mindestreichweite 80 Kilometer (bei Verträgen, die vor dem 1. Januar 
2025 geschlossen werden, 60 Kilometer, § 36 Absatz 4 Satz 2 GewStG) beträgt, 
halbiert.  

Mit der Änderung entfällt die Alternative einer elektrischen Mindestreichweite, 
sodass künftig eine hälftige Hinzurechnung nur noch dann erfolgt, wenn aus-
schließlich die Voraussetzungen betreffend der Kohlendioxidemission erfüllt 
sind. 

Zu Nummer 2 

§ 36 Absatz 4 Satz 3 – neu – 

Die Änderung zum Hinzurechnungsumfang bei Verträgen über die Anmietung 
von extern aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen ist erstmals ab dem Erhebungs-
zeitraum 2025 anzuwenden. 
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Zu Artikel 46 (Inkrafttreten) 

Absatz 7 

Die Änderung des neu eingefügten Artikels 25a tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die bisher zugelassenen Plug-in-Hybride dürften die Voraussetzung des Kohlen-
dioxidausstoßes von höchstens 50 Gramm je gefahrenen Kilometer erfüllen. Ab 
2025 wird die Regulierung zur Typengenehmigungsprozedur jedoch geändert, so 
dass Plug-in-Hybride mit einem höheren Kohlenstoffdioxidausstoß eingestuft 
werden, der regelmäßig über 50 g/km liegen dürfte. Da die Regelung nur für ab 
2025 angeschaffte Fahrzeuge gilt, dürften nur geringe Mehreinnahmen entstehen, 
wenn davon ausgegangen wird, dass dann das Angebot der Hersteller für Plug-in-
Hybride zurück geht und fast keine Plug-in-Hybride mehr angeschafft werden, 
sondern Elektrofahrzeuge, die die Voraussetzungen erfüllen. 

Bei Halbierung der Anhebung der Bruttolistenpreisgrenze werden die mit der An-
hebung verbundenen Minderinnahmen von 70 Mio. € (2024) bis 120 Mio. € 
(2028) gemäß Regierungsentwurf als etwas halb so hoch eingeschätzt. Es ergeben 
sich somit folgende Wirkungen: 

 

 vJ 2023 2024 2025 2026 2027 2028 

in Mio. € 

WCG 
80.000 € 

- 70 - - 70 - 85 - 100 - 110 - 120 

Vor-
schlag 
70.000 € 

-35 - -35 -45 -50 -55 -60 

Differenz +35 - +35 +40 +50 +55 +60 

 

Erfüllungsaufwand 

Kein höher Erfüllungsaufwand, weil eine bestehende Vorgabe lediglich verändert 
wird. 
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, In-
vestitionen und Innovation sowie  

Steuervereinfachung und Steuerfairness 
(Wachstumschancengesetz) 

BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Bewertung von Einlagen junger Wirtschaftsgüter aus 
dem Betriebsvermögen 

Zu Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb – neu – (§ 6 
Absatz 1 Nummer 5 Satz 1 Buchstabe a EStG) und Nummer 14 Buch-
stabe a Doppelbuchstabe aa (§ 52 Absatz 12 Satz 6 – neu – EStG) 

 

Änderung 

Artikel 4 wird wie folgt geändert:  

1.  Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

„a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 4 Satz 2 Nummer 3 und Satz 3 Nummer 3 wird … 
[wie Regierungsentwurf Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe a]. 

bb) In Nummer 5 Satz 1 Buchstabe a werden nach dem Wort „Zufüh-
rung“ die Wörter „aus dem Privatvermögen“ eingefügt.“ 

2. Nummer 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa wird wie folgt gefasst: 

‚aa) Nach Satz 4 werden die folgenden Sätze eingefügt: 

„§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Nummer 3 und Satz 3 Nummer 3 in 
der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [ein-
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist 
erstmals ... [wie Regierungsentwurf Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe aa]. § 6 Absatz 1 Nummer 5 Satz 1 Buchstabe a in 
der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [ein-
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist 
erstmals auf Wirtschaftsgüter anzuwenden, die nach dem [einsetzen: 
Datum der Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes] einge-
legt werden.“ ‘ 

verwehmeyeir
Ausschussstempel_5

verbaudema
Ausschussstempel



 

 – 2 – 

Begründung 

Zu Artikel 4 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

§ 6 Absatz 1 Nummer 5 Satz 1 Buchstabe a 

Mit der Änderung wird sichergestellt, dass § 6 Absatz 6 Satz 3 i. V. mit § 6 Ab-
satz 1 Nummer 5 Satz 1 Buchstabe a EStG auf die Einlage eines jungen Wirt-
schaftsguts im Sinne des § 6 Absatz 1 Nummer 5 Satz 1 Buchstabe a EStG aus 
dem Betriebsvermögen in eine Kapitalgesellschaft keine Anwendung findet. Ent-
sprechend erhöhen sich die Anschaffungskosten der Beteiligung an der Kapital-
gesellschaft nach § 6 Absatz 6 Satz 2 EStG um den Teilwert des eingelegten jun-
gen Wirtschaftsguts.  

Für die Bewertung der Einlage mit dem Teilwert kommt es damit nicht mehr da-
rauf an, ob das eingelegte junge Wirtschaftsgut im Zusammenhang mit der Ein-
lage aus dem Betriebsvermögen entnommen wurde und deshalb der Teilwert an-
zusetzen ist (§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 i. V. mit § 6 Absatz 1 Nummer 5 
Satz 3 EStG). Insbesondere kommt es damit auch in Fällen einer Einlage durch 
eine Kapitalgesellschaft zum Ansatz des Teilwerts. Sofern der Entscheidung des 
BFH vom 9. Juni 2021, I R 32/17, BStBl II 2023, S. 686 eine andere rechtliche 
Wertung entnommen werden könnte, ist diese jedenfalls mit der vorliegenden Än-
derung überholt. 

Zu Nummer 14 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 52 Absatz 12 Satz 6 – neu – 

§ 52 Absatz 12 Satz 6 EStG enthält eine Anwendungsregelung zu § 6 Absatz 1 
Nummer 5 Satz 1 Buchstabe a EStG. 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die Änderungen des § 6 Absatz 1 Nummer 5 Satz 1 Buchstabe a EStG und des 
§ 52 Absatz 12 Satz 6 EStG treten entsprechend der für Artikel 4 vorgesehenen 
Inkrafttretensregelung am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine 

Erfüllungsaufwand und weitere Gesetzesfolgen 

Keiner 



 

 

Umdruck 08 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Einführung einer geometrisch-degressiven Abschreibung 
für neue Wohngebäude (§ 7 Absatz 5a EStG) 

Zu Artikel 4 Nummer 3 Buchstabe b (§ 7 Absatz 5a Satz 8 EStG) 

 

Änderung 

In Artikel 4 Nummer 3 Buchstabe b wird § 7 Absatz 5a Satz 8 wie folgt gefasst: 

„Die weitere Absetzung für Abnutzung bemisst sich nach dem Übergang zur Ab-
setzung für Abnutzung im Sinne des Absatzes 4 vom Restwert und dem nach Ab-
satz 4 unter Berücksichtigung der Restnutzungsdauer maßgebenden Prozentsatz.“ 

Begründung 

Zu Artikel 4 (Änderung des Einkommenssteuergesetzes) 

Zu Nummer 3 Buchstabe b 

§ 7 Absatz 5a Satz 8 

Der Steuerpflichtige hat ein Wahlrecht, zur linearen Absetzung für Abnutzung 
nach § 7 Absatz 4 EStG zu wechseln. Die lineare Absetzung für Abnutzung ist 
nach dem Wechsel vom Restwert vorzunehmen. Der Restwert ermittelt sich dabei 
von den um die bisherigen Abschreibungen geminderten ursprünglichen Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten.  

Die im Regierungsentwurf bisher vorgesehene Regelung – Bezug auf § 7 Ab-
satz 4 Nummer 2 Buchstabe a EStG mit der Vorgabe eines fixen Abschreibungs-
satzes in Höhe von 3 Prozent - kann die Konsequenz haben, dass die 

verwehmeyeir
Ausschussstempel_5

verbaudema
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Gesamtabschreibungsdauer über die intendierte Nutzungsdauer von (maximal) 33 
1/3 Jahren hinauslangt. Mit der oben formulierten Anpassung wird das vermieden. 

Der der linearen Absetzung für Abnutzung zugrunde zu legende Prozentsatz er-
mittelt sich jetzt aus der Differenz zwischen dem dem pauschalen Prozentsatz 
nach § 7 Absatz 4 EStG zugrundeliegenden Abschreibungszeitraum und dem bis-
herigen Abschreibungszeitraum des Gebäudes bezogen auf den Restwert (ähnli-
che Regelung in § 7a Absatz 9 EStG). Er orientiert sich damit grundsätzlich an 
einer Nutzungsdauer von 33 1/3 Jahren. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Wie bisher. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine finanziellen Auswirkungen innerhalb des Finanzplanungszeitraumes. 

Erfüllungsaufwand 

Unverändert. 
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Sonderabschreibung für Mietwohnungsneubau (§ 7b 
EStG) und gemeinsame Vorschriften für erhöhte Abset-
zungen und Sonderabschreibungen (§ 7a EStG) 

Zu Artikel 4 Nummer 4 (§ 7a Absatz 9 EStG) und Nummer 4a – neu – 
(§ 7b EStG) 

 

Änderung 

Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

1. Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

‚4. In § 7a Absatz 9 wird die Angabe „§ 7 Absatz 5a“ durch die Angabe 
„§ 7 Absatz 5b“ ersetzt und werden nach den Wörtern „maßgebenden 
Prozentsatz“ die Wörter „oder dem nach § 7 Absatz 5a maßgebenden 
Prozentsatz“ eingefügt.‘ 

2. Nach Nummer 4 wird die folgende Nummer 4a eingefügt: 

‚4a. § 7b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „Absatz 4“ die Angabe 
„und 5a“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 2 werden jeweils die 
Wörter „vor dem 1. Januar 2027“ durch die Wörter „vor dem 
1. Oktober 2029“ ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter „vor dem 1 Ja-
nuar 2027“ durch die Wörter „vor dem 1 Oktober 2029“ und wird 
die Angabe „4 800 Euro“ durch die Angabe „5 200 Euro“ ersetzt. 

d) In Absatz 3 Nummer 2 wird die Angabe „2 500 Euro“ durch die 
Angabe „4 000 Euro“ ersetzt.‘ 

3. Nach Nummer 14 Buchstabe b wird folgender Buchstabe b1 eingefügt: 

verwehmeyeir
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‚b1) In Absatz 15a Satz 3 werden die Wörter „vor dem 1. Januar 2027“ 
durch die Wörter „vor dem 1. Oktober 2029“ ersetzt.‘ 

Begründung 

Zu Artikel 4 (Weitere Änderung des Einkommenssteuergesetzes) 

Zu Nummer 4 

§ 7a Absatz 9 

Die Vorschrift wird redaktionell an den neu eingefügten § 7 Absatz 5a EStG an-
gepasst und stellt somit klar, dass sich nach Ablauf des maßgebenden Begünsti-
gungszeitraums einer Sonderabschreibung (wie z. B. der Sonderabschreibung für 
Mietwohnungsneubau nach § 7b EStG) die weitere Absetzung für Abnutzung 
auch nach § 7 Absatz 5a EStG (Restwert und dem nach § 7 Absatz 5a EStG maß-
gebenden Prozentsatz) bemessen kann. Voraussetzung ist, dass der Steuerpflich-
tige das Wirtschaftsgut auch vor Ablauf des Begünstigungszeitraums der Sonder-
abschreibung bereits degressiv nach § 7 Absatz 5a EStG abgeschrieben hat. 

Zu Nummer 4a Buchstabe a – neu – 

§ 7b Absatz 1 Satz 1 

Die Vorschrift wird redaktionell an den neu eingefügten § 7 Absatz 5a EStG an-
gepasst und stellt somit klar, dass § 7b EStG auch auf die degressive AfA für neue 
Wohngebäude aufsetzen kann.  

Zu Nummer 4a Buchstabe b bis d – neu - 

§ 7b Absatz 2 und 3 

Die Sonderabschreibung für die Herstellung neuer Mietwohnungen nach § 7b 
EStG soll angesichts der dynamischen Entwicklung insbesondere der Baukosten 
auch weiterhin adäquate Anreize für den Bau von neuen Mietwohnungen schaf-
fen. Dafür werden die Kostenbezugsgrößen (Baukostenobergrenze und maximale 
Bemessungsgrundlage) an die veränderten Realitäten im Bausektor angepasst. 
Um auch im Zusammenwirken mit der neu geschaffenen geometrisch-degressi-
ven Absetzung für Abnutzung für neue Wohngebäude zusätzliche Investitionspo-
tenziale im Sinne eines „Investitionsboosters“ zu eröffnen, soll der zeitliche An-
wendungsbereich der Sonderabschreibung auf Wohnungen, für die der Bauantrag 
oder die Bauanzeige vor dem 1. Oktober 2029 gestellt wird, erweitert werden.  

Zu Nummer 14 Buchstabe b1 – neu – 

§ 52 Absatz 15a Satz 3  

Der zeitliche Anwendungsbereich der Sonderabschreibung für Wohnungen, die 
hergestellt werden aufgrund eines Bauantrags oder einer Bauanzeige in den Jah-
ren 2023 bis Oktober 2029, ergibt sich aus § 7b Absatz 1 bis 4. Die mit dem JStG 
2022 erfolgten Änderungen in der Anwendung der De-minimis -Verordnung be-
dürfen jedoch einer klaren zeitlichen Abgrenzung. Die damit erfolgten Änderun-
gen in Absatz 5 sollen daher für solche Fälle gelten, die für förderfähige Wohnun-
gen geltend gemacht werden, die von der vorliegenden Neuregelung des § 7b um-
fasst sind, mithin für die der Bauantrag oder die Bauanzeige nach dem 31. De-
zember 2022 und vor dem 1. Oktober 2029 gestellt wird.  
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Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der für den Artikel 4 vorgesehenen Inkraft-
tretensregelung am Tag nach der Verkündung in Kraft. Die Neufassung des § 7b 
EStG ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Absatz 1 EStG erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 2023 anzuwenden. 

Finanzielle Auswirkungen 

160 Mio. Euro Steuermindereinnahmen in der vollen Jahreswirkung. 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. 



 

 

Umdruck 09-neu 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Sonderabschreibung für Mietwohnungsneubau (§ 7b 
EStG) und gemeinsame Vorschriften für erhöhte Abset-
zungen und Sonderabschreibungen (§ 7a EStG) 

Zu Artikel 4 Nummer 4 (§ 7a Absatz 9 EStG) und Nummer 4a – neu – 
(§ 6b EStG) 

 

Änderung 

Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

1. Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

‚4. In § 7a Absatz 9 wird die Angabe „§ 7 Absatz 5a“ durch die Angabe 
„§ 7 Absatz 5b“ ersetzt und werden nach den Wörtern „maßgebenden 
Prozentsatz“ die Wörter „oder dem nach § 7 Absatz 5a maßgebenden 
Prozentsatz“ eingefügt.‘ 

2. Nach Nummer 4 wird die folgende Nummer 4a eingefügt: 

‚4a. § 7b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „Absatz 4“ die Angabe 
„oder 5a“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 2 werden jeweils die 
Wörter „vor dem 1. Januar 2027“ durch die Wörter „vor dem 
1. Oktober 2029“ ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter „vor dem 1. Ja-
nuar 2027“ durch die Wörter „vor dem 1. Oktober 2029“ und wird 
die Angabe „4 800 Euro“ durch die Angabe „5 200 Euro“ ersetzt. 

d) In Absatz 3 Nummer 2 wird die Angabe „2 500 Euro“ durch die 
Angabe „4 000 Euro“ ersetzt.‘ 

3. Nach Nummer 14 Buchstabe b wird folgender Buchstabe b1 eingefügt: 
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‚b1) In Absatz 15a Satz 3 werden die Wörter „vor dem 1. Januar 2027“ 
durch die Wörter „vor dem 1. Oktober 2029“ ersetzt.‘ 

Begründung 

Zu Artikel 4 (Weitere Änderung des Einkommenssteuergesetzes) 

Zu Nummer 4 

§ 7a Absatz 9 

Die Vorschrift wird redaktionell an den neu eingefügten § 7 Absatz 5a EStG an-
gepasst und stellt somit klar, dass sich nach Ablauf des maßgebenden Begünsti-
gungszeitraums einer Sonderabschreibung (wie z. B. der Sonderabschreibung für 
Mietwohnungsneubau nach § 7b EStG) die weitere Absetzung für Abnutzung 
auch nach § 7 Absatz 5a EStG (Restwert und dem nach § 7 Absatz 5a EStG maß-
gebenden Prozentsatz) bemessen kann. Voraussetzung ist, dass der Steuerpflich-
tige das Wirtschaftsgut auch vor Ablauf des Begünstigungszeitraums der Sonder-
abschreibung bereits degressiv nach § 7 Absatz 5a EStG abgeschrieben hat. 

Zu Nummer 4a Buchstabe a – neu – 

§ 7b Absatz 1 Satz 1 

Die Vorschrift wird redaktionell an den neu eingefügten § 7 Absatz 5a EStG an-
gepasst und stellt somit klar, dass § 7b EStG auch auf die degressive AfA für neue 
Wohngebäude aufsetzen kann.  

Zu Nummer 4a Buchstabe b bis d – neu - 

§ 7b Absatz 2 und 3 

Die Sonderabschreibung für die Herstellung neuer Mietwohnungen nach § 7b 
EStG soll angesichts der dynamischen Entwicklung insbesondere der Baukosten 
auch weiterhin adäquate Anreize für den Bau von neuen Mietwohnungen schaf-
fen. Dafür werden die Kostenbezugsgrößen (Baukostenobergrenze und maximale 
Bemessungsgrundlage) an die veränderten Realitäten im Bausektor angepasst. 
Um auch im Zusammenwirken mit der neu geschaffenen geometrisch-degressi-
ven Absetzung für Abnutzung für neue Wohngebäude zusätzliche Investitionspo-
tenziale im Sinne eines „Investitionsboosters“ zu eröffnen, soll der zeitliche An-
wendungsbereich der Sonderabschreibung auf Wohnungen, für die der Bauantrag 
oder die Bauanzeige vor dem 1. Oktober 2029 gestellt wird, erweitert werden.  

Zu Nummer 14 Buchstabe b1 – neu – 

§ 52 Absatz 15a Satz 3  

Der zeitliche Anwendungsbereich der Sonderabschreibung für Wohnungen, die 
hergestellt werden aufgrund eines Bauantrags oder einer Bauanzeige in den Jah-
ren 2023 bis Oktober 2029, ergibt sich aus § 7b Absatz 1 bis 4. Die mit dem JStG 
2022 erfolgten Änderungen in der Anwendung der De-minimis -Verordnung be-
dürfen jedoch einer klaren zeitlichen Abgrenzung. Die damit erfolgten Änderun-
gen in Absatz 5 sollen daher für solche Fälle gelten, die für förderfähige Wohnun-
gen geltend gemacht werden, die von der vorliegenden Neuregelung des § 7b um-
fasst sind, mithin für die der Bauantrag oder die Bauanzeige nach dem 31. De-
zember 2022 und vor dem 1. Oktober 2029 gestellt wird.  
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Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der für den Artikel 4 vorgesehenen Inkraft-
tretensregelung am Tag nach der Verkündung in Kraft. Die Neufassung des § 7b 
EStG ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Absatz 1 EStG erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 2023 anzuwenden. 

Finanzielle Auswirkungen 

160 Mio. Euro Steuermindereinnahmen in der vollen Jahreswirkung. 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. 
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Anrechnung von Steuerabzugsbeträgen bei Anwendung 
von Doppelbesteuerungsabkommen 

Zu Artikel 4 Nummer 12a – neu – (§ 36 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
Buchstabe b EStG) 

 

Änderung 

Nach Artikel 4 Nummer 12 wird folgende Nummer 12a eingefügt: 

‚12a. In § 36 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b werden die Wörter „dieses 
Gesetzes oder nach § 8b Absatz 1, 2 und 6 Satz 2 des Körperschaftsteuer-
gesetzes“ durch die Wörter „dieses Gesetzes, nach § 8b Absatz 1, 2 und 6 
Satz 2 des Körperschaftsteuergesetzes oder nach einem Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung“ ersetzt.‘ 

Begründung 

Zu Artikel 4 (Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Nummer 12a – neu - 

§ 36 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b 

§ 50c Absatz 3 EStG beschränkt den Anwendungsbereich der Erstattung einbe-
haltener Steuerabzugsbeträge durch das Bundeszentralamt für Steuern auf be-
schränkt steuerpflichtige Gläubiger der Kapitalerträge oder Vergütungen. Die 
Entlastung unbeschränkt steuerpflichtiger Gläubiger der Kapitalerträge soll über 
die Veranlagung der Einkünfte erfolgen (Bt. Drs. 19/27632 S. 54). Diese 
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Verfahrensweise entspricht der langjährigen Verwaltungspraxis, wonach § 36 
EStG auch Einkünfte unbeschränkt Steuerpflichtiger erfasst, die aufgrund der An-
wendung der Vorschriften eines Doppelbesteuerungsabkommens bei der Ermitt-
lung der Einkünfte außer Ansatz bleiben. Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, die 
Kapitalerträge über eine ausländische Betriebsstätte beziehen wird demzufolge 
die Entlastung vom Steuerabzug im Rahmen der Veranlagung geprüft.  Bei Divi-
dendeneinkünften ist insbesondere § 36a EStG zu berücksichtigen. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der am 10. August 2023 in die zweite Res-
sortabstimmung gegebenen Fassung des Gesetzentwurfs für Artikel 4 vorgesehe-
nen Inkrafttretensregelung am Tag nach der Verkündung in Kraft und sind nach 
der allgemeinen Anwendungsregelung des § 52 Absatz 1 EStG erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 2023 anzuwenden. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. Die gesetzliche Regelung entspricht langjähriger Verwaltungspraxis. 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. Die gesetzliche Regelung entspricht langjähriger Verwaltungspraxis. 



 

 

Umdruck 11 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Anwendung des § 36a EStG bei Dividendenbezug über 
eine ausländische Betriebsstätte 

Zu Artikel 4 Nummer 12a – neu – (§ 36a Absatz 1 Satz 1 EStG) 

 

Änderung 

Nach Artikel 4 Nummer 12 wird folgende Nummer 12a eingefügt: 

‚12a. In § 36a Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Bei Kapitalerträgen im 
Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a setzt“ durch die Wörter 
„Ungeachtet eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung setzt bei Kapitalerträgen im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1a“ ersetzt.‘ 

Begründung 

Zu Artikel 4 (Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Nummer 12a – neu -  

§ 36a Absatz 1 Satz 1 

Zum Regelungsbereich von § 36a EStG wird in der Praxis diskutiert, ob die Norm 
auch Anwendung findet, wenn in grenzüberschreitenden Sachverhalten inländi-
sche Dividenden der ausländischen Betriebsstätte einer inländischen Körperschaft 
in einem anderen DBA-Staat zuzurechnen und nach dem einschlägigen Doppel-
besteuerungsabkommen freizustellen sind.  
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Die Ergänzung der Norm verdeutlicht, dass § 36a EStG auch bei der Anrechnung 
von Kapitalertragsteuer zu berücksichtigen ist, die aufgrund eines aus einem Dop-
pelbesteuerungsabkommen resultierenden Anspruches auf Anrechnung der erho-
benen Quellensteuer geltend gemacht wird. Die als Vorfrage einer Anrechnungs-
berechtigung dem Grunde nach vorzunehmende Prüfung des Übergangs des wirt-
schaftlichen Eigentums und der Nutzungsberechtigung an den Wertpapieren 
bleibt davon unberührt. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der am 10. August 2023 in die zweite Res-
sortabstimmung gegebenen Fassung des Gesetzentwurfs für Artikel 4 vorgesehe-
nen Inkrafttretensregelung am Tag nach der Verkündung in Kraft und sind nach 
der allgemeinen Anwendungsregelung des § 52 Absatz 1 EStG erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 2023 anzuwenden.  

Finanzielle Auswirkungen 

Die Maßnahme dient der Sicherung des Steueraufkommens. 

Erfüllungsaufwand 

Es wird mit keinem zusätzlichen Erfüllungsaufwand gerechnet. Die Änderung der 
Norm führt nicht zu einer Zunahme der zu veranlagenden Steuerfälle, sondern die 
geänderte Norm ist im Rahmen der Veranlagung der Einkünfte anzuwenden. 
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Thesaurierungsbegünstigung 
(Bundesrat Ziffer 12) 

Zu Artikel 4 Nummer 14 Buchstabe e (§ 52 Absatz 34 
Satz 2 - neu - EStG) 

 

Änderung 

In Artikel 4 Nummer 14 Buchstabe e wird die Angabe „Veranlagungszeit-
raum 2025“ durch die Angabe „Veranlagungszeitraum 2024“ ersetzt. 

 

Begründung 

Zu Artikel 4 (Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Nummer 14 Buchstabe e 

§ 52 Absatz 34 Satz 2 – neu - 

Der Anwendungszeitpunkt für die Änderungen bei der Thesaurierungsbe-
günstigung wird insgesamt – nicht nur wie vom Bundesrat gefordert für die 
Regelung zur Anwachsung – auf den Veranlagungszeitraum 2024 vorgezo-
gen, da die Änderungen in § 34a EStG keinen größeren Aufwand bei der tech-
nischen Umsetzung verursachen werden.  
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Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der im Regierungsentwurf für Artikel 4 
vorgesehenen Inkrafttretensregelung am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. 



 

 

Umdruck 13 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Außensteuergesetz; Fremdvergleichsgrundsatz - grenz-
überschreitende Gewinnabgrenzung in multinational tä-
tigen Unternehmensgruppen 

Zur Inhaltsübersicht, zu Artikel 5 Nummer 1, 6 und 19 Buchstabe d 
– gestrichen – (§§ 4l und 52 Absatz 8e – neu - EStG und zu Artikel 9a 
– neu – (§ 1 Absatz 3d und 3e – neu – und Absatz 6, § 21 Absatz 1a 
– neu – AStG) 

 

Änderung 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu Artikel 9 folgende Angabe 
eingefügt: 

„Artikel 9a Änderung des Außensteuergesetzes“. 

2. Artikel 5 Nummer 1, 6 und 19 Buchstabe d wird gestrichen. 

3. Nach Artikel 9 wird folgender Artikel 9a eingefügt: 

‚Artikel 9a 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBl. I S. 1713), das 
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2294) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3c werden die folgenden Absätze 3d und 3e einge-
fügt: 
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„(3d) Es entspricht nicht dem Fremdvergleichsgrundsatz, 
wenn ein aus einer grenzüberschreitenden Finanzierungsbezie-
hung innerhalb einer multinationalen Unternehmensgruppe resul-
tierender Aufwand die Einkünfte des Steuerpflichtigen gemindert 
hat und 

1. der Steuerpflichtige nicht glaubhaft machen kann, dass er 

a) den Kapitaldienst für die gesamte Laufzeit dieser Finan-
zierungsbeziehung von Anfang an hätte erbringen kön-
nen und 

b) die Finanzierung wirtschaftlich benötigt und für den Un-
ternehmenszweck verwendet; 

oder 

2. soweit der seitens des Steuerpflichtigen zu entrichtende Zins-
satz für eine grenzüberschreitende Finanzierungsbeziehung 
mit einer ihm nahestehenden Person den Zinssatz übersteigt, 
zu dem sich das Unternehmen unter Zugrundelegung des Ra-
tings für die Unternehmensgruppe gegenüber fremden Drit-
ten finanzieren könnte. Wird im Einzelfall nachgewiesen, 
dass ein aus dem Unternehmensgruppenrating abgeleitetes 
Rating dem Fremdvergleichsgrundsatz entspricht, ist dieses 
bei der Bemessung des Zinssatzes zu berücksichtigen;  

Als Finanzierungsbeziehung gelten insbesondere ein Darlehens-
verhältnis sowie die Nutzung oder die Bereitstellung von Fremd-
kapital und fremdkapitalähnlichen Instrumenten. 

(3e) Es handelt sich regelmäßig um eine funktions- und risi-
koarme Dienstleistung, wenn 

1. eine Finanzierungsbeziehung von einem Unternehmen ge-
genüber einem anderen Unternehmen innerhalb einer multi-
nationalen Unternehmensgruppe vermittelt wird, oder 

2. eine Finanzierungsbeziehung von einem Unternehmen an ein 
anderes Unternehmen innerhalb einer multinationalen Unter-
nehmensgruppe weitergeleitet wird. 

Hiervon ist auch regelmäßig dann auszugehen, wenn ein Unter-
nehmen in der Unternehmensgruppe für ein oder mehrere Unter-
nehmen der Unternehmensgruppe die Steuerung von Finanzmit-
teln, wie etwa ein Liquiditätsmanagement, ein Finanzrisikoma-
nagement, ein Währungsrisikomanagement oder die Tätigkeit als 
Finanzierungsgesellschaft, übernimmt. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht, wenn anhand einer Funktions- und Risikoanalyse nachge-
wiesen wird, dass es sich nicht um eine funktions- und risikoarme 
Dienstleistung handelt.“ 

b) In Absatz 6 werden die Wörter „Absätze 1, 3 bis 3c und 5“ durch 
die Wörter „Absätze 1, 3 bis 3e und 5“ ersetzt. 

2. Nach § 21 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) § 1 Absatz 3d und 3e in der Fassung des Artikels 9a des Ge-
setzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle des vorlegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals anzuwen-
den  
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1. für die Einkommensteuer und für die Körperschaftsteuer für den 
Veranlagungszeitraum 2024; 

2. für die Gewerbesteuer für den Erhebungszeitraum 2024.“ ‘ 

Begründung 

Zur Inhaltsübersicht 

Die Inhaltsübersicht wird redaktionell an die Einfügung des neuen Artikels 9a an-
gepasst. 

Zu Artikel 5 Nummer 1, 6 und 19 Buchstabe d – gestrichen – 

§§ 4l und 52 Absatz 8e – neu –  

Die Zinshöhenschranke aus dem bisherigen Entwurf wird durch Regelungen in 
§ 1 AStG (vgl. Artikel 9a) ersetzt. 

Zu Artikel 9a -neu - (Änderung des Außensteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

§ 1 Absatz 3d und 3e – neu –  

Allgemeines  

Finanzierungstransaktionen zwischen nahestehenden Personen bergen ein erhöh-
tes Potenzial an Gewinnverlagerungsstrategien. Bei Finanzierungstransaktionen 
ist im Rahmen der Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes zu beachten, 
dass diese zwischen nahestehenden Personen Besonderheiten aufweisen, die zwi-
schen unabhängigen Marktteilnehmern nicht bestehen. Besonderheiten auf Seiten 
der an der Transaktion beteiligten Unternehmen können die Transaktion selbst 
und als Folge dessen die Vergleichbarkeit mit am Markt vorzufindenden Trans-
aktionen nachhaltig beeinflussen. Unverbundene Unternehmen sind etwa nicht in 
der Lage, die Kapitalstruktur, die Gewinnaussichten oder andere für Finanzie-
rungstransaktionen ökonomisch relevante Aspekte zu beeinflussen. 

Daher ist es angebracht, dass Deutschland eindeutige Regelungen schafft, sodass 
zum einen aus deutscher Sicht Gewinnverlagerungsstrategien vermindert werden 
können, den Steuerpflichtigen eine eindeutige Handhabe gegeben wird, wie der 
Fremdvergleichsgrundsatz zu interpretieren ist, und damit auch sichergestellt 
wird, dass Gewinne aus Finanzierungstransaktionen dort besteuert werden, wo sie 
wirtschaftlich auf Basis der Ausübung von Geschäftstätigkeiten entstehen.  

Bei der Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes im Hinblick auf Finanzie-
rungstransaktionen gilt im Einklang mit den OECD-Verrechnungspreisleitlinien 
der Funktions- und Risikoansatz. Wenn ein Unternehmen weder die maßgebli-
chen Funktionen in Bezug auf den Geschäftsvorfall ausübt, noch die Risiken aus 
dem Geschäftsvorfall trägt, kann dieses Unternehmen nicht dergestalt vergütet 
werden, als ob es diese Funktionen ausgeübt oder die Risiken getragen hätte. Im 
Einzelfall ist eine detaillierte Analyse notwendig. Die Finanzierung der Unterneh-
mensgruppe stellt allerdings grundsätzlich eine Unterstützungsaktivität innerhalb 
einer multinationalen Unternehmensgruppe dar, um die finanzielle Stabilität zu 
gewährleisten und die Kapitalkosten effizient zu gestalten. Entsprechend wirkt 
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sich die Finanzierung auf den Unternehmenswert und den Wertschöpfungspro-
zess der Unternehmensgruppe aus. Sie ist aber grundsätzlich nicht eine Primärak-
tivität der Unternehmensgruppe, die einen direkten wertschöpfenden Beitrag zur 
Erstellung eines Produktes oder einer Dienstleistung liefert (s. auch Tz. 10.45 Ka-
pitel X der OECD-Verrechnungspreisleitlinien 2022). Die Sicherstellung der fi-
nanziellen Stabilität und der Liquidität einer Unternehmensgruppe erfolgt im In-
teresse der gesamten Unternehmensgruppe. Demzufolge sind Finanzierungstrans-
aktionen von einer solchen Bedeutung für multinational tätige Unternehmens-
gruppen, dass diese Funktionen vornehmlich von den strategisch und operativ tä-
tigen Spitzeneinheiten, meist dem Stammhaus, ausgeübt und die entsprechenden 
Risiken getragen werden, um auf diese Weise zentral die Finanzierungsfunktion 
als Dienstleistung für die Unternehmensgruppe auszuüben. 

Absatz 3d – neu –  

Satz 1 

Satz 1 führt an, dass ein aus einer grenzüberschreitenden Finanzierungsbeziehung 
innerhalb einer multinationalen Unternehmensgruppe resultierender Aufwand die 
Einkünfte gemindert haben muss. Eine Konkretisierung der betrieblichen Veran-
lassung ist sachgerecht, da mit diesen Finanzierungsbeziehungen ein erhöhtes Ge-
staltungspotenzial zur Minimierung von Steuerzahlungen einhergeht und sich das 
Außensteuerrecht auf grenzüberschreitende Geschäftsbeziehungen bezieht. Ins-
besondere soll verhindert werden, dass hochpreisige hybride Finanzierungen, de-
nen kein Darlehensbedarf zugrunde liegt, zur niedrigpreisigen Anlage bei anderen 
verbundenen Unternehmen genutzt werden und die Differenz steuerlich motiviert 
zur Minderung der steuerlichen Bemessungsgrundlage führt. Eine derartige Be-
schränkung ist auch international üblich und zulässig (siehe u.a. OECD-Verrech-
nungspreisleitlinien, Kapitel X, Tz. 10.4 ff.). 

Eine multinationale Unternehmensgruppe wird in § 1 Absatz 3d AStG nicht ge-
sondert legal definiert. Hier gibt § 90 Absatz 3 Satz 4 AO i. V. mit § 1 Absatz 2 
AStG die entsprechende Definition: Eine multinationale Unternehmensgruppe 
besteht aus mindestens zwei in verschiedenen Staaten ansässigen, im Sinne des 
§ 1 Absatz 2 AStG einander nahestehenden Unternehmen oder aus mindestens 
einem Unternehmen mit mindestens einer Betriebsstätte in einem anderen Staat. 

Dem Steuerpflichtigen wird durch Satz 1 Nummer 1 die Möglichkeit gegeben, 
glaubhaft zu machen, dass er den aus der Finanzierungsbeziehung resultierenden 
Kapitaldienst, insbesondere in Form von Zins- und Tilgungsleistungen, von An-
fang hätte erbringen können und die empfangene Finanzierung wirtschaftlich und 
für den Unternehmenszweck benötigt (siehe u.a. OECD-Verrechnungspreisleitli-
nien, Kapitel X, Tz. 10.12 f., 10.19). Kann er dies nicht, so greift die Rechtsfolge 
des Satzes 2. Sollte der Steuerpflichtige die empfangene Finanzierung von Anfang 
an nicht bedienen können, handelt es sich wirtschaftlich betrachtet um eine ver-
deckte Einlage und nicht um überlassenes Fremdkapital. Hier bestehen von An-
fang an nicht ernstlich gemeinte Beziehungen. Aus insolvenzrechtlicher Perspek-
tive wären in einem solchen Fall die in der Insolvenzordnung genannten Insol-
venzeröffnungsgründe zu beachten. Entsprechend können Betriebsausgaben, bei-
spielsweise in Form von Zinsen, als unvereinbar mit dem Fremdvergleichsgrund-
satz angesehen werden. Damit wird auch deutlich, dass keine wie auch immer 
geartete fremdübliche Eigenkapital- und Fremdkapitalausstattung festgelegt wird. 
Vielmehr ist der Einzelfall entscheidend, ob es sich bei der Kapitalüberlassung 
wirtschaftlich um Eigenkapital oder Fremdkapital handelt (siehe auch OECD-
Verrechnungspreisleitlinien, Kapitel X, Tz. 10.4,10.6, 10.8 und 10.11). Maßge-
bendes Kriterium ist das glaubhaft erwartete „Bedienen können“ des Kapital-
dienstes seitens des Schuldners. 
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Daneben muss die Finanzierung wirtschaftlich benötigt werden. Ein ordentlicher 
und gewissenhafter Geschäftsleiter wird kein Fremdkapital am Markt aufnehmen, 
wenn damit nicht wenigstens eine begründete Aussicht auf eine Rendite erwartet 
wird, die die Finanzierungskosten deckt. Damit im Einklang steht der Unterneh-
menszweck. Ein ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter sollte ebenfalls 
darum bemüht sein, das Kapital für den Zweck des Unternehmens einzusetzen 
und nicht beispielsweise als Anlage auf dem Tagesgeldkonto oder als Einlage in 
einen unternehmensgruppen-internen Cash-Pool. Dabei stellt sich allerdings 
schon eine Stufe zuvor die Frage, ob solche Zinszahlungen überhaupt als Be-
triebsausgaben gemäß § 4 Absatz 4 EStG anzuerkennen sind. 

Satz 1 Nummer 2 stellt auf den Zinssatz ab, zu dem sich die multinational tätige 
Unternehmensgruppe als solche am Markt finanzieren könnte. Es wäre grundsätz-
lich irrational und wirtschaftlich für die Unternehmensgruppe zum Nachteil, wenn 
die Geschäftsleiter der Unternehmensgruppe nicht darauf achten würden, dass 
sich die Unternehmensgruppe zu den günstigsten am Markt erzielbaren Konditi-
onen finanzieren würde. Entsprechendes gilt auch im Fremdvergleichsgrundsatz. 
Mit dem Fremdvergleichsgrundsatz soll zwar von dem Nahestehen abstrahiert 
und entsprechend beeinflusste Auswirkungen auf Geschäftsbeziehungen sollen 
eliminiert werden, jedoch heißt das nicht, dass unreflektiert darauf abzustellen ist, 
wie zwei voneinander unabhängige Dritte gehandelt haben. Die Besonderheiten 
einer Unternehmensgruppe, wie beispielsweise Informationstransparenz oder Zu-
gehörigkeit zu einer Unternehmensgruppe, sind bei einer ökonomisch begründe-
ten Würdigung zu berücksichtigen und nicht zu Lasten des deutschen Steuerauf-
kommens willkürlich unbeachtet zu lassen. Würde der Fremdvergleichsgrundsatz 
zum Beispiel die für die Unternehmensgruppe günstigste Finanzierungsmöglich-
keiten ignorieren, würde die Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes zu ei-
ner systematischen Verzerrung zwischen Markthandeln und dem Handeln inner-
halb der Unternehmensgruppe herbeiführen. Dem Steuerpflichtigen wird mittels 
des 2. Halbsatzes von Nummer 2 die Möglichkeit gegeben, glaubhaft zu machen, 
dass auch ein höherer Zinssatz in Einzelfällen fremdüblich sein kann.  

Bei der Bemessung eines Zinssatzes ist neben anderen Faktoren, wie beispiels-
weise Zweck des Darlehens, regulatorischen Rahmenbedingungen, Laufzeit, 
Währungsrisiken oder Darlehensvolumen, insbesondere das Debitorenrisiko des 
Darlehensnehmers zu berücksichtigen, da dieses den Zinssatz erheblich beein-
flusst (vgl. auch OECD-Verrechnungspreisleitlinien Kapital X, Tz. 10.88-10.108 
zur Reihenfolge für das Vorgehen bei der Bestimmung des fremdüblichen Zins-
satzes). Maßgebend ist dabei im Einklang mit dem Vorstehenden grundsätzlich 
die Bonität der Unternehmensgruppe, es sei denn die Bonität der betreffenden 
Unternehmenseinheit ist besser. Demzufolge wird hierdurch maßgeblich der 
Zinssatz bestimmt, den die Unternehmensgruppe im betreffenden Einzelfall zu 
entrichten hätte. Dabei reflektiert die Bonität der Unternehmensgruppe das (Kre-
ditausfall-)Risiko, welches in einer Unternehmensgruppe besteht und welches ein 
Marktakteur eingeht. Damit wird die grundsätzlich maximal zulässige Risikoprä-
mie determiniert. Würde hingegen unreflektiert auf die Bonität einer einzelnen 
Gesellschaft abgestellt, würde dies dazu beitragen, Steuergestaltungsstrategien zu 
fördern, da beispielsweise verbundene Unternehmen im Gegensatz zu unverbun-
denen Unternehmen in der Lage sind, ihre Risiken in diesem Bereich sehr einfach 
zu beeinflussen und zu verschieben (OECD Verrechnungspreisleitlinien, Kapitel 
X, Tz. 10.81). Zudem bestehen für die entsprechend vorzunehmenden Bonitäts-
beurteilungen keine belastbaren Marktdaten. Solche Bonitätsbeurteilungen wür-
den grundsätzlich nur für Verrechnungspreiszwecke vorgenommen werden, deren 
Parameter, wie etwa die zugrundeliegenden Finanzkennzahlen, auf Fremdüblich-
keit hin zu untersuchen wären. Der Ansatz ist damit Ausdruck des Fremdver-
gleichsgrundsatzes und bietet zugleich eine erhebliche Vereinfachung für die 
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Steuerpflichtigen: Maßgebend ist grundsätzlich eine Bonitätsbeurteilung, die mit-
unter schon vorliegt. Die willkürliche und kaum nachvollziehbare Berücksichti-
gung von „Konzerneffekten“ wird damit auf ein objektiv nachvollziehbares Ele-
ment reduziert, was die Diskussionen über die Konzerneffekte auf ein Mindest-
maß reduziert. Doppelbesteuerungsstreitigkeiten können damit auch vermieden 
werden. 

Da hiervon abgewichen werden kann, wenn ein anderer Wert nachgewiesen wird, 
entspricht die Vorgehensweise auch den Ausführungen in Kapitel X der OECD-
Verrechnungspreisleitlinien (siehe Tz. 10.76 ff.). Entsprechend müssten u.a. die 
Bonitätseinschätzung, inklusive der fremdüblichen quantitativen und qualitativen 
Faktoren, sowie die Effekte aus dem Bestehen der Unternehmensgruppe (implicit 
support bzw. Konzernrückhalt) verlässlich dargelegt werden. 

Satz 2 

Satz 2 enthält eine nicht abschließende Aufzählung von Finanzierungsbeziehun-
gen, die in Satz 1 angeführt werden. Hierunter zählen insbesondere Darlehensver-
hältnisse. Auf Grund des dynamischen Umfelds in der Finanzbranche ist es nicht 
möglich, alle möglichen „Finanzprodukte“ aufzuzählen, die derzeit existieren und 
in Zukunft existieren könnten. 

Absatz 3e – neu – 

Satz 1 

Satz 1 führt an, in welchen Konstellationen es sich im Zusammenhang mit Finan-
zierungsbeziehungen regelmäßig um eine funktions- und risikoarme Dienstleis-
tung handelt, die entsprechend (niedrig) zu vergüten ist. Dies entspricht auch der 
internationalen Praxis (OECD Leitlinien Tz. 1.100, 1.103 und 1.108 bis 1.116). 
Das Entgelt ist in diesen Fällen regelmäßig anhand der Kostenaufschlagsmethode 
auf der Grundlage der nachgewiesenen und direkt zurechenbaren Betriebskosten 
ohne Einbeziehung der Refinanzierungskosten in die Kostenbasis zu ermitteln. 
Daneben sind Refinanzierungskosten mit einer risikolosen Rendite zu berücksich-
tigen. 

Die reine Vermittlungsleistung wird anhand des Satzes 1 Nummer 1 angeführt. 
So könnte beispielsweise ein Unternehmen der Unternehmensgruppe als Vermitt-
ler zwischen Marktakteuren und anderen Unternehmenseinheiten auftreten, ohne 
damit selbst ein finanzielles Risiko zu tragen. Entsprechend bezieht sich die Ver-
gütung auch nur auf die Vermittlungsleistung als solche. Ein Risiko kann hieraus 
nicht resultieren. 

Die Weiterleitung einer Finanzierungsbeziehung wird durch Satz 1 Nummer 2 an-
geführt. So könnte beispielsweise ein Unternehmen der Unternehmensgruppe fi-
nanzielle Mittel am Markt aufnehmen und diese an andere Unternehmenseinhei-
ten weiterleiten, ohne damit selbst ein finanzielles Risiko zu tragen. Entsprechend 
bezieht sich die Vergütung auch nur auf die Vermittlungsleistung als solche. Ein 
Risiko kann hieraus nicht resultieren. 

Satz 2 

Der Anwendungsbereich wird durch Satz 2 auf typische „Treasury“-Funktionen 
der Unternehmensgruppe erweitert (siehe auch OECD-Verrechnungspreisleitli-
nien Kapitel X Tz. 10.45 f.). Hierunter wird insbesondere die Steuerung von Fi-
nanzmitteln zur Innen- und Außenfinanzierung erfasst. Diese Liquiditätssteue-
rung umfasst bspw. die Aufnahme und Anlage am Kapitalmarkt, die Steuerung 
von Auszahlungen oder die Finanzierung von Unternehmenseinheiten. Damit ein-
hergehend kann auch das entsprechende Risikomanagement verbunden sein, wie 
etwa Steuerung von Zins- und Währungsrisiken oder Liquiditätsrisiken. Entspre-
chend stellt Satz 2 insbesondere auf das Liquiditätsmanagement, ein 
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Finanzrisikomanagement, ein Währungsrisikomanagement oder die Tätigkeit als 
Finanzierungsgesellschaft ab. 

Die Vergütung für die Ausübung der zuvor angeführten Tätigkeiten bestimmt sich 
zumeist nach der Kostenaufschlagsmethode. Die Höhe der Vergütung ist abhän-
gig vom Einzelfall und bestimmt sich nach dem Funktions- und Risikoprofil der 
leistungserbringenden Einheit. Es erscheint nicht abwegig, wenn sich diese zwi-
schen fünf Prozent und zehn Prozent auf die direkt zuzurechnenden Kosten be-
misst, wobei Finanzierungskosten nicht die Bemessungsgrundlage erhöhen. 

Satz 3 

Mit Satz 3 soll deutlich gemacht werden, dass das jeweilige Funktions- und Risi-
koprofil maßgebend ist (siehe u. a. OECD-Verrechnungspreisleitlinien 
Tz. 10.129, 10.133-10.142 Kapitel X). Der Steuerpflichtige erhält die Möglich-
keit, nachzuweisen, dass es sich bei den in den Sätzen 1 und 2 angeführten Tätig-
keiten im konkreten Einzelfall nicht um funktions- und risikoarme Dienstleistun-
gen handelt. 

Zu Buchstabe b 

§ 1 Absatz 6 

Absatz 6 wird redaktionell angepasst, sodass die Ermächtigung auch für § 1 Ab-
satz 3d und 3e AStG entsprechend gilt. 

Zu Nummer 2 

§ 21 Absatz 1a – neu – 

Um den Steuerpflichtigen die Möglichkeit zu geben, sich auf die Regelungen ein-
zustellen, gelten diese erst ab dem Veranlagungs- bzw. Erhebungszeitraum 2024. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der allgemeinen Inkrafttretensregelung des 
vorliegenden Artikelgesetzes am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Änderungen dienen der Sicherung des Steueraufkommens. 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. 
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Streichung der Anti-Fragmentierungsregelung bei der 
Zinsschranke sowie redaktionelle Korrektur 

Zu Artikel 5 Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa Dreifachbuch-
stabe aaa und bbb (§ 4h Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a und b und Buch-
stabe c Satz 5 EStG) 

 

Änderung 

Artikel 5 Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa Dreifachbuchstabe aaa  
und bbb wird wie folgt gefasst: 

‚aaa) Die Buchstaben a und b werden wie folgt gefasst: 

„a) die Nettozinsaufwendungen des Betriebs weniger als drei Millio-
nen Euro betragen, 

b) [wie Regierungsentwurf]“ 

bbb)  In Buchstabe c Satz 5 werden die Wörter „und um die Hälfte von Sonder-
posten mit Rücklagenanteil (§ 273 des Handelsgesetzbuchs)“ gestri-
chen.‘ 

Begründung 

Zu Artikel 5 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Nummer 5 (§ 4h) 

Zu Buchstabe b (§ 4h Absatz 2) 

verwehmeyeir
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Zu Doppelbuchstabe aa (§ 4h Absatz 2 Satz 1) 

Zu Dreifachbuchstabe aaa (§ 4h Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a und b) 

§ 4h Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a 

Im Rahmen der Anhörung zum Gesetzentwurf wurde darauf hingewiesen, 
dass die bei der Zinsschranke vorgesehene Anti-Fragmentierungsregelung 
ausweislich der Gesetzesbegründung der Verhinderung von Gestaltungen zur 
Umgehung der Zinsschranke bei konzerninternen Zinszahlungen dienen soll 
(Bundestags-Drucksache 20/8628 Seite 131), jedoch eine erheblich über-
schießende Wirkung entfalte, weil sie neben konzerninternen Zinszahlungen 
auch Darlehenszinsen gegenüber fremden Dritten erfasst, aufgrund der Ver-
wendung unbestimmter Rechtsbegriffe Auslegungsfragen aufwirft und insbe-
sondere die Bau- und Wohnungswirtschaft, die angesichts des massiv gestie-
genen Zinsniveaus bereits mit erheblichen Herausforderungen konfrontiert ist, 
erheblich belasten und zu einer Substanzbesteuerung führen könnte. Aufgrund 
der Vielzahl an vorgetragenen Kritikpunkten wird die Anti-Fragmentierungs-
regelung aus dem Wachstumschancengesetz herausgenommen. 

Zu Dreifachbuchstabe bbb 

§ 4h Absatz 2 Satz 1 Buchstabe c Satz 5 

Es handelt sich um die Beseitigung eines Redaktionsversehens bei Erstellung 
des Gesetzentwurfs. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der im Regierungsentwurf für Artikel 5 
vorgesehenen Inkrafttretensregelung am 1. Januar 2024 in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Mit der Herausnahme der Anti-Fragmentierungsregelung aus den Änderungen 
bei der Zinsschranke werden die Steuermehreinnahmen insgesamt auf rund 
130 Mio. Euro geschätzt (zum Vergleich: Steuermehreinnahmen aus Ände-
rungen bei der Zinsschranke mit Anti-Fragmentierungsregelung von insge-
samt rund 245 Mio. Euro lt. Regierungsentwurf). 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. 
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Anhebung des Pauschbetrags für Berufskraftfahrer, die 
im Fahrzeug übernachten, und Anhebung der Pauscha-
len für Verpflegungsmehraufwendungen 

 

Zu Artikel 5 Nummer 7 Buchstabe a – neu – (§ 9 Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 5b EStG) und Buchstabe b (§ 9 Absatz 4a Satz 3 EStG) 

 

Änderung 

Artikel 5 Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

‚7. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 Nummer 5b Satz 2 wird die Angabe „8 Euro“ durch 
die Angabe „9 Euro“ ersetzt. 

b) Absatz 4a Satz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „28 Euro“ durch die Angabe 
„32 Euro“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „14 Euro“ durch die Angabe 
„16 Euro“ ersetzt. 

cc) In Nummer 3 wird jeweils die Angabe „14 Euro“ durch die An-
gabe „16 Euro“ ersetzt.‘ 

Begründung 
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Zu Artikel 5 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Nummer 7 

Zu Buchstabe a – neu – 

§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5b Satz 2 – neu –  

Mit der Änderung des § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5b Satz 2 EStG wird die ge-
setzliche Pauschale für Arbeitnehmer, die ihre berufliche Tätigkeit vorwiegend 
auf Kraftfahrzeugen ausüben und auch dort übernachten (z. B. Berufskraftfahrer), 
von 8 Euro je Kalendertag auf 9 Euro je Kalendertag angehoben. Der Ansatz die-
ser Pauschale kann – wie bisher – anstelle der tatsächlich entstehenden Mehrauf-
wendungen erfolgen. Die Entscheidung, die tatsächlich entstandenen Mehrauf-
wendungen oder den gesetzlichen Pauschbetrag geltend zu machen, kann 
– ebenso wie bisher – nur einheitlich im Kalenderjahr erfolgen. 

Zu Buchstabe b – neu – 

Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer 1 

Die als Werbungskosten abzugsfähigen inländischen Verpflegungspauschalen 
nach der Nummer 1 werden gegenüber dem Regierungsentwurf für jeden Kalen-
dertag, an dem der Arbeitnehmer 24 Stunden von seiner Wohnung und ersten Tä-
tigkeitsstätte abwesend ist, um weitere zwei Euro von insgesamt 28 Euro auf 32 
Euro angehoben. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

§ 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer 2 

Die als Werbungskosten abzugsfähigen inländischen Verpflegungspauschalen 
nach der Nummer 2 werden für den An- oder Abreisetag, wenn der Arbeitnehmer 
an diesem, einem anschließenden oder vorhergehendem Tag außerhalb seiner 
Wohnung übernachtet, gegenüber dem Regierungsentwurf um einen weiteren 
Euro insgesamt von jeweils 14 Euro auf 16 Euro angehoben. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

§ 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer c 

Die als Werbungskosten abzugsfähigen inländischen Verpflegungspauschalen 
nach der Nummer 3 werden für jeden Kalendertag, an dem der Arbeitnehmer ohne 
Übernachtung außerhalb seiner Wohnung mehr als 8 Stunden von seiner Woh-
nung und ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist, gegenüber dem Regierungsentwurf 
um einen weiteren Euro von insgesamt 14 Euro auf 16 Euro angehoben. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der im Regierungsentwurf für Artikel 5 vor-
gesehenen Inkrafttretensregelung am 1. Januar 2024 in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Zu Buchstabe a: 

Die Änderung führt zu jährlichen Steuermindereinnahmen von rund 20 Mio. 
Euro. 

Zu Buchstabe b: 

Die Änderungen führen gegenüber dem Regierungsentwurf zusätzlich zu jährli-
chen Steuermindereinnahmen von rund 70 Mio. Euro. 



 

 – 3 – 

Erfüllungsaufwand 

Zu Buchstabe a und b: Geringe Änderungen beim Erfüllungsaufwand, da ledig-
lich bestehende Pauschalen angehoben werden. 



 

 

Umdruck 16 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Verlustrücktrag (10 Mio. für 2024&2025; danach 5 Mio.) 
Verlustvortrag (75 % für 4 Jahre) 

 

Zur Inhaltsübersicht, zu Artikel 5 Nummer 9 Buchstabe b (§ 10d Ab-
satz 2 Satz 1 EStG), Artikel 6a – neu – (§ 10d Absatz 1 Satz 1 und § 52 
Absatz 18b Satz 4 – neu – EStG), Artikel 7 Nummer 1 (§ 10d Absatz 2 
Satz 1 EStG), Artikel 25 Nummer 2 Buchstabe a (§ 10a Satz 2 GewStG), 
Artikel 26 Nummer 1 (§ 10a Satz 2 GewStG) und Artikel 46 Absatz 7a 
– neu – (Inkrafttreten) 

 

Änderung 

1. In der Inhaltübersicht wird nach der Angabe zu Artikel 6 folgende Angabe 
eingefügt: 

„Artikel 6a Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes“. 

2. Artikel 5 Nummer 9 Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

b) ‚ In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „60 Prozent“ durch die Angabe 
„75 Prozent“ ersetzt.‘ 

3. Nach Artikel 6 wird folgender Artikel 6a eingefügt:  

‚Artikel 6a 

Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 6 dieses Geset-
zes geändert wurde, wird wie folgt geändert:  
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1. In § 10d Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „10 Millionen Euro“ durch 
die Angabe „5 Millionen Euro“ und die Angabe „20 Millionen Euro“ 
durch die Angabe „10 Millionen Euro“ ersetzt. 

2. Dem § 52 Absatz 18b wird folgender Satz angefügt: 

„§ 10d Absatz 1 Satz 1 in der Fassung des Artikels 6a des Gesetzes vom 
… [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsge-
setzes] ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2026 anzuwenden.“ ‘ 

4. Artikel 7 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

1. ‚ In § 10d Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „75 Prozent“ durch die An-
gabe „60 Prozent“ ersetzt.‘ 

5. Artikel 25 Nummer 2 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

a) ‚ In Satz 2 wird die Angabe „60 Prozent“ durch die Angabe „75 Pro-
zent“ ersetzt.‘ 

6. Artikel 26 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

1. ‚ In § 10a Satz 2 wird die Angabe „75 Prozent“ durch die Angabe „60 
Prozent“ ersetzt.‘ 

7. Nach Artikel 46 Absatz 7 wird folgender Absatz 7a eingefügt:  

„(7a) Artikel 6a tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.“

Begründung 

Zur Inhaltsübersicht 

Die Inhaltsübersicht wird redaktionell an den neu eingefügten Artikel 6a (Weitere 
Änderung des Einkommensteuergesetzes) angepasst. 

Zu Artikel 5 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 
1.1.2024) 

Zu Nummer 9 

Zu Buchstabe b 

§ 10d Absatz 2 Satz 1 

Der Verlustvortrag ist für die Veranlagungszeiträume 2024 bis 2027 auf 75 Pro-
zent des Gesamtbetrags der Einkünfte des Verlustvortragsjahres beschränkt.  

Dies gilt gleichermaßen für die Körperschaftsteuer (§ 8 Absatz 1 KStG i. V. m. 
§ 31 Absatz 1 Satz 1 KStG). 

Zu Artikel 6a – neu – (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 
1.1.2026) 

Zu Nummer 1 

§ 10d Absatz 1 Satz 1 

Die ab dem Veranlagungszeitraum 2020 auf 10 Mio. Euro bzw. auf 20 Mio. Euro 
für nach den §§ 26, 26b EStG zusammenveranlagte Ehegatten angehobenen Be-
tragsgrenzen beim Verlustrücktrag (§ 10d Absatz 1 Satz 1 EStG) werden auch für 
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die Veranlagungszeiträume 2024 und 2025 beibehalten. Ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2026 wird der Höchstbetrag von ursprünglich 1 Mio. Euro (bzw. 2 Mio. 
Euro bei zusammenveranlagten Ehegatten) dauerhaft auf 5 Mio. Euro (bzw. 
10 Mio. Euro für zusammenveranlagte Ehegatten) angehoben.  

Dies gilt gleichermaßen für die Körperschaftsteuer (§ 8 Absatz 1 KStG i. V. m. 
§ 31 Absatz 1 Satz 1 KStG). 

Zu Nummer 2 

§ 52 Absatz 18b Satz 4 – neu – 

Die Änderung der Höchstbeträge beim Verlustrücktrag (vgl. Nummer 1) sind ab 
dem Veranlagungszeitraum 2026 anzuwenden.  

Zu Artikel 7 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 1.1.2028) 

Zu Nummer 1 

§ 10d Absatz 2 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung (siehe Artikel 5 Nummer 9 Buchstabe b). 
Beim Verlustvortrag soll ab dem Veranlagungszeitraum 2028 die derzeit geltende 
Prozentgrenze von 60 Prozent wieder angewandt werden. 

Zu Artikel 25 (Weitere Änderung des Gewerbesteuergesetzes 1.1.2024) 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

§ 10a Satz 2 

Auf die Begründung zu Artikel 5 Nummer 9 Buchstabe b (Änderung des § 10d 
Absatz 2 Satz 1 EStG) wird verwiesen. 

Durch die Änderung wird die bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer für die 
Veranlagungszeiträume 2024 bis 2027 beim Verlustvortrag auf 75 Prozent er-
höhte Prozentgrenze auch für den Vortrag gewerbesteuerlicher Fehlbeträge für 
die Erhebungszeiträume 2024 bis 2027 nachvollzogen. 

Die Änderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung des § 36 Absatz 1 
GewStG erstmals für den Erhebungszeitraum 2024 anzuwenden. 

Zu Artikel 26 (Weitere Änderung des Gewerbesteuergesetzes 1.1.2028) 

Zu Nummer 1 

§ 10a Satz 2 

Auf die Begründung zu Artikel 7 Nummer 1 (Änderung des § 10d Absatz 2 Satz 1 
EStG) wird verwiesen. 

Durch die Änderung wird die bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer für 
Veranlagungszeiträume ab 2028 beim Verlustvortrag wieder anzuwendende Pro-
zentgrenze von derzeit 60 Prozent auch für den Vortrag gewerbesteuerlicher Fehl-
beträge für Erhebungszeiträume ab 2028 nachvollzogen. 

Zu Artikel 46 (Inkrafttreten) 

Zu Absatz 7a – neu – 

Artikel 6a tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.  
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Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die temporäre Anhebung der Prozentgrenze beim Verlustvortrag (Artikel 5 und 
25) tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. Die Wiederanwendung der derzeit geltenden 
Prozentgrenze tritt am 1. Januar 2028 in Kraft (Artikel 7 und 26). 

Die dauerhafte Änderung der Höchstbeträge beim Verlustrücktrag tritt am 1. Ja-
nuar 2026 in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Gegenüber dem Regierungsentwurf vermindern sich die Steuermindereinnahmen 
aus der Anhebung der Prozentgrenze bei Verlustvortrag um 375 Mio. € von -
1.565 Mio. € auf -1.190 Mio. € in der vollen Jahreswirkung. 

Durch die Verringerung des Höchstbetrages beim Verlustrücktrag ab 2026 von 
10 Mio. € auf 5 Mio. € ergeben sich ab dem Kassenjahr 2027 gegenüber dem 
Gesetzentwurf geringere Steuermindereinnahmen (2027 um 15 Mio. €, 2028 um 
30 Mio. € geringer). 

Erfüllungsaufwand 

Die betragsmäßigen Anpassungen beim Verlustabzug haben keine wesentlichen 
Auswirkungen auf den im Regierungsentwurf (BT-Drs. 20/8628) dargestellten 
Erfüllungsaufwand. 
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, In-
vestitionen und Innovation sowie  

Steuervereinfachung und Steuerfairness 
(Wachstumschancengesetz) 

BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Energetische Gebäudesanierung 

Zu Artikel 5 Nummer 12a – neu – (§ 35c Absatz 1a – neu – EStG) 

 

Änderung 

Nach Artikel 5 Nummer 12 wird folgende Nummer 12a eingfügt: 

‚12a. Nach § 35c Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Für energetische Maßnahmen an einem begünstigten Objekt, mit 
deren Durchführung nach dem 31. Dezember 2023 begonnen wurde und die 
vor dem 1. Januar 2026 abgeschlossen sind, beträgt die Steuerermäßigung 
nach Absatz 1 im Kalenderjahr des Abschlusses der energetischen Maß-
nahme und im nächsten Kalenderjahr je 10 Prozent der Aufwendungen des 
Steuerpflichtigen, höchstens jedoch je 14 000 Euro, und im übernächsten 
Kalenderjahr weitere 10 Prozent der Aufwendungen des Steuerpflichtigen, 
höchstens jedoch 12 000 Euro für das begünstigte Objekt. Absatz 1 Satz 4 
bleibt unberührt.“ ‘ 

Begründung 

Zu Artikel 5 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Materiell-rechtliche Regelung: 
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Zu Nummer 12a – neu – (§ 35c Absatz 1 a – neu –) 

Die aktuelle Abkühlung der Baukonjunktur darf nicht zu einer Hemmung der In-
vestitionen in klimagerechtes Wohnen führen. Mit der befristeten Erhöhung des 
Fördersatzes der Steuerermäßigung des § 35c Einkommensteuergesetz wird ein 
weiterer Impuls für die Bauwirtschaft und die energieeffiziente Gebäudesanie-
rung gesetzt. 

Durch die Änderung des § 35c Einkommensteuergesetz können selbstnutzende 
Wohneigentümer die energetische Sanierung ihrer Bestandsgebäude zu einem hö-
heren Prozentsatz als bisher geltend machen. Die Förderung steigt um zehn Pro-
zentpunkte auf 30 Prozent der Aufwendungen, sofern die Sanierung in 2024 oder 
2025 erfolgt. Die einzelnen Sanierungsmaßnahmen des § 35c Absatz 1 Satz 3 
Einkommensteuergesetz werden damit noch attraktiver. Unverändert bleiben die 
aufgrund des Abzugs von der tariflichen Einkommensteuer sinnvolle Verteilung 
der Steuerermäßigung auf drei Jahre und die Förderhöchstbeträge der Norm. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der am 10. August 2023 in die zweite Res-
sortabstimmung gegebenen Fassung des Gesetzentwurfs für Artikel 5 vorgesehe-
nen Inkrafttretensregelung am 1. Januar 2024 in Kraft und sind nach der allge-
meinen Anwendungsregelung des § 52 Absatz 1 Einkommensteuergesetz erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 2024 anzuwenden. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Steuermindereinnahmen werden auf insgesamt 150 Mio. € geschätzt, die sich 
über die Förderjahrgänge verteilen. 

Erfüllungsaufwand 

Es entsteht geringfügiger einmaliger Aufwand zur Umsetzung der befristeten Er-
höhung der Fördersätze in der Verwaltung. Weiterer Erfüllungsaufwand resul-
tierte aus der zu erwartenden gesteigerten Inanspruchnahme: Bei den Bürgern fällt 
einmaliger Zeitaufwand in Höhe von 40 000 Stunden an. Der Wirtschaft entsteht 
ein einmaliger Erfüllungsaufwand von 482 000 € (Informationsaufwand für zu-
sätzliche Bescheinigungen), der Verwaltung ein jährlicher Aufwand von 315 000 
€.  
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, In-
vestitionen und Innovation sowie  

Steuervereinfachung und Steuerfairness 
(Wachstumschancengesetz) 

BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Digitales Verfahren zur Ermittlung der Kinderanzahl im 
Beitragsrecht der sozialen Pflegeversicherung; Folgeän-
derungen im Lohnsteuerabzugsverfahren 

Zur Inhaltsübersicht, zu Artikel 5 Nummer 13 und 13a – neu-, Arti-
kel 12 Nummer 12a –neu – (§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buch-
stabe c, § 39e Absatz 10 EStG, § 139b Absatz 4 Satz 3 – neu – AO), Arti-
kel 42a bis 42c – neu – (Änderung des Vierten, Fünften und Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch) sowie Artikel 46 (Inkrafttreten) 

 

Änderung 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu Artikel 42 werden folgende Angaben eingefügt: 

„Artikel 42a Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Artikel 42b Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Artikel 42c Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch“. 

b) Die Angabe zu Artikel 46 wird wie folgt gefasst: 

„Artikel 46 Inkrafttreten, Außerkrafttreten“. 

2. Artikel 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

‚13. § 39b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe c werden nach den 
Wörtern „erhöht um den Beitragszuschlag“ die Wörter „und 
vermindert um die Abschläge“ eingefügt. 

b) Absatz 3 Satz 9 und 10 wird aufgehoben. [wie Gesetzent-
wurf]‘ 

verwehmeyeir
Ausschussstempel_5

verbaudema
Ausschussstempel



 

 – 2 – 

b) Nach Nummer 13 wird folgende Nummer 13a eingefügt: 

‚13a. In § 39e Absatz 10 werden nach der Angabe „2005,“ die Wörter 
„zur Ermittlung des reduzierten Beitragssatzes nach § 55 Ab-
satz 3 Satz 3 bis 5 des Elften Buches Sozialgesetzbuch,“ einge-
fügt.‘ 

3. Nach Artikel 12 Nummer 12 wird folgende Nummer 12a eingefügt: 

‚12a. Nach § 139b Absatz 4 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die in Absatz 3 Nummer 1 und 8 aufgeführten Daten werden auch 
zum Nachweis der Elterneigenschaft sowie zur Ermittlung der Anzahl 
der berücksichtigungsfähigen Kinder des beitragspflichtigen Mitglieds 
für die Beitragssatzermittlung nach § 55 Absatz 3 und 3a des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch gespeichert und können von den beitragsab-
führenden Stellen und den Pflegekassen zu diesem Zweck verarbeitet 
werden.“‘ 

4. Nach Artikel 42 werden folgende Artikel 42a, 42b und 42c eingefügt: 

‚Artikel 42a 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch – Gemeinsame Vorschriften für die 
Sozialversicherung – in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Novem-
ber 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 I S. 363), das zuletzt durch Artikel 8 
des Gesetzes vom 16. August 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 217) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 124 wird wie folgt gefasst: 

„§ 124 Bestandsabfrage zur Erfassung der Anzahl der berück-
sichtigungsfähigen Kinder nach § 55 Absatz 3 des Elften 
Buches“. 

b) Die Angabe zu § 125 wird wie folgt gefasst: 

„§ 125 Übergangsregelung zum Erstattungsanspruch nach § 55 
Absatz 3d Satz 1 des Elften Buches und zur Verzinsung 
dieses Erstattungsanspruchs“. 

2. § 28a Absatz 13 wird wie folgt gefasst: 

„(13) Der Arbeitgeber hat bei Beginn einer in der sozialen Pflege-
versicherung versicherungspflichtigen Beschäftigung eine Meldung 
nach § 55a Absatz 3 des Elften Buches an die Datenstelle der Renten-
versicherung nach § 145 Absatz 1 Satz 1 des Sechsten Buches zu er-
statten. Bei Ende der versicherungspflichtigen Beschäftigung hat er 
eine Meldung nach § 55a Absatz 6 des Elften Buches zu erstatten. Bei 
Beschäftigungsaufnahme hat dies innerhalb von sieben Tagen zu erfol-
gen; die Meldung zur Beendigung einer Beschäftigung wird zeitgleich 
mit der Meldung nach Absatz 1 Nummer 2 erstattet. Bei Beendigung 
der Versicherungspflicht in der sozialen Pflegeversicherung ist eine 
Abmeldung mit der nächsten Entgeltabrechnung vorzunehmen. In der 
Meldung sind insbesondere anzugeben 
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1. das Geburtsdatum des Beschäftigten, 

2. die steuerliche Identifikationsnummer des Beschäftigten nach 
§ 139b der Abgabenordnung, 

3. der Tag des Beginns oder des Endes der Beschäftigung, 

4. die Betriebsnummer des Arbeitgebers. 

Bei Meldung einer Beschäftigungsaufnahme hat die Datenstelle der 
Rentenversicherung nach § 145 Absatz 1 Satz 1 des Sechsten Buches 
dem Arbeitgeber unverzüglich die zum Zeitpunkt der Beschäftigungs-
aufnahme zum Nachweis der Elterneigenschaft sowie die zur Ermitt-
lung der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder erforderlichen 
Daten nach Maßgabe des § 55a Absatz 4 Satz 1 und 3 des Elften Bu-
ches weiterzuleiten. Änderungen bei der Elterneigenschaft oder der An-
zahl der berücksichtigungsfähigen Kinder während eines laufenden Be-
schäftigungsverhältnisses werden dem Arbeitgeber nach Maßgabe des 
§ 55a Absatz 5 des Elften Buches mitgeteilt. Die Deutsche Rentenver-
sicherung Bund, der Spitzenverband Bund der Pflegekassen und das 
Bundeszentralamt für Steuern regeln das Nähere zum Verfahren sowie 
den Aufbau und den Inhalt der Datensätze für die Meldungen nach den 
Sätzen 1 bis 4 in Gemeinsamen Grundsätzen, die vom Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminis-
terium der Finanzen und dem Bundesministerium für Gesundheit zu ge-
nehmigen sind; die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände ist vorher anzuhören.“ 

3. In § 111 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2a werden nach der Angabe „oder 2“ 
die Wörter „oder Absatz 13 Satz 1 oder § 124 Satz 1“ eingefügt. 

4. § 124 wird wie folgt gefasst: 

„§ 124 

Bestandsabfrage zur Erhebung der Elterneigenschaft und der Anzahl 
der berücksichtigungsfähigen Kinder nach § 55 Absatz 3 des Elften 

Buches 

Arbeitgeber müssen ab dem 1. Juli 2025 für die in der sozialen 
Pflegeversicherung versicherungspflichtigen Beschäftigten eine Mel-
dung entsprechend § 28a Absatz 13 erstatten. Die Meldung hat spätes-
tens bis zur Entgeltabrechnung Dezember 2025 zu erfolgen. Die Daten-
stelle der Rentenversicherung nach § 145 Absatz 1 Satz 1 des Sechsten 
Buches hat dem Arbeitgeber unverzüglich die ab dem 1. Juli 2025 zum 
Nachweis der Elterneigenschaft oder der Anzahl der berücksichtigungs-
fähigen Kinder erforderlichen Daten nach Maßgabe des § 55a Absatz 4 
Satz 1 und 3 des Elften Buches weiterzuleiten. Bei Arbeitgebern, die im 
Zeitraum vom 1. Juli 2023 bis zum 30. Juni 2025 sich weder die Elter-
neigenschaft sowie die Anzahl der Kinder nach § 55 Absatz 3a Satz 1 
haben nachweisen lassen, noch an dem Nachweisverfahren nach § 55 
Absatz 3d Satz 2 des Elften Buches teilgenommen haben, erstreckt sich 
die Meldung auf den gesamten genannten Zeitraum. Das Nähere zum 
Verfahren sowie den Aufbau und den Inhalt der Datensätze für die Mel-
dung wird in den Grundsätzen nach § 28a Absatz 13 Satz 5 geregelt.“ 

5. § 125 wird wie folgt gefasst: 
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„§ 125 

Übergangsregelung zum Erstattungsanspruch nach § 55 Absatz 3d 
Satz 1 des Elften Buches und zur Verzinsung dieses Erstattungsan-

spruchs 

(1) Der Erstattungsanspruch nach § 55 Absatz 3d Satz 1 des Elf-
ten Buches ist nach Ablauf des Kalendermonats der Beitragszahlung bis 
zum Ablauf des Kalendermonats vor der Erstattung mit 4 Prozent pro 
Jahr zu verzinsen. Ein gesonderter Antrag ist nicht zu stellen. 

(2) Der Erstattungsanspruch und der sich nach Absatz 1 Satz 1 
ergebende Zinsbetrag sind durch die beitragsabführenden Stellen und 
die Pflegekassen bei Selbstzahlern auszuzahlen oder mit künftigen Bei-
tragsansprüchen aufzurechnen. Die Aufrechnung bedarf keiner Zustim-
mung des Berechtigten.“ 

Artikel 42b 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung 
– (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 16. August 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 217) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 202 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Die Zahlstelle hat ab dem 1. Juli 2025 bei Beginn eines in der 
sozialen Pflegeversicherung beitragspflichtigen Versorgungsbezuges 
eine Meldung im Sinne des § 55a Absatz 3 des Elften Buches über die 
zentrale Stelle nach § 81 des Einkommensteuergesetzes an das Bundes-
zentralamt für Steuern zu richten. Bei Ende des beitragspflichtigen Ver-
sorgungsbezuges hat sie eine Meldung nach § 55a Absatz 6 des Elften 
Buches zu erstatten. Bei der erstmaligen Bewilligung von Versorgungs-
bezügen hat die Meldung innerhalb von sieben Tagen nach Eingang der 
Meldung der Krankenkasse nach Absatz 1 Satz 5 zu erfolgen. Die Mel-
dung zur Beendigung des Versorgungsbezuges ist zeitgleich mit der 
Meldung nach Absatz 1 Satz 1 zu erstatten. Bei Beendigung der Bei-
tragsabführungspflicht während des Versorgungsbezuges ist eine Ab-
meldung innerhalb von sechs Wochen vorzunehmen. In der Meldung 
sind insbesondere anzugeben 

1. das Geburtsdatum des Versorgungsbeziehers, 

2. die steuerliche Identifikationsnummer des Versorgungsbeziehers 
nach § 139b der Abgabenordnung, 

3. der Tag des Beginns oder des Endes des Versorgungsbezuges, 

4. die Zahlstellennummer der Zahlstelle. 

Bei Meldung des Beginns eines Versorgungsbezuges hat das Bundes-
zentralamt für Steuern über die zentrale Stelle nach § 81 des Einkom-
mensteuergesetzes der Zahlstelle unverzüglich die auf den Tag des Be-
ginns des Versorgungsbezuges bezogenen erforderlichen Daten zum 
Nachweis der Elterneigenschaft sowie zur Ermittlung der Anzahl der 
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berücksichtigungsfähigen Kinder nach Maßgabe des § 55a Absatz 4 
Satz 1 und 2 des Elften Buches zu übermitteln. Änderungen bei der El-
terneigenschaft oder der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder 
während eines laufenden Versorgungbezuges werden der Zahlstelle 
nach Maßgabe des § 55a Absatz 5 des Elften Buches mitgeteilt.“ 

2. Nach § 202 wird folgender § 202a eingefügt: 

„§ 202a 

Bestandsabfrage zur Erhebung der Elterneigenschaft und der Anzahl 
der berücksichtigungsfähigen Kinder nach § 55 Absatz 3 des Elften 

Buches 

Die Zahlstellen müssen ab dem 1. Juli 2025 für die in der sozialen 
Pflegeversicherung bereits vor diesem Zeitpunkt versicherungspflichti-
gen Versorgungsbezieher eine Meldung entsprechend § 202 Absatz 1a 
erstatten, soweit eine Beitragsabführungspflicht besteht. Die Meldung 
hat spätestens bis zum 31. Dezember 2025 zu erfolgen. Bei Zahlstellen, 
die im Zeitraum vom 1. Juli 2023 bis zum 30. Juni 2025 sich weder die 
Elterneigenschaft sowie die Anzahl der Kinder nach § 55 Absatz 3a 
Satz 1 haben nachweisen lassen noch an dem Nachweisverfahren nach 
§ 55 Absatz 3d Satz 2 des Elften Buches teilgenommen haben, erstreckt 
sich die Meldung auf den gesamten genannten Zeitraum.“ 

Artikel 42c 

Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung – (Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu § 55 die folgenden 
Angaben zu § 55a und § 55b eingefügt: 

„§ 55a Automatisiertes Übermittlungsverfahren zur Erhebung und 
zum Nachweis der Elterneigenschaft sowie der Anzahl der be-
rücksichtigungsfähigen Kinder für die Beitragssatzermittlung 

§ 55b Meldung der Pflegekasse im Verfahren nach § 55a bei Selbst-
zahlern“. 

2. Nach § 55 werden die folgenden §§ 55a und 55b eingefügt: 

„§ 55a 

Automatisiertes Übermittlungsverfahren zur Erhebung und zum Nach-
weis der Elterneigenschaft sowie der Anzahl der berücksichtigungsfä-

higen Kinder für die Beitragssatzermittlung 

(1) Die beitragsabführenden Stellen, die zur Berücksichtigung 
von Zu- oder Abschlägen verpflichtet sind, und die Pflegekassen rufen 
beim Bundeszentralamt für Steuern die für die Beitragssatzermittlung 
nach § 55 Absatz 3 und 3a erforderlichen Daten in einem 
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automatisierten Verfahren ab. Der Datenabruf der beitragsabführenden 
Stellen und der Pflegekassen beim Bundeszentralamt für Steuern er-
folgt über die zentrale Stelle nach § 81 des Einkommensteuergesetzes. 
Für nicht an die zentrale Stelle nach § 81 des Einkommensteuergesetzes 
angebundene beitragsabführende Stellen erfolgt der Datenabruf über 
die Datenstelle der Rentenversicherung nach § 145 Absatz 1 Satz 1 des 
Sechsten Buches; diese leitet die Daten über die zentrale Stelle nach 
§ 81 des Einkommensteuergesetzes weiter. 

(2) Die zentrale Stelle nach § 81 des Einkommensteuergesetzes 
kann die bereits eingerichteten Datenübermittlungswege und die Iden-
tifikation der Kommunikationspartner, die sie bereits im Rahmen ihrer 
Tätigkeiten nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 18 des Finanzverwal-
tungsgesetzes nutzt, auch für dieses automatisierte Übermittlungsver-
fahren nutzen. Das Nähere, insbesondere die Höhe der Verwaltungs-
kostenerstattung sowie zur Ausübung der Fachaufsicht, wird durch Ver-
waltungsvereinbarung zwischen dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales und der Deutschen Rentenversicherung Bund geregelt. 

(3) Die beitragsabführenden Stellen und die Pflegekassen erhe-
ben die zum Nachweis der Elterneigenschaft sowie die zur Ermittlung 
der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder des beitragspflichti-
gen Mitglieds erforderlichen Daten beim Bundeszentralamt für Steuern. 
Dazu melden sie das beitragspflichtige Mitglied zu dem Abrufverfahren 
beim Bundeszentralamt für Steuern an. Die Anmeldung erfolgt unter 
Angabe der steuerlichen Identifikationsnummer nach § 139b der Abga-
benordnung und des Geburtsdatums des beitragspflichtigen Mitglieds 
über die zentrale Stelle nach § 81 des Einkommensteuergesetzes oder 
in den Fällen des Absatzes 1 Satz 3 über die Datenstelle der Rentenver-
sicherung nach § 145 Absatz 1 Satz 1 des Sechsten Buches. Die bei-
tragsabführenden Stellen und die Pflegekassen sind berechtigt, die für 
steuerliche Zwecke erhobene steuerliche Identifikationsnummer nach 
§ 139b der Abgabenordnung sowie das Geburtsdatum des beitrags-
pflichtigen Mitglieds für das automatisierte Übermittlungsverfahren zu 
nutzen. Die zentrale Stelle nach § 81 des Einkommensteuergesetzes 
und die Datenstelle der Rentenversicherung nach § 145 Absatz 1 Satz 1 
des Sechsten Buches sind für die Identifikation der am Verfahren betei-
ligten Kommunikationspartner zuständig. 

(4) Das Bundeszentralamt für Steuern hat die zum Nachweis der 
Elterneigenschaft sowie die zur Ermittlung der Anzahl der berücksich-
tigungsfähigen Kinder erforderlichen Daten, soweit diese vom Bundes-
zentralamt für Steuern gemäß den §§ 39, 39e des Einkommensteuerge-
setzes für die Zwecke des Lohnsteuerabzuges gespeichert werden, ein-
schließlich des Gültigkeitszeitraumes, für den sie zu berücksichtigen 
sind, an die zentrale Stelle nach § 81 des Einkommensteuergesetzes zu 
übermitteln. Die Daten sind von der zentralen Stelle nach § 81 des Ein-
kommensteuergesetzes an die beitragsabführende Stelle oder die Pfle-
gekasse weiterzuleiten. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 3 erfolgt die 
Weiterleitung von der zentralen Stelle nach § 81 des Einkommensteu-
ergesetzes über die Datenstelle der Rentenversicherung nach § 145 Ab-
satz 1 Satz 1 des Sechsten Buches. 

(5) Das Bundeszentralamt für Steuern speichert den Datenabruf 
nach Absatz 3 und die Datenübermittlung nach diesem Absatz und nach 
den Absätzen 4 und 6 in seiner Datenbank. Ergibt sich eine Änderung 
bei der Elterneigenschaft oder der Anzahl der berücksichtigungsfähigen 
Kinder des beitragspflichtigen Mitglieds nach § 55 Absatz 3, 
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übermittelt das Bundeszentralamt für Steuern einen Datensatz mit den 
geänderten Daten einschließlich des Gültigkeitszeitraumes, für den sie 
zu berücksichtigen sind, an die zentrale Stelle nach § 81 des Einkom-
mensteuergesetzes. Die Änderungsmitteilungen werden gesammelt ein-
mal im Kalendermonat übermittelt. Die Änderungsmitteilung wird von 
der zentralen Stelle nach § 81 des Einkommensteuergesetzes an die bei-
tragsabführende Stelle oder die Pflegekasse weitergeleitet. In den Fäl-
len des Absatzes 1 Satz 3 erfolgt die Weiterleitung von der zentralen 
Stelle nach § 81 des Einkommensteuergesetzes über die Datenstelle der 
Rentenversicherung nach § 145 Absatz 1 Satz 1 des Sechsten Buches. 
Liegt eine Abmeldung nach Absatz 6 vor, ist eine Änderungsmitteilung 
nicht zu übermitteln. 

(6) Bei Wegfall der Notwendigkeit zum Abruf nach Absatz 1 
Satz 1 meldet die beitragsabführende Stelle oder die Pflegekasse das 
Mitglied vom automatisierten Abrufverfahren über die zentrale Stelle 
nach § 81 des Einkommensteuergesetzes oder über die Datenstelle der 
Rentenversicherung nach § 145 Absatz 1 des Sechsten Buches inner-
halb von sechs Wochen beim Bundeszentralamt für Steuern ab. Das 
Bundeszentralamt für Steuern hat den gespeicherten Datensatz inner-
halb von 24 Monaten zu löschen. 

(7) § 30 der Abgabenordnung steht dem automatisierten Über-
mittlungsverfahren nach den Absätzen 1 bis 6 nicht entgegen. § 93c der 
Abgabenordnung ist für das Übermittlungsverfahren nach den Absät-
zen 1 bis 6 nicht anzuwenden. 

(8) Das Nähere zum Verfahren sowie den Aufbau und den Inhalt 
der Datensätze für die Anmeldung nach Absatz 3, den Datenabruf nach 
Absatz 4, die Änderungsmitteilung nach Absatz 5 und die Abmeldung 
nach Absatz 6 für die beitragsabführenden Stellen mit Ausnahme der 
Arbeitgeber regeln das Bundeszentralamt für Steuern, die Deutsche 
Rentenversicherung Bund und der Spitzenverband Bund der Pflegekas-
sen in Gemeinsamen Grundsätzen, die vom Bundesministerium der Fi-
nanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales, dem Bundesministerium für Gesundheit und dem Bundesmi-
nisterium für Ernährung und Landwirtschaft zu genehmigen sind; die 
Bundesorganisationen der beitragsabführenden Stellen sind vorher an-
zuhören. 

(9) Die beitragsabführenden Stellen und die Pflegekassen verar-
beiten die nach Absatz 4 und 5 übermittelten Angaben ausschließlich 
für die Beitragssatzermittlung nach § 55 Absatz 3 und den Nachweis 
der Elterneigenschaft sowie der Anzahl der berücksichtigungsfähigen 
Kinder nach § 55 Absatz 3a. 

(10) Eine Datenübermittlung nach § 55a Absatz 1 bis 6 ist ab dem 
1. April 2025 zulässig. Für Zwecke der Einführung der automatisierten 
Datenübermittlung bei den beteiligten Stellen ist eine frühere Daten-
übermittlung nach § 55a Absatz 1 bis 6 zulässig. 

§ 55b 

Meldung der Pflegekasse im Verfahren nach § 55a bei Selbstzahlern 

(1) Die Pflegekasse hat ab dem 1. Juli 2025 für Selbstzahler bei 
Beginn einer Mitgliedschaft eine Meldung im Sinne des § 55a Absatz 3 
über die zentrale Stelle nach § 81 des Einkommensteuergesetzes an das 
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Bundeszentralamt für Steuern zu richten. Bei Ende der Mitgliedschaft 
hat sie eine Meldung nach § 55a Absatz 6 zu erstatten. Bei Beginn der 
Mitgliedschaft hat die Meldung innerhalb von sieben Tagen zu erfol-
gen; die Abmeldung erfolgt innerhalb von sechs Wochen nach Beendi-
gung der Mitgliedschaft. In der Meldung sind insbesondere anzugeben 

1. das Geburtsdatum des Mitglieds, 

2. die steuerliche Identifikationsnummer des Mitglieds nach § 139b 
der Abgabenordnung, 

3. der Tag des Beginns oder des Endes der Mitgliedschaft, 

4. die Kundennummer der Pflegekasse bei der zentralen Stelle nach 
§ 81 des Einkommensteuergesetzes. 

Bei Meldung des Beginns der Mitgliedschaft hat das Bundeszentralamt 
für Steuern über die zentrale Stelle nach § 81 des Einkommensteuerge-
setzes der Pflegekasse unverzüglich die auf den Tag des Beginns der 
Mitgliedschaft bezogenen erforderlichen Daten zum Nachweis der El-
terneigenschaft sowie zur Ermittlung der Anzahl der berücksichti-
gungsfähigen Kinder nach Maßgabe des § 55a Absatz 4 Satz 1 und 2 zu 
übermitteln. Änderungen bei der Elterneigenschaft oder der Anzahl der 
berücksichtigungsfähigen Kinder während einer laufenden Mitglied-
schaft werden der Pflegekasse nach Maßgabe des § 55a Absatz 5 mit-
geteilt. 

(2) Die Pflegekassen müssen ab dem 1. Juli 2025 für Selbstzah-
ler, die bereits vor diesem Zeitpunkt in diesem Status Mitglied der so-
zialen Pflegeversicherung waren, eine Meldung entsprechend Absatz 1 
erstatten. Die Meldung hat spätestens bis zum 31. Dezember 2025 zu 
erfolgen. Bei Pflegekassen, die im Zeitraum vom 1. Juli 2023 bis zum 
30. Juni 2025 sich weder die Elterneigenschaft sowie die Anzahl der 
Kinder nach § 55 Absatz 3a Satz 1 haben nachweisen lassen noch an 
dem Nachweisverfahren nach § 55 Absatz 3d Satz 2 teilgenommen ha-
ben, erstreckt sich die Meldung auf den gesamten genannten Zeit-
raum.“ ‘ 

5. Artikel 46 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Artikel 46 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten“. 

b) In Absatz 1 wird die Angabe „Absätze 2 bis 8“ durch die Angabe „Ab-
sätze 2 bis 9“ ersetzt. 

c) In Absatz 5 wird die Angabe „41“ durch die Wörter „41, 42a Num-
mer 1, 4 und 5, sowie Artikel 42b, 42c“ ersetzt. 

d) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 7a eingefügt: 

„(7a) Artikel 42a Nummer 2 und 3 tritt am 1. Juli 2025 in Kraft.“ 

e) Folgender Absatz 9a wird angefügt: 
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„(9a) Die §§ 124 und 125 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 
§ 202a des Fünften Buches sowie § 55b Absatz 2 des Elften Buches tre-
ten am 1. Juli 2026 außer Kraft.“ 

Begründung 

Zur Inhaltsübersicht 

Es handelt sich um Folgeänderungen aus der Einfügung der neuen Artikel 42a 
bis 42c und der Ergänzung des Artikels 46 um eine Außerkrafttretensregelung. 

Zu Artikel 5 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Nummer 13 

Zu Buchstabe a 

§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe c 

Über die Vorsorgepauschale (§ 39b Absatz 2 Satz 5 EStG) werden im Lohnsteu-
erabzugsverfahren verschiedene Vorsorgeaufwendungen lohnsteuermindernd be-
rücksichtigt. Damit wirkt sich bei Arbeitnehmern ein möglicher Sonderausgaben-
abzug von Vorsorgeaufwendungen (§ 10 EStG) bereits unterjährig steuermin-
dernd aus. Bei Arbeitnehmern, die in der inländischen sozialen Pflegeversiche-
rung versichert sind, wird hier auch ein Teilbetrag für die soziale Pflegeversiche-
rung angesetzt (§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe c EStG).  

Mit dem Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz (PUEG) vom 
19. Juni 2023 (BGBl. I Nr. 155) wurde § 55 Absatz 3 SGB XI dahingehend er-
gänzt, dass sich der Beitragssatz zur sozialen Pflegversicherung für jedes zu be-
rücksichtigende Kind ab dem zweiten Kind bis zum fünften Kind um jeweils ei-
nen Abschlag in Höhe von 0,25 Beitragssatzpunkten reduziert. 

Als Folgeänderung wird mit diesem Änderungsgesetz § 39b Absatz 2 Satz 5 
Nummer 3 Buchstabe c EStG an die Regelungen in § 55 Absatz 3 SGB XI ange-
passt. Damit wird auch bei der Lohnsteuerberechnung die Reduzierung des Bei-
tragssatzes zur sozialen Pflegeversicherung berücksichtigt. 

Die Änderungen treten am 1. Januar 2024 in Kraft und sind über § 52 Absatz 1 
EStG erstmals anzuwenden auf laufenden Arbeitslohn, der für einen nach dem 
31. Dezember 2023 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sons-
tige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 2023 zufließen. Der Beitragsabschlag 
für zu berücksichtigende Kinder kann damit bei der Aufstellung des Programmab-
laufplans für die maschinelle Berechnung für 2024 berücksichtigt werden. 

Zur Übergangsregelung im Lohnsteuerabzugsverfahren für die Zeit vom 1. Juli 
bis zum 31. Dezember 2023 siehe BMF-Schreiben vom 19. Juni 2023 (BStBl I 
S. 1014). 

Zu Nummer 13a – neu – 

§ 39e Absatz 10 

Die Ergänzung in § 39e Absatz 10 EStG gewährleistet, dass die beim BZSt für 
Zwecke des Lohnsteuerabzugs gespeicherten Daten auch für die Ermittlung des 
reduzierten Beitragssatzes nach § 55 Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetz-
buch verwendet werden dürfen. 
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Zu Artikel 12 (Weitere Änderung der Abgabenordnung) 

Zu Nummer 12a – neu – 

§ 139b Absatz 4 Satz 3 – neu – 

Der Nachweis der Elterneigenschaft sowie die Ermittlung der Anzahl der berück-
sichtigungsfähigen Kinder des beitragspflichtigen Mitglieds für die Beitrags-
satzermittlung nach § 55 Absatz 3 und 3a des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
dient nicht steuerlichen Zwecken. Um den automatisierten Datenabruf bei der Fi-
nanzverwaltung effizient auszugestalten, ist es erforderlich, dass in den Datensät-
zen an die Finanzverwaltung durch die beitragsabführenden Stellen und Pflege-
kassen die steuerliche Identifikationsnummer (§ 139b AO) des Berechtigten ge-
nutzt werden kann. Dadurch kann eine eindeutige Zuordnung dieser Person auf 
Seiten der Finanzverwaltung erfolgen und der Datentransfer gewährleistet wer-
den. Das Geburtsdatum ist in den Datensatz ebenfalls aufzunehmen. Dieses wird 
für den vollmaschinell durchgeführten Ident-Abgleich im BZSt genutzt, bei dem 
die Gültigkeit der übermittelten Identifikationsnummer überprüft wird. Damit 
wird sichergestellt, dass die übermittelte Identifikationsnummer tatsächlich an die 
im Datensatz genannte Person vergeben wurde, gültig ist und im Zuge einer wei-
teren maschinellen Verarbeitung verwendet werden kann. Korrespondierend zur 
Normierung in § 55a des Elften Buches Sozialgesetzbuch ist eine entsprechende 
Regelung in § 139b AO aufzunehmen (Doppeltürtheorie). 

Zu Artikel 42a – neu – (Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Zur Inhaltsübersicht 

Es handelt sich um eine notwendige Folgeänderung zur Einführung der neuen 
§§ 124 und 125. 

Zu Nummer 2 

§ 28a Absatz 13 

Um sicherzustellen, dass die Arbeitgeber ihren Pflichten zur monatlichen Abfüh-
rung von Beiträgen zur sozialen Pflegeversicherung in korrekter Höhe nachkom-
men können, ist es notwendig, dass sie für ihre in der sozialen Pflegeversicherung 
versicherten Beschäftigten die Elterneigenschaft und die aktuelle Anzahl der nach 
§ 55 Absatz 3 Satz 4 des Elften Buches Sozialgesetzbuch berücksichtigungsfähi-
gen Kinder mitgeteilt bekommen. Um dies zu erreichen, ist es notwendig, bei 
Aufnahme einer Beschäftigung einmalig das automatisierte Übermittlungsverfah-
ren nach § 55a des Elften Buches auszulösen, über das dann der Arbeitgeber als 
sogenannte Push-Nachricht die entsprechenden Daten aktualisiert erhält. Endet 
ein Beschäftigungsverhältnis, ist eine Beendigungsmeldung zu erstatten, um die 
Übermittlung von Angaben an den Arbeitgeber ab diesem Zeitpunkt zu unterbin-
den. Die Meldung nach Aufnahme einer Beschäftigung hat so frühzeitig zu erfol-
gen, dass die Rückmeldung bei der ersten Beitragsabrechnung für diesen Beschäf-
tigten berücksichtigt werden kann. Damit sollen Rückrechnungen vermieden wer-
den. Bei Beendigung einer Beschäftigung hat die Abmeldung vom automatisier-
ten Übermittlungsverfahren nach § 55a des Elften Buches zeitgleich mit der Ab-
meldung der Beschäftigung zu erfolgen. 

Nach gängiger Verfahrensweise in den Meldeverfahren wird das Nähere zum 
Verfahren und den Datensätzen in Gemeinsamen Grundsätzen geregelt. Um eine 
Datenkonsistenz mit den Meldungen an die weiteren beteiligten Stellen zu ge-
währleisten, sind diese im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finan-
zen und dem Bundesministerium für Gesundheit durch das Bundesministerium 
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für Arbeit und Soziales zu genehmigen. Außerdem ist die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände anzuhören. 

Zu Nummer 3 

§ 111 Absatz 1 Nummer 2a 

Verstöße gegen Meldepflichten sind grundsätzlich eine bußgeldbewehrte Ord-
nungswidrigkeit. Die Ergänzung ist daher eine Folgeregelung zu den erweiterten 
Meldepflichten. 

Zu Nummer 4 

§ 124 

Die Arbeitgeber berechnen zurzeit die ab dem 1. Juli 2023 zu entrichtenden Pfle-
geversicherungsbeiträge, indem sie sich entweder die Elterneigenschaft sowie die 
Anzahl der Kinder nach § 55 Absatz 3a Satz 1 nachweisen lassen  oder das  Nach-
weisverfahren nach § 55 Absatz 3d Satz 2 des Elften Buches auf der Basis von 
Selbsterklärungen ihrer Beschäftigten anwenden.  

Ab Juli 2025 steht das automatisierte Übermittlungsverfahren nach § 55a des Elf-
ten Buches zur Verfügung. Für die Umstellung des Verfahrens hat der Arbeitge-
ber eine einmalige Initialmeldung entsprechend § 28a Absatz 13 zu erstatten. Die 
Initialmeldungen sind spätestens mit der Entgeltabrechnung für Dezember 2025 
zu erstatten. 

Bei Arbeitgebern, die im Zeitraum vom 1. Juli 2023 bis zum 30. Juni 2025 sich 
weder die Elterneigenschaft sowie die Anzahl der Kinder nach § 55 Absatz 3a 
Satz 1 des Elften Buches haben nachweisen lassen noch an dem  Nachweisver-
fahren nach § 55 Absatz 3d Satz 2 des Elften Buches  teilgenommen haben, hat 
sich die Meldung auf den gesamten vorgenannten Zeitraum zu erstrecken.. 

Im Übrigen gelten die Regelungen, die auch für das laufende Meldeverfahren in 
§ 28a Absatz 13 vorgesehen sind, entsprechend. 

Zu Nummer 5 

§ 125 

Absatz 1 

Mit dem Gesetz zur Unterstützung und Entlastung in der Pflege (Pflegeunterstüt-
zungs- und -entlastungsgesetz – PUEG) vom 19. Juni 2023 wurden zur Umset-
zung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 7. April 2022 die Bei-
träge zur sozialen Pflegeversicherung abhängig von der Kinderzahl differenziert. 
Mitglieder mit mehreren Kindern unter 25 Jahren werden seit dem 1. Juli 2023 ab 
dem zweiten Kind bis zum fünften Kind mit einem Abschlag in Höhe von 0,25 
Beitragssatzpunkten für jedes Kind entlastet. Für die Berücksichtigung der Ab-
schläge muss die Anzahl der Kinder unter 25 Jahren gegenüber der beitragsabfüh-
renden Stelle oder der Pflegekasse nachgewiesen sein, es sei denn, dieser sind die 
Angaben bereits bekannt. Die Umsetzung der je nach Kinderzahl unterschiedli-
chen Beitragssätze ist für die beitragsabführenden Stellen und die Pflegekassen 
mit nicht unerheblichem Aufwand verbunden. Deshalb wurde in § 55 Absatz 3d 
Satz 1 des Elften Buches ein Übergangszeitraum vorgesehen: Können die Ab-
schläge von den beitragsabführenden Stellen und den Pflegekassen nicht direkt ab 
dem 1. Juli 2023 berücksichtigt werden, sind sie so bald wie möglich, spätestens 
bis zum 30. Juni 2025 zu erstatten. Den beitragsabführenden Stellen und den Pfle-
gekassen soll mit dieser Regelung unter anderem die Wahlmöglichkeit einge-
räumt werden, für die Berücksichtigung der maßgeblichen Anzahl der Kinder bei 
der Berechnung der Pflegeversicherungsbeiträge auf die Bereitstellung des digi-
talen Nachweisverfahrens nach § 55 Absatz 3c Satz 1 des Elften Buches zu 
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warten. Die von den Mitgliedern in diesem Fall zu viel gezahlten Beiträge sind 
rückwirkend zu erstatten und der Erstattungsbetrag ist zu verzinsen. Eine Verzin-
sung ist aus verfassungsrechtlichen Erwägungen unumgänglich. 

Eine Verzinsung des Erstattungsbetrages hat nach geltendem Recht nach den all-
gemeinen Regelungen zur Erstattung von zu Unrecht gezahlten Beiträgen 
(§§ 26 ff.) zu erfolgen. Dies führt jedoch zu erheblichen Verwaltungsaufwänden 
bei den Mitgliedern, den beitragsabführenden Stellen und den Krankenkassen: 
Die Verzinsung des Erstattungsbetrages setzt im Regelfall einen Antrag des Mit-
glieds voraus, der bei der zuständigen Krankenkasse (§ 46 Absatz 2 Satz 7 des 
Elften Buches) zu stellen ist. Der Krankenkasse liegen in der Regel weder die 
Bankverbindung des Mitglieds noch konkrete Angaben zu seinen beitragspflich-
tigen Einnahmen oder zum zu ermittelnden Erstattungsbetrag vor und müssen erst 
bei den beitragsabführenden Stellen erfragt oder im Antrag des Mitglieds beschei-
nigt werden. Ferner muss jeder Antrag auf Verzinsung separat beschieden wer-
den. Auch eine Aufrechnung durch den Arbeitgeber im Wege des Beitragsabzugs 
durch Verrechnung mit künftig zu zahlenden Beiträgen kommt nach geltendem 
Recht nicht in Betracht, weil diese im Falle einer Verzinsung grundsätzlich aus-
geschlossen ist. Selbst wenn diese Möglichkeit bestünde, müsste hierzu zunächst 
die Zustimmung des Arbeitnehmers eingeholt werden.  

Zur Reduzierung des Verwaltungsaufwandes wird deswegen abweichend von den 
allgemeinen Regelungen zur Verzinsung zu Unrecht gezahlter Beiträge nach § 27 
Absatz 1 eine vereinfachte Übergangsregelung zur Verzinsung und zur Aufrech-
nung vorgesehen. Diese sieht vor, dass der Erstattungsanspruch nach § 55 Ab-
satz 3d Satz 1 des Elften Buches nach Ablauf des Kalendermonats der Beitrags-
zahlung bis zum Ablauf des Kalendermonats vor der Erstattung mit 4 Prozent pro 
Jahr zu verzinsen ist. Der Verzinsungsbetrag ergibt sich somit allein aus der Höhe 
der Erstattungssumme und des Erstattungszeitraumes. Diese Regelung gilt für alle 
beitragsabführenden Stellen und Pflegekassen, die bis zum 31. Dezember 2023 
noch keine Erstattung von zu Unrecht gezahlten Beiträgen vorgenommen haben. 
Einer Antragstellung durch das Mitglied bedarf es aus Gründung der Verfahrens-
vereinfachung nicht.  

Die Übergangsregelung gilt demzufolge nur für Erstattungen von Beitragsab-
schlägen nach § 55 Absatz 3 Satz 4 und 5 des Elften Buches, die von den beitrags-
abführenden Stellen oder den Pflegekassen ab dem 1. Januar 2024 vorgenommen 
werden. Sie gilt für die Erstattungen von Beitragsabschlägen, die bis zum 30. Juni 
2025 vorgenommen werden. 

Für Erstattungen und Verzinsungen, die vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 2023 
erfolgen, gelten die Regelungen nach den §§ 26 und 27. 

Absatz 2 

Der Erstattungsanspruch und der sich nach Absatz 1 Satz 1 ergebende Zinsbetrag 
sind durch die beitragsabführenden Stellen und die Pflegekassen bei Selbstzahlern 
auszuzahlen oder mit künftigen Beitragsansprüchen aufzurechnen. Die Aufrech-
nung bedarf keiner Zustimmung des Berechtigten. 

Zu Artikel 42b (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

§ 202 Absatz 1a – neu – 

Ergänzend zur Grundnorm des neuen § 55a des Elften Buches, mit der die recht-
lichen Grundlagen für die Einführung und Einrichtung des automatisierten Über-
mittlungsverfahrens zur Erhebung und zum Nachweis der Elterneigenschaft so-
wie der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder für die Beitragssatzermitt-
lung in der sozialen Pflegeversicherung geschaffen werden, sieht § 202 Absatz 1a 
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weitere Regelungen für das Meldeverfahren der Zahlstellen vor. In der Vorschrift 
werden unter anderem der dafür erforderliche Datensatz definiert, verfahrens-
rechtliche Vorgaben präzisiert und Vorgaben für den Beginn und das Ende eines 
beitragspflichtigen Versorgungsbezuges geregelt.  

Satz 1 gibt vor, dass ab dem 1. Juli 2025 bei Beginn und Ende eines in der sozialen 
Pflegeversicherung beitragspflichtigen Versorgungsbezuges eine Meldung an das 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) über die zentrale Stelle nach § 81 EStG zum 
Verfahren zur Erhebung und zum Nachweis der Elterneigenschaft sowie der An-
zahl der berücksichtigungsfähigen Kinder nach dem neuen § 55a des Elften Bu-
ches zu richten ist. Durch diese Meldungen erfolgt die An- und Abmeldung zum 
automatisierten Übermittlungsverfahren nach § 55a Absatz 3 und 6 des Elften Bu-
ches. Die Meldung hat bei Beginn des Versorgungsbezuges innerhalb von sieben 
Tagen zu erfolgen. Abzumelden ist das Mitglied nach Beendigung des Versor-
gungsbezuges innerhalb von sechs Wochen. 

Ferner legt die Vorschrift den Inhalt der Meldung fest. Für An- und Abmeldung 
sind danach insbesondere erforderlich: 

– das Geburtsdatum des Versorgungsbeziehers, 

– die steuerliche Identifikationsnummer des Versorgungsbeziehers nach 
§ 139b der Abgabenordnung, 

– der Tag des Beginns oder des Endes des Versorgungsbezuges, 

– die Zahlstellennummer der Zahlstelle. 

Die zentrale Stelle nach § 81 EStG hat den Zahlstellen die erforderlichen Daten 
über die Elterneigenschaft und die Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder 
einschließlich des Gültigkeitszeitraums, für den sie zu berücksichtigen sind, un-
verzüglich und zwar bezogen auf den Tag des Beginns des Versorgungsbezuges 
zur Verfügung zu stellen. Diese Daten erhält sie vom BZSt.  

Ändert sich die Elterneigenschaft oder die Anzahl der berücksichtigungsfähigen 
Kinder während des Versorgungsbezuges, wird der Zahlstelle die veränderte An-
zahl und der Gültigkeitszeitraum, für den die veränderte Anzahl zu berücksichti-
gen ist, nach Maßgabe des § 55a Absatz 5 elektronisch gemeldet.  

Zu Nummer 2 

§ 202a – neu – 

In Ergänzung zu dem neuen Absatz 1a in § 202 wird eine einmalige Bestandsab-
frage der Zahlstellen zur Erhebung der Elterneigenschaft und der Anzahl der be-
rücksichtigungsfähigen Kinder nach § 55 Absatz 3 des Elften Buches bei beitrags-
pflichtigen Versorgungsbeziehenden vorgesehen. Die Bestandsabfrage soll si-
cherstellen, dass den Zahlstellen die notwendigen Angaben und Nachweise zur 
Beitragssatzdifferenzierung auch für bereits laufende Versorgungsbezüge, die der 
Beitragspflicht unterliegen, über das automatisierte Übermittlungsverfahren be-
reitgestellt werden. Die Regelung sieht für diesen Fall vor, dass die Zahlstellen ab 
dem 1. Juli 2025 eine Meldung entsprechend § 202 Absatz 1a an das BZSt über 
die zentrale Stelle nach § 81 EStG zum Verfahren zur Erhebung und zum Nach-
weis der Elterneigenschaft sowie der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kin-
der nach § 55a des Elften Buches zu richten haben. Diese Meldung hat spätestens 
bis zum 31. Dezember 2025 zu erfolgen.  

Daraufhin hat die zentrale Stelle nach § 81 EStG der Zahlstelle unverzüglich die 
ab dem 1. Juli 2025 vom BZSt zur Verfügung gestellten Daten über die Elternei-
genschaft und die Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder nach Maßgabe des 
§ 55a Absatz 4 des Elften Buches einschließlich des Gültigkeitszeitraums, für den 
die Anzahl zu berücksichtigen ist, elektronisch zuzuleiten.  
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Bei Zahlstellen, die im Übergangszeitraum vom 1. Juli 2023 bis zum 30. Juni 
2025 sich weder die Elterneigenschaft sowie die Anzahl der Kinder nach § 55 
Absatz 3a Satz 1 des Elften Buches haben nachweisen lassen noch an dem Nach-
weisverfahren nach § 55 Absatz 3d Satz 2 des Elften Buches teilgenommen ha-
ben, hat sich die Meldung auf den gesamten vorgenannten Zeitraum zu erstrecken, 
sofern eine Beitragspflicht bestand. 

Im Übrigen gilt § 202 Absatz 1a entsprechend. 

Zu Artikel 42c (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Zur Inhaltsübersicht 

Es handelt sich um eine notwendige Folgeänderung zur Einführung der neuen 
§§ 55a und 55b. 

Zu Nummer 2 

§§ 55a und 55b – neu – 

§ 55a 

Mit dem Gesetz zur Unterstützung und Entlastung in der Pflege (Pflegeunterstüt-
zungs- und -entlastungsgesetz - PUEG) vom 19. Juni 2023 wurde zur Umsetzung 
des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 7. April 2022 eine Differen-
zierung des Beitragssatzes nach der Kinderzahl in der sozialen Pflegeversicherung 
durch eine Anpassung des § 55 Absatz 3 eingeführt. Danach zahlen Eltern lebens-
lang 0,6 Beitragssatzpunkte weniger als Kinderlose. Ab dem zweiten Kind wird 
der Beitragssatz während der Erziehungsphase um einen Abschlag von 0,25 Bei-
tragssatzpunkten je Kind unter 25 Jahren weiter abgesenkt. Dies gilt bis zum fünf-
ten Kind. Nach der jeweiligen Erziehungsphase entfällt der Abschlag wieder. Den 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts entsprechend gilt die Beitragssatzdiffe-
renzierung seit dem 1. Juli 2023. 

Die Differenzierung des Beitragssatzes nach Kinderzahl stellt die beitragsabfüh-
renden Stellen und Pflegekassen mit Blick auf den Verwaltungsaufwand vor er-
hebliche Herausforderungen, da diese in der Regel zunächst die notwendigen An-
gaben über die berücksichtigungsfähigen Kinder bei den Mitgliedern abfragen 
und ggf. notwendige Nachweise darüber prüfen müssten. Vor diesem Hintergrund 
ist gemäß § 55 Absatz 3c bis zum 31. März 2025 ein digitales Verfahren zur Er-
hebung und zum Nachweis der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder zu 
entwickeln, um eine einheitliche Rechtsanwendung sicherzustellen und ein mög-
lichst effizientes, schnelles und bürgerfreundliches Verwaltungshandeln zu ge-
währleisten. Zur Entlastung aller Beteiligten, sowohl der Bürgerinnen und Bürger 
als auch sämtlicher beitragsabführenden Stellen sowie Pflegekassen, sollen die 
notwendigen Angaben zur Ermittlung der Elterneigenschaft und der kinderbezo-
genen Abschläge den beitragsabführenden Stellen und Pflegekassen künftig über 
ein automatisiertes Verfahren zur Verfügung gestellt werden.  

Mit dem neuen § 55a sowie den weiteren erforderlichen Regelungen im Steuer-
recht und im Sozialrecht werden die rechtlichen, insbesondere auch die daten-
schutzrechtlichen Grundlagen für die Einführung und Einrichtung des automati-
sierten Übermittlungsverfahrens geschaffen. 

Absatz 1 

Aus Absatz 1 ergeben sich die Einführung des Datenübermittlungsverfahrens, 
dessen Zwecksetzung und die beteiligten Stellen.  

Beteiligte Stellen sind einerseits die beitragsabführenden Stellen (wie zum Bei-
spiel Arbeitgeber, Rentenversicherungsträger oder Zahlstellen der betrieblichen 
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Altersversorgung) sowie die Pflegekassen und andererseits das Bundeszentralamt 
für Steuern (BZSt) als diejenige Stelle, welche die notwendigen Angaben auf 
Grundlage von in der Finanzverwaltung bereits vorliegenden Daten zur Verfü-
gung stellt. Ferner sind die zentrale Stelle nach § 81 EStG und für alle nicht direkt 
an diese Stelle angebundenen beitragsabführenden Stellen (Arbeitgeber und die 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherung) zudem die Datenstelle der Renten-
versicherung nach § 145 Absatz 1 des Sechsten Buches (DSRV) in das Verfahren 
eingebunden. Die Einbindung dieser beiden Stellen ist erforderlich, damit bereits 
vorhandene digitale Schnittstellen genutzt werden können.  

Das automatisierte Übermittlungsverfahren gliedert sich wie folgt: Die beitrags-
abführenden Stellen und die Pflegekassen haben die beitragspflichtigen Mitglie-
der auf den vorgesehenen Datenwegen gegenüber dem BZSt zum automatisierten 
Verfahren an- und abzumelden. Es wird auf diesem Wege ein Abonnement eröff-
net oder geschlossen. Das BZSt seinerseits hat die zum Nachweis der Elternei-
genschaft sowie der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder erforderlichen 
Angaben auf Grundlage der in der Finanzverwaltung vorliegenden Daten über die 
vorgesehenen Datenwege den beitragsabführenden Stellen und den Pflegekassen 
zu übermitteln. Änderungen (insbesondere der berücksichtigungsfähigen Kinder-
zahl) werden vom BZSt automatisiert den beitragsabführenden Stellen und den 
Pflegekassen übermittelt. Die proaktive Mitteilung von Änderungen soll turnus-
mäßige Abfragen der beitragsabführenden Stellen und der Pflegekassen beim 
BZSt vermeiden, die für nahezu alle Mitglieder zu stellen wären und damit die 
Systeme überfordern würden. 

Die Vorgaben zu den Verfahrensabläufen und insbesondere zu den datenschutz-
rechtlichen Befugnissen werden in den nachfolgenden Absätzen für jeden Ver-
fahrensschritt näher spezifiziert.  

Absatz 2  

Satz 1 stellt sicher, dass für dieses Verfahren auf bestehende Dateninfrastrukturen 
zurückgegriffen wird. Die zentrale Stelle nach § 81 EStG steht für die Umsetzung 
des PUEG nur als Datenschnittstelle zur Verfügung; hierunter fällt die Durchfüh-
rung vollmaschineller Plausibilitätsprüfungen. Dagegen erfolgen von dort kein 
Datenmanagement und auch keine sonstigen Serviceleistungen. Mit einer Ver-
waltungsvereinbarung zwischen dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
und der Deutschen Rentenversicherung Bund sollen die Einzelheiten zur Verwal-
tungskostenerstattung und der Ausübung der Fachaufsicht geregelt werden.  

Absatz 3 

Absatz 3 konkretisiert die Rechtsgrundlage für die beitragsabführenden Stellen 
und die Pflegekassen, die zum Nachweis der Elterneigenschaft sowie der Anzahl 
der berücksichtigungsfähigen Kinder erforderlichen Daten beim BZSt zu erheben. 
Damit wird für die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen, die zur Wahrung 
des Sozialgeheimnisses verpflichtet sind, vom sog. Ersterhebungsgrundsatz aus 
§ 67a Absatz 2 Satz 1 des Zehnten Buches abgewichen. Danach wären Sozialda-
ten grundsätzlich bei der betroffenen Person zu erheben. Die Abweichung ist hier 
gerechtfertigt, denn eine Erhebung der für die Beitragssatzermittlung nach § 55 
Absatz 3 und 3a erforderlichen Daten bei den beitragspflichtigen Mitgliedern 
selbst wäre mit einem erheblichen Verwaltungsmehraufwand verbunden. Die bei-
tragspflichtigen Mitglieder wären einzeln anzuschreiben. Die erforderliche Rück-
meldung wäre auch für die betroffenen Personen mit Aufwand verbunden, ohne 
dass Anhaltspunkte dafür bestehen, dass durch die Datenerhebung beim BZSt 
überwiegende schutzwürdige Interessen der betroffenen Personen beeinträchtigt 
werden. Die beitragspflichtigen Mitglieder haben ein eigenes Interesse daran, dass 
die beitragsabführenden Stellen und Pflegekassen die für die 
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Beitragssatzermittlung nach § 55 Absatz 3 und 3a erforderlichen Daten möglichst 
einfach und zügig erhalten, denn hierdurch werden sie finanziell entlastet. 

Mit Satz 2 wird den beitragsabführenden Stellen und den Pflegekassen die Befug-
nis erteilt, das beitragspflichtige Mitglied zum automatisierten Übermittlungsver-
fahren beim BZSt anzumelden. Dazu sind sie berechtigt, die für steuerliche Zwe-
cke erhobene steuerliche Identifikationsnummer nach § 139b AO sowie das Ge-
burtsdatum des beitragspflichtigen Mitglieds zu nutzen. Die Anmeldung erfolgt 
über die zentrale Stelle nach § 81 EStG. Bei nicht direkt an die zentrale Stelle 
nach § 81 EStG angebundene beitragsabführende Stellen (Arbeitgeber und Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung) ist die Anmeldung über die DSRV an die 
zentrale Stelle nach § 81 EStG zu leiten. 

Dabei ist die Identifikation der jeweiligen Datenadressaten und -empfänger durch 
die zentrale Stelle nach § 81 EStG und die DSRV sicherzustellen. 

Absatz 4 

Absatz 4 beinhaltet einerseits die konkrete Befugnis für die zentrale Stelle nach 
§ 81 EStG, die Anmeldung eines Mitglieds zum automatisierten Übermittlungs-
verfahren durch die beitragsabführende Stelle oder die Pflegekasse unter Angabe 
der steuerlichen Identifikationsnummer nach § 139b AO und des Geburtsdatums 
des beitragspflichtigen Mitglieds dem BZSt mitzuteilen.  

Andererseits wird das BZSt befugt, die zum Nachweis der Elterneigenschaft so-
wie der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder erforderlichen Daten, soweit 
diese bei ihm gemäß §§ 39, 39e EStG für die Zwecke des Lohnsteuerabzuges ge-
speichert werden, einschließlich des Gültigkeitszeitraumes, für den sie zu berück-
sichtigen sind, an die zentrale Stelle nach § 81 EStG zu übermitteln. Der Gültig-
keitszeitraum erfasst den Zeitraum, für den ein Kind zu berücksichtigen ist. Dies 
ist in der Regel der Zeitraum ab der Geburt des Kindes - frühestens der 1. Juli 
2023 - bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres.  

Die zentrale Stelle nach § 81 EStG wird befugt, die Daten anschließend an die 
beitragsabführenden Stellen und die Pflegekassen weiterzuleiten. Für die nicht di-
rekt an die zentrale Stelle nach § 81 EStG angebundenen beitragsabführenden 
Stellen wird geregelt, dass die Weiterleitung von der zentralen Stelle nach § 81 
EStG über die DSRV erfolgt. 

Absatz 5 

Das BZSt speichert den Datenabruf nach Absatz 3 und die Datenübermittlung 
nach diesem Absatz und den Absätzen 4 und 6, in seiner Datenbank. Dies ist er-
forderlich, damit das BZSt Änderungen, insbesondere bei der Anzahl der berück-
sichtigungsfähigen Kinder des beitragspflichtigen Mitglieds, über die zentrale 
Stelle nach § 81 EStG (bei Arbeitgebern über die zentrale Stelle nach § 81 EStG 
und die DSRV) an die beitragsabführenden Stellen und die Pflegekassen proaktiv 
übermitteln kann. Das bedeutet, dass es nach einmal erfolgter Anmeldung eines 
Mitglieds zum automatisierten Übermittlungsverfahren keiner gesonderten An-
frage mehr durch die beitragsabführenden Stellen und die Pflegekassen an das 
BZSt bedarf. Stattdessen sind automatisierte Änderungsmitteilungen durch das 
BZSt an diese Stellen vorgesehen. Diese proaktive Rückmeldung von Änderun-
gen soll im Interesse vereinfachter Verfahren einmal im Kalendermonat erfolgen. 

Nach einer Abmeldung sind durch das BZSt keine Änderungsmitteilungen mehr 
zu übermitteln. 

Absatz 6 

Absatz 6 beinhaltet die konkreten Vorgaben für den Fall, dass eine Abmeldung 
vom automatisierten Verfahren zu erfolgen hat, beispielsweise auf Grund eines 
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Arbeitgeberwechsels. Die Abmeldung hat durch die beitragsabführende Stelle 
oder die Pflegekasse innerhalb von sechs Wochen entsprechend der Anmeldung 
nach Absatz 3 Satz 2 und 3 über die zentrale Stelle nach § 81 EStG (bei Arbeit-
gebern und Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung über die zentrale Stelle 
nach § 81 EStG und die DSRV) auch dem BZSt gegenüber zu erfolgen. Dieses 
hat den gespeicherten Datensatz innerhalb von 24 Monaten zu löschen. 

Absatz 7 

§ 30 der Abgabenordung (AO) regelt das Steuergeheimnis. Daten, die dem Steu-
ergeheimnis unterliegen, dürfen nur offenbart werden, wenn dies bundesgesetz-
lich ausdrücklich geregelt ist. Eine solche Offenbarungsvorschrift stellt Absatz 7 
dar. Durch Absatz 7 wird sichergestellt, dass das Steuergeheimnis dem automati-
sierten Übermittlungsverfahren nach dem neuen § 55a nicht entgegen steht. § 93c 
AO regelt die Übermittlung von Steuerdaten durch Dritte. Diese Norm findet 
keine Anwendung vor dem Hintergrund der für das automatisierte Übermittlungs-
verfahren getroffenen Spezialregelungen. 

Absatz 8 

In vergleichbaren Verfahren hat es sich bewährt, dass die mit der Entwicklung 
und Durchführung von Meldeverfahren befassten Stellen und Behörden Gemein-
same Grundsätze erarbeiten, die Vereinbarungen für die praktische Umsetzung 
beinhalten. Dies soll auch im automatisierten Übermittlungsverfahren nach § 55a 
ermöglicht werden. Absatz 8 sieht daher vor, dass das BZSt, die Deutsche Ren-
tenversicherung Bund und der Spitzenverband Bund der Pflegekassen in Gemein-
samen Grundsätzen das Nähere zum Verfahren sowie den Aufbau und den Inhalt 
der Datensätze für die Anmeldung nach Absatz 3, den Datenabruf nach Absatz 4, 
die Änderungsmitteilung nach Absatz 5 und die Abmeldung nach Absatz 6 für die 
beitragsabführenden Stellen (mit Ausnahme der Arbeitgeber) regeln. Die Grunds-
ätze sind vom Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales, dem Bundesministerium für Gesundheit 
und dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft als den mitbe-
troffenen Ressorts auf Bundesebene zu genehmigen. Die Bundesorganisationen 
der beitragsabführenden Stellen sind vorher anzuhören, um sicherzustellen, dass 
deren fachliche Belange Berücksichtigung finden. Für die Arbeitgeber wird in 
dem neuen § 28a Absatz 13 des Vierten Buches eine gesonderte Regelung zur 
Vereinbarung Gemeinsamer Grundsätze getroffen. 

Zu Absatz 9 

Für die Verarbeitung der durch das automatisierte Verfahren gewonnenen Daten 
bei den beitragsabführenden Stellen und die Pflegekassen bedarf es einer geson-
derten Befugnis, die durch Absatz 9 geschaffen wird und sich ausschließlich auf 
die Beitragssatzermittlung nach § 55 Absatz 3 und den Nachweis der Elterneigen-
schaft sowie die Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder nach § 55 Ab-
satz 3a beschränkt.  

Zu Absatz 10 

Der Absatz gibt vor, ab wann das automatisierte Übermittlungsverfahren genutzt 
wird und stellt sicher, dass vorab Testläufe durchgeführt werden können. 

§ 55b 

Ergänzend zur Grundnorm des neuen § 55a, mit der die rechtlichen Grundlagen 
für die Einführung und Einrichtung des automatisierten Übermittlungsverfahrens 
zur Erhebung und zum Nachweis der Elterneigenschaft sowie der Anzahl der be-
rücksichtigungsfähigen Kinder für die Beitragssatzermittlung geschaffen werden, 
sieht § 55b weitere Regelungen für das Meldeverfahren der Pflegekassen vor. In 
der Vorschrift werden unter anderem der dafür erforderliche Datensatz definiert, 
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verfahrensrechtliche Vorgaben präzisiert und Vorgaben für den Beginn und das 
Ende von Mitgliedschaftsverhältnissen von Selbstzahlern in der sozialen Pflege-
versicherung sowie zu deren Bestandsabfrage geregelt. 

Absatz 1 

Absatz 1 gibt für Selbstzahler in der sozialen Pflegeversicherung vor, dass ab dem 
1. Juli 2025 bei Beginn und Ende der Mitgliedschaft eine Meldung an das BZSt 
über die zentrale Stelle nach § 81 EStG zum Verfahren zur Erhebung und zum 
Nachweis der Elterneigenschaft sowie der Anzahl der berücksichtigungsfähigen 
Kinder nach dem neuen § 55a zu richten ist. Durch diese Meldungen erfolgt die 
An- und Abmeldung zum automatisierten Übermittlungsverfahren nach § 55a 
Absatz 3 und 6. Die Meldung hat bei Beginn der Mitgliedschaft innerhalb von 
sieben Tagen zu erfolgen. Abzumelden ist das Mitglied nach Beendigung inner-
halb von sechs Wochen.  

Ferner legt die Vorschrift den Inhalt der Meldung fest. Für An- und Abmeldung 
sind danach erforderlich: 

– das Geburtsdatum des Mitglieds, 

– die steuerliche Identifikationsnummer des Mitglieds nach § 139b der Ab-ga-
benordnung, 

– der Tag des Beginns oder des Endes der Mitgliedschaft, 

– die Kundennummer der Pflegekasse bei der zentralen Stelle nach § 81 des 
Einkommenssteuergesetzes. 

Die zentrale Stelle nach § 81 EStG hat den Pflegekassen die erforderlichen Daten 
über die Elterneigenschaft und die Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder 
einschließlich des Gültigkeitszeitraums, für den sie zu berücksichtigen sind, un-
verzüglich und zwar bezogen auf den Tag des Beginns der Mitgliedschaft zur 
Verfügung zu stellen. Diese Daten erhält sie vom BZSt.  

Ändert sich die Elterneigenschaft oder die Anzahl der berücksichtigungsfähigen 
Kinder während der Mitgliedschaft, wird der Pflegekasse die veränderte Anzahl 
und der Gültigkeitszeitraum, für den die veränderte Anzahl zu berücksichtigen ist, 
nach Maßgabe des § 55a Absatz 5 elektronisch gemeldet.  

Absatz 2 

Absatz 2 sieht eine einmalige Bestandsabfrage der Pflegekassen zur Erhebung der 
Elterneigenschaft und der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder nach § 55 
Absatz 3 vor. Die Bestandsabfrage soll sicherstellen, dass den Pflegekassen die 
notwendigen Angaben und Nachweise zur Beitragssatzdifferenzierung auch für 
bereits bestehende Mitgliedschaftsverhältnisse von Mitgliedern der sozialen Pfle-
geversicherung, die in der gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig versichert 
sind, über das automatisierte Übermittlungsverfahren bereitgestellt werden. Die 
Regelung sieht für diesen Fall vor, dass die Pflegekassen ab dem 1. Juli 2025 für 
Bestandsmitglieder eine Meldung entsprechend Absatz 1 an die zentrale Stelle 
nach § 81 EStG zum Verfahren zur Erhebung und zum Nachweis der Elterneigen-
schaft sowie der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder nach § 55a zu rich-
ten haben. Diese Meldung hat spätestens bis zum 31. Dezember 2025 zu erfolgen.  

Daraufhin hat die zentrale Stelle nach § 81 EStG der Pflegekasse unverzüglich 
die ab dem 1. Juli 2025 vom BZSt zur Verfügung gestellten Daten über die Elter-
neigenschaft und die Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder einschließlich 
des Gültigkeitszeitraums, für den die Anzahl zu berücksichtigen ist, nach Maß-
gabe des § 55a Absatz 4 elektronisch zuzuleiten.  
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Bei Pflegekassen, die im Übergangszeitraum vom 1. Juli 2023 bis zum 
30. Juni 2025 sich weder die Elterneigenschaft sowie die Anzahl der Kinder nach 
§ 55 Absatz 3a Satz 1 haben nachweisen lassen noch an dem Nachweisverfahren 
nach § 55 Absatz 3d Satz 2 teilgenommen haben, hat sich die Meldung auf den 
gesamten vorgenannten Zeitraum zu erstrecken, sofern eine Mitgliedschaft be-
stand. 

Im Übrigen gilt Absatz 1 entsprechend. 

Zu Artikel 46 (Inkrafttreten) 

Zu Buchstabe a 

Überschrift 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aus der Anfügung des neuen 
Absatzes 9a. 

Zu Buchstabe b 

Absatz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung an die Ein- bzw. Anfügung 
weiterer Absätze in Artikel 46. 

Absatz 5 

Die Änderungen der Artikel 5 Nummer 13 und 13a – neu –, Artikel 12 Num-
mer 12a – neu – und die neu eingefügten Artikel 41, 42a Nummer 1, 4 und 5 so-
wie Artikel 42b und 42c treten am 1. Januar 2024 in Kraft. 

Zu Buchstabe c 

Absatz 7a – neu – 

Der neu eingefügte Artikel 42a Nummer 2 und 3 tritt am 1. Juli 2025 in Kraft.  

Zu Buchstabe d 

Absatz 9a – neu – 

Die §§ 124 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 202a des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch sowie 55b Absatz 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch regeln eine 
Bestandsabfrage der beitragspflichtigen Stellen sowie der Pflegekassen zur Erhe-
bung der Elterneigenschaft und der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder 
ab dem 1. Juli 2025. Die Meldungen haben bis zum 31. Dezember 2025 zu erfol-
gen. Um allen beitragspflichtige Stellen und Pflegekassen diese Bestandsabfrage 
zu ermöglichen, treten diese Regelungen erst zum 1. Juli 2026 außer Kraft.   

Die Regelung des § 125 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch gilt für alle Erstat-
tungen, die im Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis zum 30. Juni 2025 erfolgen. Die 
Abwicklung der Erstattungen und der damit verbundenen Verzinsung kann sich 
auch noch in das zweite Halbjahr 2025 erstrecken. Daher tritt die Übergangsrege-
lung für diese Fälle ebenfalls erst zum 1. Juli 2026 außer Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Digitales Verfahren zur Ermittlung der Kinderanzahl im Beitragsrecht der sozia-
len Pflegeversicherung  

Für den Aufbau des digitalen Verfahrens zur Ermittlung der Kinderanzahl im Bei-
tragsrecht der sozialen Pflegeversicherung entstehen einmalige Kosten von rund 
10,7 Mio. Euro (Bundeszentralamt für Steuern: rund 6,0 Mio. Euro, zentrale 
Stelle nach § 81 EStG: rund 0,6 Mio. Euro, Datenstelle der Rentenversicherung: 
rund 4,1 Mio. Euro). 
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Die auf die Datenstelle der Rentenversicherung entfallenden einmaligen Kosten 
von rund 4,1 Mio. Euro werden aus dem Einzelplan des BMAS (Ti-
tel 1107 684 11 „Denkfabrik Digitale Arbeitsgesellschaft“) getragen und im Rah-
men einer einmaligen pauschalen Erstattung im Jahr 2023 an die DRV Bund aus-
gezahlt. Die Tragung der im Übrigen einmalig anfallenden Projektaufwände im 
Jahr 2023 von rund 6,6 Mio. Euro wurden vom BMI im Rahmen einer Finanzie-
rung der Registermodernisierung zugesagt.  

Folgeänderungen im Lohnsteuerabzugsverfahren  

Durch die Folgeänderung bei der Vorsorgepauschale (Reduzierung des Beitrags-
satzes zur sozialen Pflegeversicherung für jedes zu berücksichtigende Kind ab 
dem zweiten Kind mit dem Ergebnis einer geringeren Vorsorgepauschale im 
Lohnsteuerabzugsverfahren) kommt es gegenüber dem geltenden Recht zu einem 
Vorzieheffekt bei der Lohnsteuer gegenüber der Einkommensteuerveranlagung. 
Im Erstjahr 2024 entsteht ein einmaliger Kasseneffekt mit Steuermehreinnahmen 
in der Größenordnung von rund 250 Mio. Euro durch eine zeitliche Aufkommens-
verschiebung zwischen Lohnsteuer (+) und Einkommensteuer (-). Dauerhaft er-
geben sich jährliche Steuermehreinnahmen von rund 10 Mio. Euro. 

Erfüllungsaufwand 

Digitales Verfahren zur Ermittlung der Kinderanzahl im Beitragsrecht der sozia-
len Pflegeversicherung  

Der damit verbundene Bürokratieabbau soll zu einem nachhaltigen Effekt und 
Kosteneinsparungen sowohl für die Bürginnen und Bürger als auch für die bei-
tragsabführenden Stellen sowie Pflegekassen führen. Ein analoges Verfahren 
(händische Ermittlung und Erfassung der Kinderanzahl für den Bestand sowie die 
Programmierung der technischen Umsetzung) würde die Arbeitgebenden als bei-
tragsabführende Stellen nach eigenen Berechnungen der BDA mit einem Erfül-
lungsaufwand von rund 227 Mio. Euro belasten. Das angestrebte digitale Verfah-
ren verursacht hingegen einen Erfüllungsaufwand von 38 Mio. Euro.  

Mit dem digitalen Verfahren können somit allein bei den Arbeitgebenden rund 
189 Mio. Euro eingespart werden. 

Folgeänderungen im Lohnsteuerabzugsverfahren  

Die Anpassungen der Lohnsteuerberechnungs-/Lohnabrechnungsprogramme 
für 2024 aufgrund der gesetzlichen Änderung in § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 
Buchstabe c EStG werden mit den ohnehin jährlichen vorzunehmenden Anpas-
sungen verbunden. Ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand ist zu vernachlässigen 
bzw. fällt gar nicht an. 



 

 

Umdruck 19 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Besteuerung von Tätigkeit im ausländischen Homeoffice 
u. a., wenn nach DBA DEU ein Besteuerungsrecht zu-
steht 
(Bundesrat Ziffer 20) 

 

Zu Artikel 5 Nummer 17 Buchstabe b (§ 49 Absatz 1 Nummer 4 Buch-
stabe a Satz 3 – neu – EStG)  

 

Änderung 

In Artikel 5 Nummer 17 Buchstabe b wird der anzufügende Wortlaut wie folgt 
gefasst: 

„Die nichtselbständige Arbeit gilt dabei auch als im Inland ausgeübt oder verwer-
tet, soweit die Tätigkeit im Ansässigkeitsstaat des Steuerpflichtigen oder in einem 
oder mehreren anderen Staaten ausgeübt wird und ein mit dem Ansässigkeitsstaat 
abgeschlossenes Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung oder eine 
zwischenstaatliche Vereinbarung für diese im Ansässigkeitsstaat oder in einem 
oder mehreren anderen Staaten ausgeübte Tätigkeit Deutschland ein Besteue-
rungsrecht zuweist. Satz 2 gilt nicht für Deutschland entsprechend Satz 2 zuge-
wiesener Besteuerungsrechte hinsichtlich der Einkünfte aus einer an Bord eines 
Schiffes im internationalen Verkehr ausgeübten nichtselbständigen Arbeit,“. 

Begründung 

Zu Artikel 5 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

verwehmeyeir
Ausschussstempel_5

verbaudema
Ausschussstempel
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Zu Nummer 17 

Zu Buchstabe b 

§ 49 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a Satz 3 – neu – 

Kern der Regelung des § 49 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a Satz 2 ist, dass nach 
nationalem Recht ein Besteuerungsrecht bestehen soll, wenn ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung bei der Besteuerung von Einkünften aus  
nichtselbstständiger Arbeit Deutschland ein Besteuerungsrecht zuweist, obwohl 
Deutschland weder der Ansässigkeitsstaat ist, noch der Arbeitnehmer die Tätig-
keit in Deutschland sondern im Ansässigkeitsstaat oder/und in einem Drittstaat, 
ausübt. Ziel dieser Regelung ist die Besteuerung von Homeoffice-Fällen oder 
Dienstreisen zu vereinfachen. 

Die Ausnahme gem. § 49 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a Satz 3 – neu – EStG 
dient dazu, die durch Satz 2 geregelte Erweiterung der beschränkten Steuerpflicht 
nicht auf im Ausland ansässiges Bordpersonal von Schiffen im internationalen 
Verkehr anzuwenden, das bei einer Reederei beschäftigt ist, deren tatsächliche 
Geschäftsleitung sich im Inland befindet. Insoweit verbleibt es bei der bisherigen 
Rechtslage und Praxis. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderung des § 49 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a EStG ist erstmals auf 
Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 2023 zufließen (vgl. Formulierung zu § 52 Absatz 45a Satz 4 EStG). 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Maßnahme dient der Sicherung des Steueraufkommens. Nähere Informatio-
nen liegen nicht vor.  

Erfüllungsaufwand 

Kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand, da bisherige Verwaltungspraxis beibehal-
ten wird.  
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Datenaustausch zwischen den Unternehmen der privaten 
Kranken- und Pflegeversicherung, der Finanzverwaltung 
und den Arbeitgebern; 
Verschiebung der Einführung des neuen Verfahrens um 
zwei Jahre 
(Bundesrat Ziffer 22) 

 

Zu Artikel 5 Nummer 19 Buchstabe e1 - neu - (§ 52 Absatz 36 Satz 3 
und 4 – neu – EStG) 

 

Änderung 

Nach Artikel 5 Nummer 19 Buchstabe e wird folgender Buchstabe e1 eingefügt: 

‚e1) Absatz 36 Satz 3 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„§ 39 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 
(BGBl. I S. 3096), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 16. Dezem-
ber 2022 (BGBl. I S. 2294), § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a, Absatz 2 
Satz 4, Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 Nummer 1a in der Fassung des 
Artikels 4 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096), geän-
dert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2294), § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3, § 41b Absatz 1 Satz 2, § 41c 
Absatz 1 Satz 2, § 42b Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 in der Fassung des Arti-
kels 5 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) und § 46 
Absatz 2 Nummer 3 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom 8. De-
zember 2022 (BGBl. I S. 2230) sind erstmals ab dem 1. Januar 2026 anzu-
wenden. § 39 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom 21. Dezember 
2020 (BGBl. I S. 3096), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 16. De-
zember 2022 (BGBl. I S. 2294), kann im Rahmen eines Pilotprojekts mit 
Echtdaten bereits ab dem 1. Januar 2023 angewendet werden.“ ‘ 

verwehmeyeir
Ausschussstempel_5

verbaudema
Ausschussstempel
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Begründung 

Zu Artikel 5 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Nummer 19 Buchstabe e1 – neu - 

§ 52 Absatz 36 Satz 3 und 4 – neu – 

Die Änderung beruht auf einem Petitum des Bundesrates (Nummer 22 der Bun-
desrats-Drs. 433/23 [Beschluss] vom 20. Oktober 2023). 

Um bürokratischen Aufwand bei der (lohn-)steuerlichen Behandlung der Beiträge 
zu einer privaten Kranken- und Pflegeversicherung zu mindern, soll ein umfas-
sender elektronischer Datenaustausch zwischen den Unternehmen der privaten 
Kranken- und Pflegeversicherung, der Finanzverwaltung und den Arbeitgebern 
eingeführt werden. Die entsprechenden Regelungen wurden mit dem Jahressteu-
ergesetz 2020 beschlossen und mit dem Jahressteuergesetz 2022 punktuell kon-
kretisiert. Der gesetzlich vorgesehene Starttermin der Einführung des Datenaus-
tauschs ist der 1. Januar 2024 (siehe Artikel 5 des Jahressteuergesetzes 2020 vom 
21. Dezember 2020, BGBl. I S. 3096). 

Dieser Termin verschiebt sich jetzt um zwei Jahre und umfasst damit den Zeit-
raum bis zum 1. Januar 2026. Dies wird über entsprechende Anwendungsregelun-
gen in § 52 Absatz 36 Satz 3 und 4 – neu - EStG sichergestellt. 

Die bisher geltenden Regelungen sind bis zur Einführung des Datenaustauschs 
weiterhin anzuwenden. Gründe für die Verschiebung sind die Komplexität des 
technischen Verfahrens und die inzwischen sichere Erkenntnis, dem berechtigten 
Interesse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an einem korrekten Lohn-
steuerabzug vorher leider nicht vollumfänglich gerecht werden zu können.  

Das Bundesministerium der Finanzen hat die Unternehmen der privaten Kranken- 
und Pflegeversicherung bereits im Mai 2023 über die vorgesehene Verschiebung 
der Einführung des neuen Verfahrens unterrichtet. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der im Regierungsentwurf für Artikel 5 
vorgesehenen Inkrafttretensregelung am 1. Januar 2024 in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Verschiebung des Starts des Datenaustauschs um zwei Jahre macht es not-
wendig, die für die Jahre 2024 und 2025 vorgesehenen finanziellen Auswirkun-
gen, die im Tableau zum Jahressteuergesetz 2020 ausgewiesen sind, zurückzu-
nehmen. Daher entstehen durch die Verschiebung des Datenaustauschs in den 
Jahren 2024 und 2025 jeweils Steuermindereinnahmen bei der Lohnsteuer von 
jährlich 110 Mio. Euro. Im gleichen Umfang erhöht sich das Einkommensteuer-
aufkommen in den Folgejahren. 

Erfüllungsaufwand 

Der im Gesetzentwurf zum Jahressteuergesetz 2020 ausgewiesene Erfüllungsauf-
wand verschiebt sich um zwei Jahre. 
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Internationale Risikobewertungsverfahren 
(Bundesrat Ziffer 25) 

Zu Artikel 11 Nummer 2 (§ 89b Absatz 3 Nummer 4 AO) 

 

Änderung 

In Artikel 11 Nummer 2 werden in § 89b Absatz 3 Nummer 4 nach den Wörtern 
„in- und ausländischen Finanzbehörden“ die Wörter „unter Einhaltung der gesetz-
lichen Regelungen zum Datenschutz und zur Informationssicherheit bei der Ver-
arbeitung von personenbezogenen Daten“ eingefügt. 

 

Begründung 

Zu Artikel 11 (Änderung der Abgabenordnung) 

Zu Nummer 2 

§ 89b Absatz 3 Nummer 4 

Durch die Ergänzung wird sichergestellt, dass in den Fällen, in denen der Steu-
erpflichtige die technische Infrastruktur für die Durchführung des Verfahrens 
bereitstellt, vom jeweiligen Steuerpflichtigen die dem behördlich erforderli-
chen technischen Standard entsprechenden Schutzmaßnahmen zur Datensi-
cherheit ergriffen werden. Damit wird einem Petitum des Bundesrates gefolgt 
(Nummer 25 der BR-Drs. 433/23). 
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Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der für Artikel 11 vorgesehenen Inkraft-
tretensregelung am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. 
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltun-
gen; Änderung zur Prüfung der Einkünfte- oder Ein-
kommensschwelle (§ 138l Absatz 5 AO) 

Zu Artikel 11 Nummer 13 (§ 138l Absatz 5 AO) 

 

Änderung 

In Artikel 11 Nummer 13 wird § 138l Absatz 5 wie folgt gefasst: 

„(5) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung 
im Sinne des Absatzes 2 besteht nur, wenn  

1. ein Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung in einem der in § 138n Ab-
satz 1 Satz 2 genannten Zeitpunkte 

a) in mindestens zwei der drei Kalender- oder Wirtschaftsjahre, die dem 
Kalenderjahr vorausgehen, in dem das Ereignis nach § 138n Absatz 1 
Satz 2 eingetreten ist, umsatzsteuerbare Umsätze im Sinne des § 1 Ab-
satz 1 des Umsatzsteuergesetzes in Höhe von mehr als 50 000 000 Euro 
pro Wirtschaftsjahr oder Kalenderjahr erzielt hat (Umsatzschwelle), 

b) in mindestens zwei der drei letzten Veranlagungszeiträume, für die vor 
dem Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 Einkommen- oder Körper-
schaftsteuer festgesetzt worden ist,  

aa) eine Summe der positiven Einkünfte nach § 2 Absatz 1 des Ein-
kommensteuergesetzes einschließlich der nach § 32d des Einkom-
mensteuergesetzes dem gesonderten Steuertarif unterliegenden 
Einkünfte aus Kapitalvermögen von mehr als 2 000 000 Euro im 
Kalenderjahr (Einkünfteschwelle) erzielt hat, wobei im Falle der 
Zusammenveranlagung nach § 26b des Einkommensteuergesetzes 
für die Feststellung des Überschreitens der Einkünfteschwelle auf 
jeden Ehegatten oder Lebenspartner abzustellen ist, oder 

verwehmeyeir
Ausschussstempel_5

verbaudema
Ausschussstempel



 

 – 2 – 

bb) ein Einkommen nach § 8 Absatz 1 des Körperschaftsteuergesetzes 
erzielt und dieses erhöht um die nach § 8b des Körperschaftsteu-
ergesetzes außer Ansatz bleibenden Bezüge und Gewinne und ver-
mindert um die nach § 8b Absatz 3 und 5 des Körperschaftsteuer-
gesetzes nicht abziehbaren Betriebsausgaben mehr als 2 000 000 
Euro im Wirtschaftsjahr (Einkommensschwelle) beträgt,  

c) zu einem Konzern im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes gehört, bei 
dem die Summe der Umsätze, Einkünfte oder Einkommen der Kon-
zerngesellschaften einen der in Buchstabe a oder b genannten Schwel-
lenwerte überschreitet, wobei nur positive Beträge der einzelnen Kon-
zerngesellschaften berücksichtigt werden, 

d) zusammen mit anderen inländischen Unternehmen von einer ausländi-
schen natürlichen oder juristischen Person, einer Mehrheit von Perso-
nen, einer Stiftung oder einem anderen Zweckvermögen beherrscht 
oder einheitlich geleitet wird oder mit einem ausländischen Unterneh-
men wirtschaftlich verbunden im Sinne des § 138e Absatz 3 ist, 

e) ein Investmentfonds oder ein Spezial-Investmentfonds im Sinne des In-
vestmentsteuergesetzes ist, oder  

f) Anleger 

aa) eines Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes ist, 
sofern nicht mehr als 100 Anleger an dem Investmentfonds betei-
ligt sind und die Anschaffungskosten der Investmentanteile des 
Anlegers mindestens 100 000 Euro betragen haben oder 

bb) eines Spezial-Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuerge-
setzes ist; oder 

2. … [wie Gesetzentwurf]. 

Ist die Steuerpflicht des Nutzers erst in den letzten drei Kalenderjahren oder Wirt-
schaftsjahren oder in dem Kalenderjahr oder Wirtschaftsjahr, in dem das Ereignis 
nach § 138n Absatz 1 Satz 2 eingetreten ist, entstanden, besteht eine Verpflich-
tung zur Mitteilung  

1. nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a auch dann, wenn die Umsatzschwelle in 
dem Kalenderjahr, in dem das Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 eintritt, 
voraussichtlich überschritten wird;  

2. nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b auch dann, wenn die Einkünfteschwelle 
oder die Einkommensschwelle in nur einem Veranlagungszeitraum, für den 
eine Einkommen- oder Körperschaftsteuer oder mindestens eine Vorauszah-
lung auf eine solche Steuer festgesetzt worden ist, überschritten wurde; 

Rumpfwirtschaftsjahre sind auf volle Wirtschaftsjahre hochzurechnen. Wird ein 
Nutzer nicht zur Einkommensteuer veranlagt, sind bei Anwendung von Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa die Einkünfte in mindestens zwei der 
drei letzten Kalenderjahre maßgebend, die dem Kalenderjahr vorausgehen, in dem 
das Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 eingetreten ist. Die Verpflichtung zur 
Mitteilung nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe f besteht nur, sofern die Steuerge-
staltung im Zusammenhang mit der Beteiligung an dem Investmentfonds oder 
dem Spezial-Investmentfonds steht. Bei Anwendung von Satz 1 Nummer 2 sind 
die Verhältnisse in einem der in § 138n Absatz 1 Satz 2 genannten Zeitpunkte 
maßgebend. Werden die Grenzen nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a oder b nicht 
überschritten, besteht eine Verpflichtung zur Mitteilung einer innerstaatlichen 
Steuergestaltung, die ausschließlich die in Satz 1 Nummer 2 genannten Steuern 
zum Gegenstand hat, auch dann nicht, wenn auch ein Kriterium nach Satz 1 
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Nummer 1 erfüllt ist. Der Nutzer hat dem Intermediär die für die Anwendung von 
Satz 1 erforderlichen Daten mitzuteilen.“ 

Begründung 

Zu Artikel 11 (Änderung der Abgabenordnung) 

Zu Nummer 13 

§ 138l Absatz 5 

Um allen Beteiligten mehr Rechtsicherheit zu verschaffen, soll bei der Prüfung 
der Einkünfte- oder Einkommensschwelle nach Satz 1 auf bereits festgesetzte 
Steuern abgestellt werden (Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b - neu -).  

Satz 2 des Regierungsentwurfs enthielt bereits eine Regelung zur Prüfung der 
Umsatz-, Einkünfte- oder Einkommensschwelle für die Fälle, in denen die Steu-
erpflicht des Nutzers erst in den letzten drei Kalenderjahren oder Wirtschaftsjah-
ren oder in dem Kalenderjahr oder Wirtschaftsjahr, in dem das Ereignis nach 
§ 138n Absatz 1 Satz 2 AO eingetreten ist, entstanden ist. Hierbei ist abweichend 
von Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und b nur auf einen Besteuerungs- oder Ver-
anlagungszeitraum abzustellen. 

Für die Umsatzschwelle ergeben sich durch die Neufassung keine materiellen Än-
derungen (Satz 2 Nummer 1 - neu -). Als Folgeänderung zur Änderung in Satz 1 
soll bei der Prüfung der Einkünfte- oder Einkommensschwelle (Satz 2 Nummer 2 
- neu -) folgerichtig auf die nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b maßgebenden 
Beträge für nur einen Veranlagungszeitraum abgestellt werden. Maßgebend sind 
dabei nicht nur die in einer Steuerfestsetzung, sondern auch die der Festsetzung 
einer Steuervorauszahlung zu Grunde gelegten Beträge nach Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe b. 

Satz 3 erfasst die Fälle, in denen keine Einkommensteuerfestsetzung erfolgt, ins-
besondere weil der Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung ausschließlich 
nach § 32d des Einkommensteuergesetzes dem gesonderten Steuertarif unterlie-
gende Einkünfte aus Kapitalvermögen erzielt. 

Im Übrigen handelt es sich um Folgeänderungen aus der vorgenannten Änderung.  

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der im Regierungsentwurf für Artikel 11 
vorgesehenen Inkrafttretensregelung am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. 

Erfüllungsaufwand 

Der Erfüllungsaufwand auf Grund dieser Änderung ist nicht bezifferbar. 
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Angabe der Art der wirtschaftlichen Tätigkeit bei mittei-
lungspflichtigen Auslandssachverhalten nach § 138 Ab-
satz 2 der Abgabenordnung 
(Bundesrat Ziffer 29) 

Zu Artikel 12 Nummer 10 Buchstabe c (§ 138 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 4 und Nummer 5 – aufgehoben - und Satz 2 – neu - AO) 

 

Änderung 

Artikel 12 Nummer 10 Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 

‚c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 4 wird das Semikolon am Ende durch einen Punkt 
ersetzt. 

bbb) Nummer 5 wird aufgehoben. 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„In den Fällen der Nummern 1 bis 4 ist auch die Art der wirtschaftli-
chen Tätigkeit des Betriebs, der Betriebsstätte, der Körperschaft, Per-
sonenvereinigung, Vermögensmasse oder der Drittstaat-Gesellschaft 
mitzuteilen.“ ‘ 

Begründung 
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Zu Artikel 12 (Weitere Änderung der Abgabenordnung) 

Zu Nummer 10 Buchstabe c  

§ 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 und Nummer 5 – aufgehoben - und Satz 2 
– neu - 

Nach § 138 Absatz 2 Satz 1 AO haben inländische Steuerpflichtige die dort 
aufgeführten Auslandssachverhalte dem zuständigen Finanzamt mitzuteilen. 
Während in den Nummern 1 bis 4 des § 138 Absatz 2 Satz 1 AO die mittei-
lungspflichtigen Sachverhalte bezeichnet sind, begründet § 138 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 5 AO hingegen keinen eigenständigen Mitteilungstatbestand. 
Nach Nummer 5 müssen inländische Steuerpflichtige bei Erfüllung eines der 
in den Nummern 1 bis 4 aufgeführten mitteilungspflichtigen Sachverhalte in 
ihrer Mitteilung darüber zusätzlich auch die Art der wirtschaftlichen Tätigkeit 
des Betriebs, der Betriebsstätte, der Körperschaft, Personenvereinigung, Ver-
mögensmasse oder der Drittstaat-Gesellschaft angeben. Das Vorliegen eines 
mitteilungspflichtigen Tatbestands nach Nummer 5 ist demzufolge davon ab-
hängig, dass überhaupt eine Mitteilung nach den Nummern 1 bis 4 abzugeben 
ist. Die hier vorgesehene Umformulierung dient insofern der Normenklarheit. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der im Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung für Artikel 12 vorgesehenen Inkrafttretensregelung am 1. Januar 2024 in 
Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. 
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, In-
vestitionen und Innovation sowie  

Steuervereinfachung und Steuerfairness 
(Wachstumschancengesetz) 

BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Klarstellung in Artikel 97 § 19 Absatz 4 Satz 2 EGAO 

Zu Artikel 16 Nummer 1 (§ 19 Absatz 4 Satz 2 EGAO) 

 

Änderung 

In Artikel 16 Nummer 1 wird in § 19 Absatz 4 Satz 2 die Angabe „31. Januar 
2023“ durch die Angabe „31. Dezember 2023“ ersetzt. 

 

Begründung 

Zu Artikel 16 (Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zur Abga-
benordnung) 

Zu Nummer 1 

Art. 97 § 19 Absatz 4 Satz 2 

Es handelt sich um die Korrektur eines redaktionellen Fehlers. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderung tritt entsprechend der für Artikel 16 vorgesehenen Inkrafttretens-
regelung am 1. Januar 2024 in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. 
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Erfüllungsaufwand 

Keine. 
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Option zur Körperschaftsbesteuerung 
(Bundesrat Ziffer 33) 

Zu Artikel 22 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und aa1 
(§ 1a Absatz 1 Satz 1 bis 4 KStG) 

 

Änderung 

In Artikel 22 Nummer 1 Buchstabe a wird Doppelbuchstabe aa durch folgende 
Doppelbuchstaben aa und aa1 ersetzt: 

‚aa) In Satz 2 werden die Wörter „Personenhandels- oder Partnerschaftsgesell-
schaft“ durch die Wörter „Personenhandelsgesellschaft, Partnerschaftsge-
sellschaft oder eingetragenen Gesellschaft bürgerlichen Rechts“ ersetzt 

aa1) In den Sätzen 1, 3 und 4 werden jeweils die Wörter „Personenhandels- oder 
Partnerschaftsgesellschaft“ durch die Wörter „Personenhandelsgesellschaft, 
Partnerschaftsgesellschaft oder eingetragene Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts“ ersetzt.‘ 

Begründung 

Zu Artikel 22 (Änderung des Körperschaftsteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und aa1 

§ 1a Absatz 1 Satz 1 bis 4 

verwehmeyeir
Ausschussstempel_5

verbaudema
Ausschussstempel



 

 – 2 – 

Der persönliche Anwendungsbereich der Option zur Körperschaftsbesteue-
rung wird auf eingetragene Gesellschaften des bürgerlichen Rechts erweitert. 
Damit wird der bei Einführung der Option beabsichtigte Gleichlauf zwischen 
optionsberechtigen und einem Formwechsel im Sinne des § 25 UmwStG zu-
gänglichen Rechtsformen (vgl. BT-Drs. 19/28656 S. 21) beibehalten. Dies 
sind nach § 1 Absatz 3 Nummer 3 UmwStG in Verbindung mit § 190 Ab-
satz 1 und § 191 Absatz 1 Nummer 1 UmwG Personenhandelsgesellschaften 
im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 1 UmwG und Partnerschaftsgesellschaf-
ten. § 3 Absatz 1 Nummer 1 UmwG wurde durch das Gesetz zur Modernisie-
rung des Personengesellschaftsrechts (BGBl. I 2021 S. 3436) auf eingetragene 
Gesellschaften des bürgerlichen Rechts erweitert. Diese Erweiterung wird für 
Zwecke der Option zur Körperschaftsbesteuerung nachvollzogen.  

Die im Entwurf eines Wachstumschancengesetzes vom 2. Oktober 2023 (BT-
Drs. 20/8628) vorgesehene Erweiterung der Optionsberechtigung auf sämtli-
che Personengesellschaften würde dagegen auch solche Gesellschaften erfas-
sen, die nicht für den echten Formwechsel in Betracht kommen, insbesondere 
auch reine Innengesellschaften. Entsprechend dem Petitum des Bundesrates 
wird daher an dem vom seinerzeitigen Gesetzgeber bei Einführung der Option 
vorgesehenen Gleichlauf der Option mit dem echten Formwechsel auch inso-
weit festgehalten. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderung tritt entsprechend der allgemeinen Inkrafttretensregelung in Arti-
kel 46 Absatz 1 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. 
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Doppelte Verlustberücksichtigung bei ertragsteuerlicher 
Organschaft - § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 KStG 
(Bundesrat Ziffer 35) 

Zu Artikel 23 Nummer 5a (§ 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5  aufgeho-
ben - KStG) 

 

Änderung 

Nach Artikel 23 Nummer 5 wird folgende Nummer 5a eingefügt: 

‚5a. § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 wird aufgehoben.‘ 

Begründung 

Zu Artikel 23 (Änderung des Körperschaftsteuergesetzes) 

Zu Nummer 5a -neu- 

§ 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 – aufgehoben - 

Nach § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 KStG bleiben negative Einkünfte des 
Organträgers oder der Organgesellschaft bei der inländischen Besteuerung un-
berücksichtigt, soweit sie in einem ausländischen Staat im Rahmen der Be-
steuerung des Organträgers, der Organgesellschaft oder einer anderen Person 
berücksichtigt werden.  

Aufgrund der Einführung des § 4k Absatz 4 Einkommensteuergesetz, der in 
Einklang mit den Vereinbarungen auf OECD- (BEPS-Aktionspunkt 2) und 

verwehmeyeir
Ausschussstempel_5

verbaudema
Ausschussstempel



 

 – 2 – 

EU-Ebene (Artikel 9 ff. ATAD) ein allgemeines Abzugsverbot für doppelt be-
rücksichtigte Aufwendungen enthält, besteht kein Bedarf für eine zusätzliche 
Sonderregelung für Organschaften. § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 KStG 
wird daher aufgehoben.  

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderung ist nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 34 Ab-
satz 1 KStG erstmals für den Veranlagungszeitraum 2024 anzuwenden  

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. 

Erfüllungsaufwand 

Durch die Streichung des § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 KStG verringert sich 
in den Finanzämtern und bei den betroffenen Steuerpflichtigen der zur Prüfung 
des § 4k Absatz 4 Einkommensteuergesetz hinzutretende zusätzliche Aufwand 
für die Sachverhaltsermittlung und Bearbeitung der Steuererklärung in geringem, 
nicht bezifferbarem Umfang.  
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Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, In-
vestitionen und Innovation sowie  

Steuervereinfachung und Steuerfairness 
(Wachstumschancengesetz) 

BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Einführung der obligatorischen eRechnung 

Zu Artikel 29 Nummer 1 und 5 (§ 14 Absatz 1 Satz 2 bis 6 und Ab-
satz 2 - neu – und § 27 Absatz 39 – neu - UStG) 

 

Änderung 

Artikel 29 wird wie folgt geändert: 

1. Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

‚a) Absatz 1 Satz 2 bis 8 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Eine Rechnung kann als elektronische Rechnung oder vorbehalt-
lich des Absatzes 2 als sonstige Rechnung übermittelt werden. 
Eine elektronische Rechnung ist eine Rechnung, die in einem 
strukturierten elektronischen Format ausgestellt, übermittelt und 
empfangen wird und eine elektronische Verarbeitung ermöglicht. 
Eine sonstige Rechnung ist eine Rechnung, die in einem anderen 
elektronischen Format oder auf Papier übermittelt wird. Die 
Übermittlung einer elektronischen Rechnung oder einer sonstigen 
Rechnung in einem elektronischen Format bedarf der Zustim-
mung des Empfängers, soweit keine Verpflichtung nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 1 besteht. Das strukturierte elektronische Format 
einer elektronischen Rechnung  

1. muss der europäischen Norm für die elektronische Rech-
nungsstellung und der Liste der entsprechenden Syntaxen 
gemäß der Richtlinie 2014/55/EU vom 16. April 2014 
(ABl. L 133 vom 6. 5. 2014, S. 1) entsprechen oder  

2. kann zwischen Rechnungsaussteller und Rechnungsempfän-
ger vereinbart werden. Voraussetzung ist, dass das Format 
die richtige und vollständige Extraktion der nach diesem 
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Gesetz erforderlichen Angaben aus der elektronischen Rech-
nung in ein Format ermöglicht, das der Norm nach Num-
mer 1 entspricht oder mit dieser interoperabel ist.“ ‘ 

b) In Buchstabe b werden in Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 die Wörter 
„Satz 3 und 4“ durch die Wörter „Satz 3 und 6“ ersetzt. 

2. In Nummer 5 werden jeweils die Wörter „§ 14 Absatz 1 Satz 4“ durch die 
Wörter „§ 14 Absatz 1 Satz 6“ ersetzt.‘ 

Begründung 

Zu Artikel 29 (Weitere Änderung des Umsatzsteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 Buchstabe a und b 

§ 14 Absatz 1 Satz 2 bis 6 und Absatz 2 – neu – 

Aus der Wirtschaft wurde vorgetragen, dass eine Anpassung der EDI-Verfahren 
an die CEN-Norm EN 16931 aufwendig und kostenintensiv sei. Um dem Petitum 
der Wirtschaft Rechnung zu tragen sind die Formulierungen zu den Formatvorga-
ben anzupassen. 

Neben der bisherigen Regelung (jetzt § 14 Absatz 1 Satz 6 Nummer 1 UStG) wird 
mit § 14 Absatz 1 Satz 6 Nummer 2 UStG die Möglichkeit geschaffen, dass sich 
Rechnungsaussteller und Rechnungsempfänger gemeinsam auf die Verwendung 
eines anderen strukturierten elektronischen Formats einigen. Voraussetzung in 
diesem Fall ist, dass die für Zwecke der Umsatzsteuer erforderlichen Informatio-
nen so aus dem verwendeten Rechnungsformat richtig und vollständig extrahiert 
werden können, dass das Ergebnis der CEN-Norm EN 16931 entspricht oder mit 
dieser kompatibel ist. Ist dies sichergestellt, erfüllen insbesondere über EDI-Ver-
fahren ausgestellte Rechnungen, deren Formate den Vorgaben der CEN-Norm 
EN 16931 nicht entsprechen, ebenfalls die Formatvorgaben für elektronische 
Rechnungen. Die Formulierung ist dabei technologieoffen und erlaubt auch eine 
Anwendung auf weitere – auch neue – elektronische Rechnungsformate.  

Durch die Vorgaben werden die Wirtschaftsbeteiligten frühzeitig auf die Anfor-
derungen zur späteren Übermittlung von Rechnungsdaten an das künftige trans-
aktionsbezogene elektronische Meldesystem vorbereitet und haben ausreichend 
Vorlaufzeit zur Anpassung ihrer Systeme. 

Zu Nummer 5 

§ 27 Absatz 39 – neu – 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen aus der vorstehenden Ände-
rung des § 14 Absatz 1 UStG. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der für Artikel 29 vorgesehenen Inkrafttre-
tensregelung am 1. Januar 2025 in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. 
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Erfüllungsaufwand und weitere Gesetzesfolgen 

Bürgerinnen und Bürger 

Kein Erfüllungsaufwand. 

Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ergibt sich eine jährliche Minderung des Erfüllungsaufwandes 
von insgesamt ca. 1,357 Mrd. Euro. 

Verwaltung 

Für die Verwaltung entsteht ein einmaliger Erfüllungsaufwand von 243 Tsd. 
Euro. 
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Umdruck Nr. 29 

Entwurf 
eines Gesetzes zur Stärkung von Wachstums-
chancen, Investitionen und Innovation sowie 

Steuervereinfachung und Steuerfairness (Wachs-
tumschancengesetz) 

Stichwort: Einführung der obligatorischen eRechnung (Verlänge-
rung der allgemeinen Übergangsfristen) 

Zu Artikel 29 Nummer 5 (§ 27 Absatz 39 – neu - UStG) 

 

Änderung 

In Artikel 29 Nummer 5 wird § 27 Absatz 39 Satz 1 wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 wird die Angabe „31. Dezember 2025“ durch die Angabe 
„31. Dezember 2026“ und die Angabe „1. Januar 2026“ durch die Angabe 
„1. Januar 2027“ ersetzt. 

2. In Nummer 2 wird die Angabe „31. Dezember 2026“ durch die Angabe 
„31. Dezember 2027“, die Angabe „31. Dezember 2025“ durch die Angabe 
„31. Dezember 2026“ und die Angabe „1. Januar 2027“ durch die Angabe 
„1. Januar 2028“ ersetzt.‘. 

Begründung  

Zu Artikel 29 (Weitere Änderung des Umsatzsteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 und 2 

§ 27 Absatz 39 – neu – 

Aus der Wirtschaft wurde vorgetragen, dass die Unternehmen für die Einführung 
der obligatorischen elektronischen Rechnung mehr Zeit benötigten, auch wegen 
der noch erforderlichen Anpassungen der für den B2G-Bereich entwickelten 
CEN-Norm EN 16931 an den B2B-Bereich.  

Die benötigte Zeit wird den betroffenen Unternehmen durch eine Verlängerung 
des allgemeinen Übergangszeitraums von einem auf zwei Jahre und des Über-
gangszeitraums für kleinere Unternehmer von zwei auf drei Jahre verschafft.  

An der grundlegenden Einführung der obligatorischen elektronischen Rechnung 
für Umsätze zwischen inländischen Unternehmen zum 1. Januar 2025 ändert sich 
nichts, um Unternehmen, bei denen die Umstellungsprobleme nicht bestehen, die 
sich durch die Digitalisierung ergebenden Vorteile bereits frühzeitig zu 
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ermöglichen. Gleichzeitig wird dadurch der Zeitraum vor der Einführung des na-
tionalen transaktionsbasierten Meldesystems optimal zur Erprobung der elektro-
nischen Rechnung in der Praxis genutzt. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der für Artikel 29 vorgesehenen Inkrafttre-
tensregelung am 1. Januar 2025 in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. 

Erfüllungsaufwand und weitere Gesetzesfolgen 

Wie bisher. 



 

 

Umdruck 30 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Ausschluss der Immobilienteilfreistellung bei fehlender 
Vorbelastung 

Zu Artikel 31 Nummer 6 (§ 57 Absatz 8 Satz 1 und Satz 4 – neu – In-
vStG) 

 

Änderung 

In Artikel 31 Nummer 6 wird § 57 Absatz 8 wie folgt geändert: 

1. Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 4 Absatz 2 Nummer 1a und § 26 Nummer 7a in der Fassung des Artikels 
31 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] sind ab dem 1. Januar 
2024 anzuwenden.“ 

2. Folgender Satz wird angefügt: 

„§ 2 Absatz 9a in der Fassung des Artikels 31 des Gesetzes vom … (BGBl. I 
S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Än-
derungsgesetzes] ist ab dem 1. Januar 2025 anzuwenden.“ 

Begründung 

Zu Artikel 31 (Änderung des Investmentsteuergesetzes) 

Zu Nummer 6 

§ 57 Absatz 8 – neu –  
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Mit dieser Änderung wird der Anwendungszeitpunkt des neuen § 2 Absatz 9a In-
vStG (vgl. Artikel 31 Nummer 1 des vorliegenden Gesetzentwurfs) um ein Jahr 
auf den 1. Januar 2025 verschoben. 

Satz 1 

Aufgrund der Verschiebung des Anwendungszeitpunks des neuen § 2 Absatz 9a 
InvStG wird § 57 Absatz 8 Satz 1 InvStG redaktionell neu gefasst. 

Satz 4 – neu – 

Nach § 2 Absatz 9a – neu – InvStG werden Immobilien nicht für die Immobilien- 
oder Auslands-Immobilienquote nach § 2 Absatz 9 InvStG berücksichtigt, wenn 
die Einkünfte aus der Immobilie oder deren Veräußerung in vollem Umfang oder 
zu mehr als 50 Prozent von der Besteuerung befreit sind. Der bisherige Rege-
lungsentwurf sah einen Anwendungsbeginn zum 1. Januar 2024 vor. Im Zuge der 
Anhörung hat sich herausgestellt, dass § 2 Absatz 9a – neu – InvStG Umsetzun-
gen auf Seiten der Fondsbranche erfordern, die aus den nachfolgenden Gründen 
einen zeitlichen Vorlauf vor dem Anwendungsbeginn erforderlich machen. 

Immobilienfonds verpflichten sich in ihren Anlagebedingungen selbst dazu, die 
in § 2 Absatz 9 InvStG geregelten Voraussetzungen für die 60-prozentige Immo-
bilienteilfreistellung oder 80-prozentige Auslands-Immobilienteilfreistellung zu 
erfüllen. § 2 Absatz 9a – neu – InvStG kann dazu führen, dass die in den Anlage-
bedingungen von Immobilienfonds vorausgesetzte Teilfreistellungsquote nicht 
mehr eingehalten werden könnte. Sofern sich das Immobilienportfolio nicht kurz-
fristig durch Verkäufe und Zukäufe teilfreistellungskonform ausgestalten lässt, 
müssten die betroffenen Fonds ihre Anlagebedingungen ändern. Der Zeitraum 
zwischen dem geplanten Inkrafttreten dieses Gesetzes und dem bisher vorgesehe-
nen Anwendungsbeginn zum 1. Januar 2024 reicht jedoch nicht aus, um eine Än-
derung der Anlagebindungen durchzuführen. Die gesetzliche Genehmigungsfrist 
beträgt vier Wochen (§ 163 Absatz 2 Satz 1 KAGB), außerdem benötigen die Ka-
pitalverwaltungsgesellschaften einen gewissen Vorlauf zur Vorbereitung der Än-
derungen. Daher ist hier eine Verschiebung des Anwendungsbeginns um ein Jahr 
geboten. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. 



 

 

Umdruck 31 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Steuerbarkeit der Werterhöhung einer Beteiligung eines 
persönlich haftenden Gesellschafters einer KGaA 
(Bundesrat Ziffer 42) 

Zu Artikel 34 Nummer 1a – neu - (§ 7 Absatz 9 – neu - ErbStG) 

Änderung 

Nach Artikel 34 Nummer 1 wird folgende Nummer 1a eingefügt: 

‚1a. Dem § 7 wird folgender Absatz 9 angefügt: 

„(9) Als Schenkung gilt auch die Werterhöhung einer Beteiligung ei-
nes persönlich haftenden Gesellschafters einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien, die eine an der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligte 
natürliche Person oder Stiftung (Bedachte) durch die Leistung einer anderen 
Person (Zuwendender) an die Gesellschaft erlangt. Absatz 8 Satz 2 ist ent-
sprechend anzuwenden.“ ‘ 

Begründung 

Zu Artikel 34 (Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerge-
setzes) 

Zu Nummer 1a - neu - 

§ 7 Absatz 9 – neu – 

Mit der Regelung des § 7 Absatz 8 ErbStG durch das Beitreibungsrichtlinie-
Umsetzungsgesetz bezweckte der Gesetzgeber, eine durch die Rechtspre-
chung des BFH entstandene Besteuerungslücke, insbesondere bei disquotalen 
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Einlagen in eine Kapitalgesellschaft, die zu einer Werterhöhung der jeweili-
gen Anteile führen, zu schließen (vgl. BT-Drucks. 17/7524, S. 20 f.). Ein-
schränkungen auf einzelne Rechtsformen von oder Beteiligungsformen an 
Kapitalgesellschaften wurden nicht bezweckt. Nach Sinn und Zweck von § 7 
Absatz 8 Satz 1 ErbStG werden nach geltender Rechtslage sämtliche Beteili-
gungen an Kapitalgesellschaften, insbesondere auch diejenige eines persön-
lich haftenden Gesellschafters einer Kommanditgesellschaft auf Aktien er-
fasst. In der Praxis wird dieses weite Verständnis der Norm jedoch angezwei-
felt und entsprechende Steuergestaltungsmodelle angeboten. Es wird daher le-
diglich klarstellend und diese Zweifel in der Beratungspraxis ausräumend ge-
regelt, dass wie bisher auch die Beteiligung eines persönlich haftenden Ge-
sellschafters einer Kommanditgesellschaft auf Aktien als schenkungsteuerba-
rer Vorgang erfasst wird. Um der Besonderheit der Kommanditgesellschaft 
auf Aktien, bei der für die Beteiligung eines persönlich haftenden Gesellschaf-
ters eine Vermögenseinlage nicht auf das Grundkapital geleistet zu werden 
braucht, Rechnung zu tragen, wird regelungstechnisch ein neuer Absatz 9 an-
gefügt. Eine Erweiterung des Tatbestandes wird damit nicht bezweckt. 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderung tritt entsprechend der für Artikel 34 vorgesehenen Inkrafttre-
tensregelung am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Sicherung des Steueraufkommens. 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. 



 

 

Umdruck 32 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, In-
vestitionen und Innovation sowie  

Steuervereinfachung und Steuerfairness 
(Wachstumschancengesetz) 

BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Befristete Beibehaltung des Status Quo in der GrESt 
(Bundesrat Ziffer 1) 

Zur Inhaltsübersicht, zu Artikel 39 und 39a – neu- (§ 24 – neu – und 
§ 24 – aufgehoben – GrEStG) sowie Artikel 46 Absatz 7 (Inkrafttreten) 
 
Änderung 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu Artikel 39 folgende Angabe 
eingefügt: 

„Artikel 39a Weitere Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes“. 

2. Artikel 39 wird wie folgt gefasst: 

‚Artikel 39 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

Nach § 23 des Grunderwerbsteuergesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 26. Februar 1997 (BGBl. I S. 418, 1804), das zuletzt durch 
Artikel 23 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2294) geändert 
worden ist, wird folgender § 24 eingefügt: 

„§ 24 

Rechtsfähige Personengesellschaften 

Rechtsfähige Personengesellschaften (§ 14a Absatz 2 Nummer 2 der 
Abgabenordnung) gelten für Zwecke der Grunderwerbsteuer als Gesamt-
hand und deren Vermögen als Gesamthandsvermögen.“ ‘ 

3. Nach Artikel 39 wird folgender neuer Artikel 39a eingefügt: 
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„Artikel 39a 

Weitere Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

§ 24 des Grunderwerbsteuergesetzes, das zuletzt durch Artikel 39 die-
ses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.“ 

4. In Artikel 46 Absatz 7 wird die Angabe „30 und 38“ durch die Angabe „30, 
38 und 39a“ ersetzt. 

Begründung 

Zu Artikel 39 (Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes) 

§ 24 – neu – 

Zum 1. Januar 2024 treten wesentliche Änderungen des Gesetzes zur Modernisie-
rung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) vom 10. August 2021 (BGBl. I 
S. 3436) in Kraft, insbesondere die weitgehende Aufhebung der Regelungen zur 
gesamthänderischen Vermögensbindung aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch. Wie 
bei Kapitalgesellschaften erfolgt ab dem 1. Januar 2024 eine strikte Trennung der 
Vermögenssphären zwischen Personengesellschaft und Gesellschafter. Insbeson-
dere die Steuervergünstigungen des § 5 Absatz 1 und 2 GrEStG, des § 6 Absatz 3 
Satz 1 GrEStG sowie des § 7 Absatz 2 GrEStG, die auf die Gesamthand (Gemein-
schaft zur gesamten Hand) abzielen, könnten keinen Anwendungsraum mehr ha-
ben. 

Wenngleich mit der Prüfung eines etwaigen Anpassungsbedarfs des Grunder-
werbsteuergesetzes zeitnah begonnen worden ist, konnte diese nicht rechtzeitig 
abgeschlossen werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Auswirkungen des 
MoPeG auf die Grunderwerbsteuer als Rechtsverkehrsteuer nicht einhellig beur-
teilt werden. 

Der Bundesrat fordert die Beibehaltung des Status quo mit seiner unterschiedli-
chen grunderwerbsteuerrechtlichen Behandlung von Personen- und Kapitalgesell-
schaften, insbesondere im Bereich der Steuervergünstigungen der §§ 5 und 6 
GrEStG.  

Im Hinblick auf die unterschiedliche Beurteilung wird der Status quo im Grund-
erwerbsteuergesetz mit der Einführung des neuen § 24 GrEStG zunächst für das 
Jahr 2024 befristet fortgeführt, indem Personengesellschaften weiterhin für Zwe-
cke der Grunderwerbsteuer als Gesamthand fingiert werden. Die hierdurch ge-
wonnene Zeit muss dafür genutzt werden, dass die Bundesregierung gemeinsam 
mit den Ländern die Prüfung des Anpassungsbedarfs des Grunderwerbsteuerge-
setzes intensiv fortsetzt. Es soll eine rechtssichere gesetzliche Regelung geschaf-
fen werden, die auch in einer Neugestaltung münden kann. Hierdurch können die 
Belange der Länder – denen die Verwaltungs- und Ertragskompetenz der Grund-
erwerbsteuer obliegen – berücksichtigt werden. Gleichzeitig wird Rechtssicher-
heit für die Wirtschaft und die Finanzverwaltung herbeigeführt.  

Da die Prüfung bereits begonnen hat, wird davon ausgegangen, dass innerhalb des 
vorgesehenen Zeitraums Ergebnisse erzielt werden. 
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Aus steuerfachlichen Gründen wird die befristete Regelung – entgegen der For-
derung des Bundesrats – nicht in § 39 Absatz 2 Nummer 2 der Abgabenordnung 
verortet, sondern im Grunderwerbsteuergesetz. Nach ständiger Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs und der Auffassung der Finanzverwaltung ist § 39 der Ab-
gabenordnung im Grunderwerbsteuerrecht nicht anwendbar. Diese gefestigte 
Rechtsansicht sollte durch eine Verortung der Regelung zur Beibehaltung des Sta-
tus quo in § 39 der Abgabenordnung nicht in Frage gestellt werden. 

Die im Regierungsentwurf in Artikel 39 enthaltene Regelung, nach der laufende 
Nachbehaltensfristen der §§ 5 und 6 GrEStG alleine durch das Gesetz zur Moder-
nisierung des Personengesellschaftsrechts mit Ablauf des 31. Dezember 2023 als 
nicht verletzt gelten, wird durch diese befristete Fiktion in § 24 GrEStG obsolet. 

Zu Artikel 39a (Weitere Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes) 

§ 24 – aufgehoben – 

§ 24 GrEStG wird mit Ablauf des 31. Dezember 2024 aufgehoben (vgl. Artikel 47 
Absatz 7) 

Zu Artikel 47 (Inkrafttreten) 

Artikel 47 Absatz 7 

§ 24 GrEStG tritt am 1. Januar 2024 in Kraft (Artikel 47 Absatz 5) und wird – im 
Ergebnis – mit Ablauf des 31. Dezember 2024 aufgehoben. Die Aufhebung tritt 
am 1. Januar 2025 in Kraft.  

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. 

Erfüllungsaufwand und weitere Gesetzesfolgen 

Keine. 



 

 

Umdruck 33 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschan-
cen, Investitionen und Innovation sowie  
Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) 
BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: EU-Amtshilfegesetz;redaktionelle Änderungen 
(Bundesrat Ziffer 44) 

Zu Artikel 42 Nummer 7 (§ 12 Absatz 5 Satz 1 und Absatz 6 Satz 1 EU-
AhiG) 

 

Änderung 

In Artikel 42 Nummer 7 wird § 12 wie folgt geändert: 

1. In Absatz 5 Satz 1 wird nach den Wörtern „entscheidet die“ das Wort „zu-
ständige“ eingefügt. 

2. In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „oder in den Fällen des Absatzes 4“ 
durch die Wörter „oder in den Fällen des Absatzes 5“ ersetzt. 

Begründung 

Zu Artikel 42 (Änderung des EU-Amtshilfegesetzes) 

Zu Nummer 7 

§ 12 Absatz 5 Satz 1 und Absatz 6 Satz 1 

Die Änderung in Absatz 5 dient der Rechtsklarheit. Durch die Änderung in 
Absatz 6 wird ein Verweisfehler behoben. 

verwehmeyeir
Ausschussstempel_5

verbaudema
Ausschussstempel



 

 – 2 – 

Anwendungs- und Inkrafttretenszeitpunkt 

Die Änderungen treten entsprechend der für Artikel 42 vorgesehenen Inkraft-
tretensregelung am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Keine. 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. 



 

 

Umdruck 34 

Änderungsantrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP 

 

Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, In-
vestitionen und Innovation sowie  

Steuervereinfachung und Steuerfairness 
(Wachstumschancengesetz) 

BT-Drucksache 20/8628 

Stichwort: Folgeänderung im SGB IV an die Anhebung der Frei-
grenze in § 23 Absatz 3 Satz 5 EStG 

Zur Inhaltsübersicht, zu Artikel 42a – neu – (§ 18a Absatz 4 Nummer 3 
SGB IV) sowie Artikel 46 Absatz 5 (Inkrafttreten) 

 

Änderung 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu Artikel 42 folgende Angabe 
eingefügt: 

„Artikel 42a Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch“. 

2. Nach Artikel 42 wird folgender Artikel 42a eingefügt: 

‚Artikel 42a 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

In § 18a Absatz 4 Nummer 3 des Vierten Buch Sozialgesetzbuch – Ge-
meinsame Vorschriften für die Sozialversicherung – in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 I 
S. 363), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 16. August 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 217) geändert worden ist, wird die Angabe „600 Euro“ 
durch die Angabe „1 000 Euro“ ersetzt.‘ 

3. In Artikel 46 Absatz 5 wird die Angabe „41“ durch die Wörter „41, 42a“ 
ersetzt. 

Begründung 
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Zur Inhaltsübersicht 

Es handelt sich um Folgeänderungen aus der Einfügung des neuen Artikels 42a. 

Zu Artikel 42a – neu – (Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) 

§ 18a Absatz 4 Nummer 3 

Bei der Änderung handelt es sich um eine Folgeänderung zur Änderung des § 23 
Absatz 3 Satz 5 EStG. Gewinne aus privaten Veräußerungsgeschäften sind bisher 
steuerfrei, soweit sie weniger als 600 Euro im Kalenderjahr betragen. Gleichlau-
fend mit der Erhöhung dieses Betrages auf 1 000 Euro in § 23 EStG ist daher auch 
eine entsprechende Anhebung des Freibetrages in § 18a Absatz 4 Nummer 3 
SGB IV erforderlich, der an diese steuerliche Grenze anknüpft. 

Zu Artikel 46 (Inkrafttreten) 

Absatz 5 

Die Änderung des neu eingefügten Artikels 42a tritt zeitgleich mit der Änderung 
von § 23 Absatz 3 Satz 5 EStG (Artikel 5 Nummer 12 des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes) in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Nicht bezifferbare minimale Mehrausgaben. 

Erfüllungsaufwand 

Keiner. 



 

 

 

Umdruck Nr. 27 

Änderungsantrag der Fraktonen SPD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und FDP 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Wachs-
tumschancen, Investitionen und Innovation sowie 
Steuervereinfachung und Steuerfairness (Wachs-

tumschancengesetz) 
DRs. 20/8628 

Stichwort: Steuersatz für Gas- und Wärmelieferungen 

Änderung 

Artikel 27 wird wie folgt gefasst: 

‚Artikel 27 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Feb-
ruar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juli 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 194) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 12 Absatz 2 Nummer 8 Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

a) [wie Artikel 27 Nummer 1 des Regierungsentwurfs] 

b) [wie Artikel 27 Nummer 2 des Regierungsentwurfs] 

2. In § 28 Absatz 5 und 6 wird jeweils die Angabe „31. März 2024“ durch die 
Angabe „29. Februar 2024“ ersetzt.‘ 

Begründung 

Zu Artikel 27 (Änderung des Umsatzsteuergesetzes) 

Zu Nummer 2 (§ 28 Absatz 5 und 6) 

Die Regelung bestimmt, dass der ermäßigte Steuersatz für die Lieferung von Gas 
über das Erdgasnetz und von Wärme über ein Wärmenetz nur bis zum 29. Februar 
2024 gilt. 

Der Gesetzgeber hatte die Regelung ursprünglich bis zum 31. März 2024 befris-
tet. Er beabsichtigte durch den ermäßigten Steuersatz für Gas- und 
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Wärmelieferungen die Belastung der Bürgerinnen und Bürger durch die gestiege-
nen Gas- und Wärmepreise abzufedern. 

Da die Energiepreise mittlerweile unter das Vorkrisenniveau gesunken sind, und 
unter Berücksichtigung der Preiserwartungen auf den Terminmärkten derzeit kein 
Anstieg über das Vorkrisenniveau hinaus erwartet wird, ist eine Weiterführung 
des ermäßigten Umsatzsteuersatzes auf Gas- und Wärmelieferungen über den 29. 
Februar 2024 hinaus nicht mehr erforderlich. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die ursprünglich erwarteten Umsatzsteuermindereinnahmen für Gas- und Wär-
melieferungen im März 2024 in Höhe von 830 Mio. Euro treten nicht ein und 
führen zu entsprechenden Steuermehreinnahmen. 

Erfüllungsaufwand und weitere Gesetzesfolgen 

E.1 Bürgerinnen und Bürger 

Kein Erfüllungsaufwand 

E.2 Wirtschaft 

Insgesamt entsteht einmaliger Aufwand von rund 8 151 Tsd. Euro. Dieser ist der 
Kategorie Einführung oder Anpassung digitaler Prozessabläufe zuzuordnen. 

E.3 Verwaltung 

Kein Erfüllungsaufwand 
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